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BRUNO RAUECKER 
Europäische Arbeitsordnung im Werden 


A: ich im Jahre 1936 in dieser Zeitschrift in einer Artikelreihe 1) die geopolitische 
Bedingtheit der Sozialpolitik behandelte, schrieb ich: „Wenn die Zahl der 
internationalen sozialpolitischen Übereinkommen im letzten Jahrfünft von Jahr 
zu Jahr geringer geworden. ist, wenn die Arbeit der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation immer unfruchtbarer wurde, so trägt hieran nicht nur die zunehmende 
Selbstbestimmung und Selbstbesinnung der Völker daran Schuld, nicht nur die 
Auflösung der Weltwirtschaft in zahllose Glieder, sondern ebensosehr die Ab- 
neigung der Erwerbstätigen gegen eine zwischenstaatliche Arbeitsordnung, die auch 
dann vereinheitlichen wollte, wenn die Voraussetzungen hierfür nicht gegeben 
warer, weil Volks- und Arbeitsart der Völker dieser Vereinheitlichung wider- 
sprachen... Sollen sozialpolitische Normen von den Völkern ertragen werden, so 
müssen sie der Artung dieser Völker entsprechen oder sie werden in kürzester Zeit 
von dem Lebenswillen dieser Völker wieder beseitigt werden. Auch in der sozialen 
Gesetzgebung der Völker muß das Gesetz beachtet ‚werden, ‚nach dem sie an- 
getreten‘. 


Als diese Sätze geschrieben wurden, klapperte die Apparatur des Internationalen Arbeits- 
amtes noch mit allen Mühlen; von den Großmächten hatte nur das nationalsozialistische 
Deutschland der Internationalen Arbeitsorganisation (IOA.) und ihren gleichmachenden Ten- 
idenzen Valet gesagt. Noch einmal erhielt diese Organisation einen stärkeren Auftrieb durch 
den lange verzögerten Eintritt der Vereinigten Staaten von Nordamerika in die Reihen seiner 
Mitglieder. Heute jedoch stellt die IOA. nurmehr einen kümmerlichen Torso ihres einst so 
lebensvollen Körpers dar, der in Nordamerika von Roosevelts Gnaden ein ebenso bedeutungs- 
loses wie abseitiges Dasein fristet, seitdem die Kontinentalstaaten Europas als die einstigen 
Hauptträger der Internationalen Sozialpolitik sich von ihr abgewandt und ihren Austritt aus der: 
Internationalen Arbeitsorganisation formell erklärt oder informell durch die Einstellung ihrer 
Beitragszahlungen vollzogen haben. 


Es war ein grundlegender Irrtum, zu glauben, internationale Sozialpolitik ließe 
sich, losgelöst von den Gegebenheiten der Rassen, der räumlichen Umwelt, der 
geschichtlichen Verhältnisse, gleichsam in einem politisch und völkisch luftleeren 
Raum auf abstrakte Weise betreiben. Was für das eine Volk einen fühlbaren 
sozialen Fortschritt bedeutet, zieht für das andere die verhängnisvollsten Folgen 
nach sich. Anstatt eines ‚Fortschritts hat die Entwurzelung aus ihren natur- 
gegebenen Lebensformen den Kolonialvölkern nur Unglück gebracht, schwerstes 
körperliches Siechtum und ein Massensterben, über das die Internationale Arbeits- 
organisation mit einem Achselzucken hinwegzusehen pflegte, wenn ein Ein- 
greifen zugunsten der Eingeborenen ihre Theorie von den Vorteilen der sozialen 
Segnungen für jedermann ad absurdum zu führen, die Wünschbarkeit inter- 
nationaler sozialpolitischer Übereinkommen in Zweifel zu ziehen drohte. 


So hat sie’es beispielsweise ruhig zugelassen, daß die 31/, Mill. Einwohner des menschenreichen 
Ruanda-Urundigebietes im Nordwesten Deutsch-Ostafrikas nach der Unterstellung unter bel- 
gisches Mandat zur Anwerbung für die belgischen Kupferminen in Kongo freigegeben und 
damit einem Massensterben überantwortet wurden, das?) 1928 sich auf 30 v. T., 1929 aber 


1) Erschienen auch als Heft 12 der Schrifien zur Geopolitik. 
2) Ministerialrat Dr. Karstedt im Reichsarbeitsblatt Nr. 31, 1941. 
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auf 4ov. T. der angeworbenen männlichen Bevölkerung belief, während von den mitge 
Frauen und Kindern 1929 nach belgischen Angaben 60 und 222 v. T. starben. Der 
einsatz der Eingeborenen im Goldbergbau der end Union hat ähnlich ei 
volle Folgen gezeigt. Von den aus Britisch-Nyassaland zuwandernden eingeborenen Arb 
starben ıgı5 nicht weniger als 33,60 v. T., eine Entwicklung, die selbst die Regierung 

ten 


. Südafrikanischen Union veranlaßte, die Anwerbung von Arbeitern aus tropischen Gebie 
zu verbieten. Als aber nach der Abwertung des Goldes der Arbeitermangel neuerdings bedro 


liche Formen annahm, gab sie dem wachsenden Drängen des Goldkapitals neuerdings nach und R 
ließ ihr Anwerbungsverbot wieder fallen, ohne daß die Internationale Arbeitsorganisätion. 
bzw. ihr ständiges Organ, das Internationale Arbeitsamt, sich gegen diesen Raubbau an Men- 
schen zur Wehr gesetzt hätte. Hochkapitalistischen Interessen gegenüber versagte seine Theorie 
von der Gleichheit der Menschenrechte. 4 
Bedeutet das Scheitern der Versailler internationalen Sozialpolitik nun auch, daß 
die Sozialpolitik künftig auf jedwede zwischenstaatliche Regelung verzichten muß? 
Gewiß nicht. Das Erwachen des völkischen Gedankens, seine Verwirklichung in 
dem Bei- und Miteinanderleben der Völker hat ganz von selber und ohne daß 
es hierzu eines überstaatlichen, internationalen Motors bedurft hätte, zu koope- 
rativen Lebensformen Gleichgestimmter und Gleichgesinnter geführt, in denen 
auch die internationale Sozialpolitik ihren organischen Standort hat. Es ist selbst- 
verstärdlich, daß Völker, die dem gleichen Lebensideal zustreben, sachlich die 
gleichen oder ähnliche Interessen verfolgen und obendrein räumlich zu einer Schick- 
salsgemeinschaft verbunden sind, auch in sozialpolitischer Hinsicht voneinander 
lernen. 
Europäische Sozialversicherung 
Die Geschichte der europäischen Sozialversicherung ist der untrüglichste 
Beweis dafür, daß ein allen Völkern des Kontinents gemeinsames sozialpolitisches 
Anliegen auch zu einem ähnlichen institutionellen Aufbau führt. Wenn heute die 
„europäischen Kontinentalstaaten in wachsender Zahl zwischenstaatliche Abkommen 
über die wechselseitige Gewährung von Sozialversicherungsleistungen an ihre im 
Auslande weilenden Erwerbstätigen schließen, wenn es in den letzten Jahren 
möglich war, die Sozialversicherung all der Staaten, die ihre überschüssigen 
Arbeitskräfte dem Reiche zur Verfügung stellen, mit dem deutschen Recht ohne 
größere Schwierigkeiten in Einklang zu bringen und damit den Einsatz von bisher 
2,5 Mill. Fremdarbeitern im Reich ohne Einbuße ‘der von den Versicherten er- 
worbenen Rechte und Anwartschaften möglich zu machen, so ist dies der allmäh- 
lichen Erweiterung der Versicherungsinsel Deutschland zum Ver- 
sicherungskontinent zu danken, die bereits seit der Inauguration der Bis- 
marckschen Sozialversicherung in den 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts, mit 
zunehmender Intensität und wachsendem Aktionsradius dann seit der Jahrhundert- 
wende im Gange ist. Die Internationale Arbeitsorganisation brauchte in ihre 
Internationalen Übereinkommen über Sozialversicherung sowie in ihre diesbezüg- 
lichen „Vorschläge“ an die Mitgliedstaaten nur die Gedanken und Einrichtungen 
zu übernehmen, die in der „prästabilierten Harmonie“ der europäischen Sozial- 
versicherung sozusagen schon Jahrzehnte zuvor vorgedacht und vorerprobt worden 
waren, um die Sozialversicherung zum Gemeingut aller Weltvölker werden zu 
lassen. = 


Wie sehr die Angleichung der Sozialversicherung der übrigen europäischen Staaten an das 
Vorbild Deutschlands einem echten, d. h. der natürlichen Lebensweise der Bevölkerung ent- 
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prungenen Bedürfnis entspricht, zeigt insbesondere die Beibehaltung des deutschen und des 
lem deutschen unmittelbar nachgebildeten österreichischen Rechtes in allen den Gebieten, die 
ıach Beendigung des ersten Weltkrieges den Nachfolgestaaten dieser Länder einverleibt wurden. 

Ein besonders einleuchtendes Beispiel stellt die Rückwirkung des in Elsaß-Lothringen auch 
ach der Annektion noch geltenden deutschen Rechts auf die innerfranzösische Entwickk- 
ung dar. 

Am 13. Dezember 1919 hielt der erste französische Generalkommissar, Millerand, an die 
Seneralversammlung der elsaß-lothringischen Versicherungsträger eine Ansprache, in der er 
ı. a. erklärte: „Der Besuch einer Ihrer Krankenkassen genügt, um sich von dem reibungslosen 
Arbeiten und den täglichen wohltätigen Erfolgen Ihrer Versicherung zu überzeugen... Ich be- 
zrüße die bewunderungswerten Einrichtungen Ihrer Sozialversicherung, die vom materiellen 
vie vom moralischen Standpunkt aus nicht hoch genug eingeschätzt werden können.“ Als 
Millerand dann im Jahre 1920 Ministerpräsident wurde, berief er den elsäßischen Abgeordneten 
Jourdain als Arbeitsminister in sein Ministerium, der seinerseits der Kammer der Abgeordneten 
inen weitgehend in deutschrechtlichen Grundsätzen fußenden Entwurf eines Sozialversicher- 
rungsgesetzes zuleitete. Die Kammer selbst hatte bereits am 9. Oktober ıgıg einen Resolutions- 
yorschlag angenommen, der folgenden Wortlaut hatte: „Die Abgeordnetenkamnier hat sich von 
len glücklichen Erfolgen der Sozialversicherungsgesetze in Elsaß-Lothringen überzeugt und 
fordert die Regierung zur dringenden Vorlage eines Gesetzentwurfes betreffend die Ausdehnung 
lieser Gesetzgebung auf ganz Frankreich auf.“ 

Der Streit um den Inhalt dieses Gesetzentwurfes hat allerdings bis zum Jahre 1928 ge- 
yährt. Auch enthält das französische Sozialversicherungsgesetz vom 5. April 1928 nur einen 
Teil der vom deutschen Recht verwirklichten Versicherungszweige: Die Hinterbliebenen- und 
Unfallversicherung fehlt ganz. Daß ein weiterer Ausbau im Sinn des deutschen Rechts geplant 
war, geht indessen aus der Beibehaltung des deutschen Rechts in Elsaß-Lothringen auch nach 
1928 hervor. Der von der Regierung Pe6tain beabsichtigte Umbau der Sozialversicherung im 
wutorifären Sinne wird nunmehr die staatliche Pflichtversicherung bringen; in Kürze wird das 
leutsche Rechtsprinzip auch in der französischen Sozialversicherung ohne Einschränkung ver- 
wirklicht sein. 

Nicht minder deutlich ist der Einfluß des deutschen Rechts auf die polnisch e Gesetz- 

gebung. 
Die Genfer Konvention vom ı5. Mai 1922 und das Statut für Ostoberschlesien vom ı5. Juli 
1922 (Art. 7) bestimmten, daß die reichsrechtlichen Bestimmungen über die Sozialversicherung 
bis zu einem Zeitpunkt aufrecht zu erhalten seien, an welchem der Arbeiterschaft „eine bessere 
der doch zum mindesten gleichwertige Versicherung‘ zuteil werden würde. Dieser Zeitpunkt 
st für die alten Versicherungszweige nie gekommen. Lediglich die Arbeitslosenversicherung 
ler Arbeiter, die Pensions- und Arbeitslosenversicherung der Angestellten sowie die Ver- 
sicherung gegen Berufsunfälle und Berufskrankheiten aus dem Jahre 1923, 1924 und 1927 
für das gesamte polnische Staatsgebiet ging über die im Jahre 1922 geltenden reichsrecht- 
ichen Bestimmungen hinaus. Der polnische Staat war jedoch nicht in der Lage, diese gün- 
stigeren Bestimmungen tatsächlich durchzuhalten. In einer vom polnischen Ministerium für 
soziale Fürsorge 1937 veröffentlichten Propagandaschrift „La Politique Sociale en Pologne 
T918— 1936“ hieß es hierüber recht offenherzig (S.92): „Die durch die Krise geschwächte 
Nationalwirtschaft ist nicht mehr in der Lage, eine fühlbare und dauerhafte Erhöhung der 
Versicherungsleistungen zu tragen... In extremen Fällen ist es erforderlich, sei es durch 
Streichung, sei es durch Begrenzung die freiwilligen und außerordentlichen Zahlungen. .. 
rerabzusetzen, ausnahmsweise sogar die pflichtmäßigen und normalen Zahlungen zu über- 
prüfen.‘ Die Bankrotterklärung der polnischen Sozialversicherung, die in diesen Worten liegt, 
st von der deutschen Verwaltung des Gouvernements nach der Übernahme der polnischen 
Versicherungsträger vollinhaltlich bestätigt worden. Es bedurfte erst der Zurückführung der 
us propagandistischen Gründen aufgeblähten polnischen Leistungen auf das durch versiche- 
rungsmathematische Berechnungen ermittelte Maß, ehe eine Sanierung der ehemalig polnischen 
Sozialversicherung möglich war. An den Grundlagen des alten deutschen Rechts brauchte 
rierbei nichts geändert zu werden. 

Von den Nachfolgestaaten der einstigen österreichisch-ungarischen . Monarehie haben vor 
lem Jugoslawien und die Tschecho-Slowakei auf dem Umwege über das öster- 
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reichische Recht deutschrechtliche Prinzipien übernommen. Wenn es trotz der Vielfältigk 
der Rechtslage — es bestand bei der Errichtung des Königreichs Ju goslawien 1919 neben- 
einander serbisches, mohammedanisches, montenegrinisches, kroatisches, madjarisches und 
österreichisches Recht — bereits 1922 möglich war, im damaligen Jugoslawien ein Gesetz 
über die Versicherung der gewerblichen Arbeiter zu verabschieden, so nur deshalb, weil in den 
ehemaligen österreichischen und ungarischen Landesteilen, in Dalmatien, Kroatien und Slo- 
wenien sowie in der Woiwodina bereits seit Jahrzehnten ein in deutschrechtlichen Prinzipien 
fußendes Sozialversicherungsrecht in Geltung war, das — mitsamt seinen Einrichtungen — 
den übrigen Reichsteilen als Vorbild diente. | 

Daß das deutsche Recht auch auf die tschecho-slowakische Gesetzgebung einen ent- 
scheidenden Einfluß ausgeübt hat, geht — abgesehen von der Ähnlichkeit der Methoden, der 
Anwendungsgebiete, der Organisation, der Leistungen und der Regelung von Streitfällen, die eine 
rechtsvergleichende Darstellung ohne weiteres ersichtlich macht, aus dem Motivenbericht der 
tschecho-slowakischen Regierung zur Regierungsvorlage Nr. 4186 aus dem Jahre 1924 be- 
treffend die Versicherung der Arbeitnehmer für den Fall der Krankheit, der Invalidität und 
des Alters hervor. 

Darin heißt es: ‚Das Bestreben, das Interesse am Staate zu festigen, war es in| erster Linie, 
welches Bismarck in den 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts zur Durchführung der für 
seine Zeit staunenswerten und gewagten Einrichtung der deutschen Sozialversicherung bewog, 
Es ist sicher, daß der friedliche Ver!auf der deutschen Revolution im November 1918 zum 
größten Teil durch den Umstand zu erklären ist, daß am 31. Dezember ı918 im ganzen 
über 2326000 RM. Renten ausgezahlt wurden.“ 

Erwägungen der Staatsraison waren es also letztendlich, die nach dem Vorbild Bismarcks auch 
die damalige tschecho-slowakische Regierung veranlaßt haben, das bereits vorhandene Recht 
auszubauen. 

‚Daß auch die englische Sozialversicherung auf den deutschen Er- 
fahrungen aufbaut, ist bekannt. Als Lloyd George ıgıı den für die damaligen 
Verhältnisse revolutionären Entschluß faßte, auch in England eine staatliche 
Pflichtversicherung einzuführen, studierte er die deutschen Einrichtungen vorher 
ann Ort und Stelle. In einem Vorwort zu dem Buche von H. A. Walter: „Die 
neuere englische Sozialpolitik“ (Oldenbourg, München und Berlin ıgı4) sagt er 
hierüber: „Einer der wichtigsten Zweige des nationalen Lebens, welchen man aus 
Mangel an Kapital... hat verkommen lassen, ist die Gesundheit und Kraft der 

arbeitenden Klasse... Ich habe oft Gelegenheit gefunden, anzuerkennen, wie sehr 
nicht nur mein eigenes Heimatland, sondern die ganze zivilisierte Welt Deutsch- 
land zu Dank verpflichtet ist für den Mut, mit welchem es schon vor einer Gene- 
ration ein damals neues und unbebautes Versuchsfeld betrat.“ 

Bei dieser Sachlage bedurfte es nur geringer Retuschen, um die Sozialversiche- 
rungseinrichtungen des Kontinents auf einen Generalnenner zu bringen, der einen 
zwischenstaatlichen Einsatz der europäischen Arbeitskräfte ohne Beeinträchtigung. 
ihrer Rechte bei der Grenzüberschreitung möglich machte. Der Abschluß zwi- 
schensiaatlicher Abkommen über die wechselseitige Anwendung der Sozialversiche- 
rung zwischen den europäischen Kontinentalstaaten ist keine Frage des Prinzips 
mehr, sondern nur noch ein Problem der Durchführung. | 


Arbeitslenkung im europäischen Ausmaß 


Wesentlich schwieriger liegen die Verhältnisse bei der Regelung des Arbeits- 
einsatzes. Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenhilfe zählten in zahlreichen euro- 
päischen Staaten bis vor kurzem zu den Hauptdomänen der gewerkschaftlichen: 
Betätigung. In einer Anzahl von Kontinentalstaaten, so beispielsweise in Schweden, 
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Norwegen, Frankreich, Belgien, in der Tschecho-Slowakei hat der Staat — teil- 
weise tut er es noch — das verbriefte Recht der Arbeiterorganisationen zur Er- 
richtung gewerkschaftlicher Nachweise und sog. „anerkannter“ Hilfskassen durch 
lie Gewährung von Zuschüssen ausdrücklich anerkannt (Genter System). In ande- 
ven Staaten bestanden (und bestehen hier und dort noch) neben den Einrichtungen 
der Gewerkschaften Arbeitsnachweise der Arbeitgeber, der karitativen Verbände, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände in bunter Mischung. Von einer zentralen 
Übersicht über die Lage des Arbeitseinsatzes, von der Möglichkeit zu einem ratio- 
nellen zwische.bezirklichen Ausgleich konnte unter diesen Umständen keine Rede 
sein, da nahezu jeder Träger nach anderen Grundsätzen verfuhr. 

Der erste Staat, der mit der Zersplitterung des Arbeitseinsatzes gebrochen hat, 
war das Reich. Monopolisierung der staatlichen Arbeitseinsatzverwaltung in der 
Arbeitslenkung, Berufsberatung und Lehrlingsstellenvermittlung vom Jahre 1935 
ab, die Schaffung eines Arbeitsbuches, die Intensivierung des zwischenstaatlichen 
Ausgleichs, die Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels, die Einführung der Melde- 
pflicht, schließlich — im Zuge der wachsenden Verknappung an Arbeitskräften — 
im Jahre 1938 die Einführung der Dienstpflicht für alle Deutschen ohne Ansehung 
der Person, des Alters und des Geschlechts haben den Organen der Arbeitseinsatzver- 
waltung, den Landesarbeitsämtern und den Arbeitsämtern die Möglichkeit ge- 
geben, das Primat des Staatsinteresses beim Arbeitseinsatz immer stärker zur Gel- 
tung zu bringen. 

Das Ausland hat lange gezögert, das deutsche Vorbild anzuerkennen, geschweige 
denn es zu übernehmen. Soweit es den demokratischen Ideen zuneigte, sah es in 
ler Beschränkung der freien Arbeitswahl einen in Widerspruch zu den verfassungs- 
mäßig gewährleisteten Grundsätzen der persönlichen Freiheit stehenden Eingriff 
les Staates in die Rechte des einzelnen. Auch zeigten in den Demokratien die poli- 
ischen, sozialen, karitativen und kirchlichen Gruppen sowie andere interessenmäßig 
sebundene oder beeinflußte Träger des Arbeitseinsatzes und der Arbeitslosenhilfe, 
inschließlich der Gemeinden, begreiflicherweise keinerlei Neigung, ihre Macht- 
positionen in den Nachweisen preiszugeben und sich hierdurch einer wirksamen 
Handhabe im Interessenkampf freiwillig zu entäußern. 

Es bedurfte erst des Durchbruchs der totalen Idee im Gesamtbereich des poli- 
ischen Denkens, Fühlens und Handelns, ehe der autoritäre Gedanke auch in der 
Arbeitslenkung der übrigen europäischen Staaten Gemeingut wurde. Zweierlei 
Ursachen haben diese Entwicklung in den letzten Jahren beschleunigt: Erstens der 
lurch den Krieg unmittelbar und mittelbar in allen’ europäischen Ländern hervor- 
zerufene soziale Notstand und zweitens die ständig wachsende europäische Binnen- 
vanderung. 

Während — um nur von dem Zustrom ausländischer Arbeitskräfte ins Reich 
lier zu reden — am ı. April 1940 erst rund 1,5 Mill. Fremdarbeiter innerhalb des 
Reichsgebietes tätig waren, ist ihre Zahl auf gegenwärtig bereits rund 2,3 Mill. ge- 
tiegen. Mit einem weiteren Ansteigen ist zu rechnen. Der Einsatz dieser Millionen 
ber erfolgt auf Grund zwischenstaatlicher Verträge zwischen dem Reich und den 
\bgabeländern, in denen die Zuständigkeit der staatlichen Arbeitseinsatzverwal- 
ungen für die Anwerbung, den Transport, die Gestaltung der Arbeitsbedingungen, 
len Schutz und die Betreuung der Arbeitskräfte sowie die Regelung der Familien- 


im Kriege doppelt bedeutsame Beachtung der Ausländerpolizei-, Paß- und Abweh 
vorschriften sowie die Durchführung des Lohntransfers hat die Einschaltung 
Staatsverwaltungen notwendig gemacht. War aber erst einmal der Apparat für 
Anwerbung und den Einsatz überschüssiger Arbeitskräfte ins Ausland geschaffen 
so ergab sich die Erstreckung seiner Funktionen auch auf das Inland sozusagen von 


Be: 
‚selbst. Auch erwies sich mit der wachsenden Zahl der Meldungen für den Einsat 


im Ausland die Steuerung des heimischen Einsatzes durch eine staatliche Zentral- 


stelle als ein unabweisbares volkswirtschaftliches Erfordernis, sollte die heimische 
Wirtschaft des Abgabelandes durch den ungeregelten Abstrom an Arbeitskräften in 
das vielfach höhere Arbeitsentgelte gewährende Ausland nicht schweren Schaden 


erleiden. 


Sämtliche europäische Kontinentalstaaten, einschließlich der mehr oder weniger 
demokratisch gebundenen, haben daher in den letzten Jahren staatliche Einrich- 
tungen zur Lenkung des Arbeitseinsatzes errichtet. Immerhin bestehen weitgehende 
Unterschiede hinsichtlich der Einsatzmethoden. ei 


In Schweden beispielsweise, dessen sozialistische Regierungsmehrheit sich gegen jede Ver- 
stärkung der autoritären Tendenzen sozusagen programmäßig zur Wehr setzen muß, ist trotz 
der Verstaatlichung der Arbeitsnachweise und der Einführung der Dienstpflicht für alle 
Schweden vom ı6. bis zum 69. Lebensjahre im Jahre 1940 von einer straffen autoritären 
Führung des Arbeitseinsatzes noch keine Rede. Die Regierung ist durch das Gesetz über die 
nationale Dienstpflicht zwar ermächtigt, die gewerbliche und nichtgewerbliche Arbeits- 
vermittlung außerhalb der staatlichen Arbeitsnachweise zu unterbinden, indessen hat sie von 
dieser Ermächtigung bisher keinen Gebrauch gemacht. Die Regierung kann ferner eme 
Rangordnung für die Vordringlichkeit des Bedarfs an Arbeitskräften in den einzelnen Indu- 
strien aufstellen sowie den Arbeitsplatzwechsel von einer Genehmigungspflicht abhängig machen. 
Die Rentenempfänger können verpflichtet werden, eine zumutbare Arbeit anzunehmen usw. 
Da die der Regierung nahestehenden sozialistischen Gewerkschaften die Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenunterstützung als eine ihrer Hauptdomänen betrachten — die Unterstützung erfolgt 
nach dem oben erwähnten Genter System durch Bereitstellung staatlicher Zuschüsse an die an- 
erkannten Gewerkschaftskassen — ist mit einer Verwirklichung dieser Kannbestimmungen vor- 
erst nicht zu rechnen. 


Wohin die laxe Handhabung der staatlichen Arbeitslenkung führt, hat unlängst ein Notruf 
des Vorsitzenden der ‚staatlichen Arbeitsmarktkommission‘ erwiesen. In aller Öffentlichkeit 
hat dieser freimütige Beamte die Einführung der staatlichen Arbeitsdienstpflicht gefordert, 
weil es anderenfalls unmöglich sei, für einige dringende Arbeitsvorhaben, wie Wege- und Be- 
festigungsarbeiten, Holzfällungen usw. die hierfür benötigten 25 000 ungelernten Arbeiter be- 
reitzustellen. Einen weiteren Beweis für die unzureichenden schwedischen Maßnahmen: stellt 
die relativ hohe Zahl von Arbeitslosen dar. Ausweislich der schwedischen Statistik, die überdies 
lediglich eine Statistik der arbeitsuchenden Personen ist und somit von der Zahl der 
tatsächlich vorhandenen Arbeitslosen um mindestens ıo v. H. nach unten ‚abweicht, ist die 
schwedische Arbeitslosenziffer nach Kriegsbeginn von 60641 auf über 1000000 gestiegen 
und hat sich trotz der von der Regierung alsbald eingeleiteten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
ständig auf dieser Höhe gehalten. Abgesehen von Spanien, dessen relativ hohe — übrigens im 
Sinken begriffene — Arbeitslosigkeit auf die immer noch spürbaren Nachwirkungen des Bür- 
gerkrieges zurückzuführen ist, weist Schweden unter den Kontinentalstaaten die im Verhältnis 
zur Bevölkerungszahl (rt. ı. 1941: 6370964 Einwohner) relativ höchste Arbeitslosenziffer auf. 
Während die Arbeitslosenkurve aller anderen Kontinentalstaaten seit Beendigung der Kriegs- 
handlungen immer rascher fällt, zeigt sich in Schweden kaum eine Veränderung. 


Ein Gegenbeispiel dieser Entwicklung stellt der Verlauf der Arbeitslosigkeit in 
Frankreich, Belgien und den Niederlanden seit Kriegsbeginn dar. Wäh- 
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rend in den besetzten französischen Gebieten im November ı94o, also rund ein 
halbes Jahr nach Beendigung der Kriegshandlungen noch über eine Million Arbeits- 
lose gezählt wurden, sind es heute kaum EN 100000, von denen überdies nur 
‚noch ein verschwindender Rest voll einsatzfähig ist. Etwa die Hälfte der arbeit- 
suchenden Männer ist über 60 Jahre alt oder invalide. Die Arbeitslosigkeit in den 
besetzten französischen Gebieten kann somit als beseitigt gelten. In den unbesetzten 
| Departements ist sie zwar noch nicht völlig eliminiert, weil ein Teil der Flücht- 
linge noch flukturiert, jedoch ist die Arbeitslosenziffer auch dort im Sinken be- 
griffen. Der Grund für diese günstige Entwicklung ist neben dem wachsenden 
' Einsatz von französischen Arbeitern im Reich, neben der Auftragsverlagerung aus 
dem Reich in die besetzten Gebiete vor allem in der planvollen Steuerung des Ar- 
beitseinsatzes durch die staatliche französische Arbeitseinsatzverwaltung zu suchen. 
Die gesetzlichen Grundlagen hierfür sind durch das Gesetz vom ır. Okt. ı940 geschaffen 
' worden, das die gemeindlichen und departementalen Arbeitsnachweise zu staatlichen Arbeits- 
ämtern umwandelte, die nach einheitlichen Richtlinien des Arbeitsministeriums arbeiten. Der 
' zwischenbezirkliche Ausgleich ist gleichfalls beim Arbeitsministerium zentralisiert. Das Gesetz 
schreibt ferner vor, daß unterstützte Arbeitslose jede vom Arbeitsamt; angebotene Stelle an- 
nehmen müssen, widrigenfalls der Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung-entfällt. Um die aus 
‚ der Landwirtschaft stammenden Arbeitskräfte ihrem eigentlichen Beruf wieder zuzuführen, 
wird seit Juli 19/40 an Arbeitslose, die für die Landarbeit geeignet sind, keine Unterstützung 
mehr gezahlt. Der Industrie, dem Gewerbe und den öffentlichen Diensten ist es verboten, land- 
und forstwirtschaftliche Arbeiter in der Zeit vom 1.3. bis ı5. ıı. zu beschäftigen. Außerdem 
ist für die Landarbeit die Dienstpflicht eingeführt und für junge Männer von 17 bis 21 Jahren 
ein sogen. Landarbeitsdienst (service civile rural) eingeführt worden. 

Auch in den Niederlanden ist der Gestaltwandel vom liberalistischen zum 
autoritären Prinzip in der Arbeitslenkung unverkennbar. Das Kriterium der nieder- 
ländischen Gesamtwirtschaft war bis vor kurzem eine im Verhältnis zur Bevölke- 
rungszahl und zur Gebietsgröße außerordentlich hohe Massenarbeitslosigkeit, wie 
sie allen nach liberalistischen Grundsätzen geleiteten Staaten eigentümlich ist. Die 
relative Arbeitslosenziffer schwankte zwischen 1933 und 1938 zwischen 36,8 und 
47,0 auf das Tausend der Einwohner. Erst 1939 erfolgte ein Rückgang auf 
33,8 v. T., der jedoch nicht auf eine strukturelle oder konjunkturelle Besserung 
der Lage, sondern auf die zahlreichen Einberufungen zurückzuführen war. Wie 
sehr die breite Masse der Arbeitslosen unter den Folgen einer langandauernden Ar- 
beitslosigkeit zu leiden hatte, zeigt die Tatsache, daß von den untersuchten Be- 
werbern für den Arbeitseinsatz im Resch nur 45 v.H. für die Aufnahme in 
Deutschland in Frage kamen, ohne daß familiäre oder soziale Bindungen sowie 
fachliches Unvermögen hierbei als einsatzhindernd berücksichtigt wären. 

Der Hauptgrund für die niederländische Massenarbeitslosigkeit der vergangenen 
Jahre ist — wie anderwärts — in dem Fehlen einer autoritären Arbeitsvermittlung 
zu sehen. Die gemeindlichen „Arbeitsbörsen“ — man beachte das für den kapita- 
_ listischen Geist der Einrichtung höchst bezeichnende Wort — unterstanden lediglich 
“der Dienstaufsicht des Sozialministeriums, das auf die eigentliche Vermittlungs- 
tätigkeit selbst keinerlei Einfluß ausübte. Die Folge war, daß, ähnlich wie in 
Schweden, Frankreich und Belgien, ähnlich auch wie im Weimarer Zwischenreich 
die politischen, sozialen und kirchlichen Parteien und Interessenten auf die ge- 
meindlichen Arbeitsnachweise einen abträglichen Einfluß  ausübten, der eine 
Versachlichung des Arbeitseinsatzes unmöglich machte. 


'270 1 Aufsätze 


Diesem volkswirtschaftlich wie sozialpolitisch gleich unerwünschten Zustand hat 
erst die Verstaatlichung der Arbeitsvermittlung im Herbst 1940 ein Ende gemacht, 
die seither in unmittelbarer Anlehnung an deutsche Einsatzmethoden ausgebaut 


worden ist. | 

Die 37 staatlichen Arbeitsämter mit ihren 144 Nebenstellen erhalten ihre Direktiven nun- 
mehr ausschließlich vom Staatsarbeitsamt, einer Abteilung des niederländischen Ministeriums 
für soziale Angelegenheiten. Durch Verordnung vom 28. 2. ıg4t wurde ferner die Dienst- 
pflicht eingeführt und der Arbeitsplatzwechsel wesentlich eingeschränkt. Der Erfolg aller 
dieser Maßnahmen ist offensichtlich. Bis Ende Mai 1941 ist die Arbeitslosigkeit von rund 
420000 Mann im Mai 1940 auf rund 100000 gesunken. Da nur rund 100.00 niederländische 
Arbeitskräfte im Innern des Reichs und nur rund 45000 als sogen. Grenzgänger in deutschen 
Betrieben nahe der Grenze eingesetzt wurden, sind somit rund 275000 Arbeitslose innerhalb 
eines Jahres in der niederländischen Wirtschaft selbst wieder in Arbeit gesetzt worden. 

Der Arbeitseinsatz in Belgien war vor dem Kriege seit 1935 gleichfalls 
staatlich gelenkt. Da es neben den staatlichen Arbeitsämtern jedoch noch zahlreiche 
sogen. freie Arbeitsbörsen (Arbeitsvermittlungseinrichtungen der Gewerkschaften 
und der konfessionellen Vereine) gab, war von einer planvollen, zentralen Lenkung 
keine Rede. Dies um so weniger, als es an einer staatlichen Pflichtversicherung 
gegen Arbeitslosigkeit fehlte. | 

Von einem zentralen Überblick über den tatsächlichen Bestand an Arbeitslosen seitens der 
die Unterstützung gewährenden Stellen konnte nicht gesprochen werden. Da es auch keinen Be- 
nützungszwang der Arbeitsnachweise gab, die Inanspruchnahme der Arbeitsämter vielmehr dem 
‘Willen der Beteiligten überlassen blieb, besaßen die staatlichen Arbeitsämter weder eine ge- 
nauere Kenntnis über den Stand der Arbeitslosigkeit, noch auch waren sie zu einem zwischen- 
bezirklichen Ausgleich in der Lage. 

Mit diesen Mißständen hat die deutsche Verwaltung nach der Besetzung alsbald 
aufgeräumt. Nach der Zentralisierung der Arbeitsvermittlung bei den staatlichen 
Arbeitsämtern und der Anlage zuverlässiger Arbeitslosenkarteien und -statistilen 
nach deutschem Vorbild, die eine Erfassung der unterstützten Arbeitslosen mög- 
lich gemacht hat, ist die belgische Arbeitseinsatzverwaltung nunmehr dazu über- 
gegangen, auch die zahlreichen unsichtbaren Arbeitslosen, die sich namentlich aus 
den Söhnen von Landwirten und Gewerbetreibenden zusammensetzen, die keine 
Unterstützung beziehen, durch eine geeignete Propaganda zielbewußt zu erfassen. 
Durch eine intensive Werbung ist es ferner gelungen, auf der Grundlage voll- 
kommener Freiwilligkeit trotz der anfänglichen Scheu der belgischen Arbeiter- 
schaft, die hierin eine Wiederholung der Deportationen aus dem ersten Weltkrieg 
unseligen Angedenkens vermutete und von den Verhältnissen im nationalsozialisti- 
schen Deutschland überdies eine gänzlich unzutreffende, von der englischen 
Propaganda eifrig genährte Fehlvorstellung besaß, zahlreiche belgische Arbeiter 
zur Arbeitsaufnahme in Deutschland zu bewegen. 

Bis zum 20. 2. 1942 konnten bereits 270000 Belgier für die Arbeit im Reich geworben 
werden. Ihr Einsatz hat entscheidend dazu beigetragen, daß bereits im Dezember ıg4ı von den 
rund 600000 gezählten Arbeitslosen aus dem Mai 1940 nur noch rund 58000 vorhanden waren, 
von denen nur noch 10.000 als voll einsatzfähig bezeichnet wurden. 

In rund ı1/, Jahren wurde somit dank der Maßnahmen der im Einvernehmen 
mit den belgischen Stellen arbeitenden deutschen Militärbehörde die Arbeitslosig- 
keit in Belgien nahezu völlig zum Verschwinden gebracht. 

Von der staatlichen Arbeitslenkung zur autoritären Beeinflussung und Kontrolle 
der Arbeitsbedingungen ist nur ein Schritt. Es liegt nahe, daß der Staat, der die 
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‚ Verantwortung für die Steuerung der Arbeitskräfte übernimmt, auch die Verant- 
wortung für die Ausgestaltung ihrer Arbeitsbedingungen trägt. Hand in Hand 
' mit der Verstaatlichung der Arbeitslenkung ist deshalb in allen europäischen Staaten 
eine verstärkte autoritäre Regelung auch der übrigen Arbeitsbedingungen in Fluß 
' gekommen. Die Formen dieser Regelung sind allerdings unterschiedlich. Von der 
weitgehenden Ausschaltung der Parteien «es Arbeitsvertrags aus der Gestaltung der 
‚ Arbeitsbedingungen (Deutschland) über die Delegierung staatlicher Aufgaben an 
- korporative Gebilde als Träger der Arbeitsordnung (Italien, Spanien, Portugal, Bul- 
garien, neuerdings auch Frankreich) bis zur Beschränkung des Staates auf die 
Allgemeinverbindlicherklärung von Gesamtarbeitsverträgen der nach wie vor zur 
Regelung der Arbeitsbedingungen in erster Linie berufenen Berufsverbände der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer (Schweiz und Schweden) weist das Mosaik der 

europäischen Arbeitsverfassungen eine bunte Vielfältigkeit der Farben und For- 
men auf. 

Entscheidend ist, daß auch in den Staaten, die sich heute noch weitgehend zu 
wirtschaftsdemokratischen Methoden bekennen, der Klassenkampf als Mittel zur 
Durchsetzung der erstrebten Ziele beseitigt ist. Auch dort, wo die Gewerkschaften 
sich noch sozialistisch nennen, haben sie dem Marxismus in aller Form abgesagt. 
In allen europäischen Ländern werden Gesamtarbeitsstreitigkeiten heute durch 
autoritäre Instanzen geklärt und bereinigt, mag es sich hierbei um staatliche 
Schlichtungsausschüsse (Dänemark) oder Einzelpersonen (,‚Reichsschlichter“: Nie- 
derlande, Norwegen, Belgien), um korporative Organe oder Arbeitsgerichte (Italien, 
Spanien) handeln. Auch dort, wo der Staat sich bei der Regelung der Arbeits- 
bedingungen zunächst zurückhält und sie in erster Instanz den Parteien des Arbeits- 
vertrages überläßt, behält er sich die letzte Entscheidung über die Rechtsgültigkeit 
der Verträge vor. Auch hat er die Befugnis, gegebenenfalls von sich aus autoritär 
in die Arbeitsordnung einzugreifen, wenn er dies aus staatspolitischen Erwägungen 
für erforderlich hält oder die Parteien des Arbeitsvertrages sich nicht einig wer- 
den können. 

Mit dieser Darstellung der Entwicklung sollten lediglich die Umrisse der im 
Werden begriffenen Neuordnung an einigen besonders markanten Beispielen dar- 
gelegt werden. Es muß einer umfassenderen Arbeit vorbehalten bleiben, 
‚diese Beispiele zu ergänzen, das Ineinanderwachsen der europäischen Staaten in 
allen Verzweigungen, Merkmalen und Entwicklungslinien ihrer Arbeitsordnungen 
darzustellen und damit die Sicherung des europäischen Fundamentes auch von 
der Seite der Sozialpolitik klarzulegen. Denn erst diese totale Sicherung wird den 
dauernden Frieden verbürgen, die Geschlossenheit und Würde des neuen Europa 
auch nach außen gewährleisten und es damit befähigen, in der Neuordnung der 
Welt jene Rolle zu spielen, die ihm nach seinen kulturellen Kräften, der revolutio- 
nären Wucht seines neugeborenen Ordnungswillens und der Tüchtigkeit seiner Be- 
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wohner zukommt. 
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PAuL HEUBNER 
Geopolitisches Denken bei Gustav Schmoller 


\ N ) ollte man eine Geschichte anthropogeographischen, politisch-geographiischiil | 
gcopolitischen Denkens in Staats- und Gesellschaftswissenschaft, Wirt- 
schafts- und Wehrpolitik schreiben, so müßte in ihr Gustav Schmoller, dessen | 
25. Todestages — 27. 6. 1917 — zu gedenken auch der Geopolitiker besonderen 
Anlaß hat, einen Ehrenplatz erhalten, als Markstein hervorragen. 
Dem Raumgedanken, geopolitischem Empfinden und Wollen begegnen wir, um 
nicht bei Kyros und Thukydides anzufangen), in dem praktischen und theoreti- 
schen Merkantilismus der englischen Könige seit Eduard III. (1327—1377), der 
italienischen, französischen, englischen Staatslehrer und Staatsmänner, deutschen 
Kameralisten und Fürsten des ı6. bis ı8. Jahrhunderts, in dem Absolutismus 
Machiavells, Pufendorfs, des Sonnenkönigs wie Friedrichs des Großen, in der 


beiden zugrunde liegenden Geschlossenheit und Machtentfaltung des Wirtschafts- | 


und Staatsgebietes. Raum- und bodenverhaftet, raumüberwindend, menschheit- und. 
weltumfassend sind, in anderem Sinne, die von ausschließlicher Produktivität des 


Landbaues ausgehenden Ideen der Physiokraten und die, auf anderen Wegen, 
gleichfalls in Individualismus, Freihandel und Weltbürgertum mündenden, in 
‘Wirklichkeit nur auf die damalige See- und Weltsuprematie Englands zugeschnitte- | 


nen Theorien des englischen Liberalismus. In scharfem Kampfe gegen ihn sind es 
wieder der Raumgedanke, geopolitische Erkenntnisse und Ziele, aber ethisch und 
geschichtlich in Volkstum und Staat verwurzelt, auf nationale Wirtschaft und kon- 
tinentale Großraumpolitik wider britische ‚‚Insularsuprematie“ gerichtet, die dem 
„nationalen System der politischen Ökonomie“ Friedrich Lists 1841 Gepräge und 
Stoßkraft verleihen). Noch finden sie sich in seinem Hauptwerke wie früheren 
und späteren Schriften mehr genial eingestreut, ohne systematische Zusammenfas- 
sung. Erst zwei Menschenalter darauf, Ostern 1900, macht sein Landsmann 
Schmoller das gesamte Gedankengut der inzwischen zu mächtigen Disziplinen 


. gereiften Anthropogeographie und politischen Geographie und der in ihnen im Keime 


enthaltenen Geopolitik in seinem „Grundriß der Allgemeinen Volkswirtschafts- 
lehre“ zu Bestandteilen und Pfeilern der Nationalökonomie und Gesellschaftslehre, 
wie auch seine dem Grundriß vorausgegangenen, mit ihren Ergebnissen ihn unter- 
mauernden wirtschafts- und verwaltungsgeschichtlichen Forschungen und seine 
politischen Schriften und Reden geopolitisches Denken offenbaren. 

Im Gegensatz zu der die deutschen Lehrstühle noch beherrschenden, dem ab- 
strakten Individualismus und Kosmopolitismus der englischen Lehre huldigenden 
nationalökonomischen Theorie, die, losgerissen von allem geschichtlichen Boden, 
von allen Bedingungen des Raumes, der Zeit und der Nationalität, eine rein aus den 
Prinzipien des Verstandes gefolgerte, für alle Zeiten und Völker Geltung bean- 
spruchende Summe von Wahrheiten darzubieten meinte, stützt schon der 22 Jährige 


1) Vgl. Maull in „Macht und Erde“, Heft ı, 1936. 


2) Vgl. d. Aufs. d. Verf.: Raumgedanken usw. bei Fr. List, Zeitschr. £. Geopol. Juni- 
heft ıg4r. 
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Schmoller 1861 seine als Preisschrift gekrönte Dissertation über die volkswirtschaft- 
lichen Anschauungen der Reformationszeit auf Raum- und Zeitgedanken, stellt er 
die Nationalökonomie ‚in die Reihe der sozialen Wissenschaften, welche sich von 


den Bedingungen des Raumes, der Zeit und der Nationalität nicht trennen lassen.“ 


Aus diesen geopolitischen Bedingungen heraus feiert er das Reichszollprojekt des Reichs- 
regimentes, das „vielleicht mehr als alles andere geeignet gewesen wäre, die traurige 


' Auflösung des Reichs zu hemmen.“ Auf Tatsachen des Raumes und der Zeit, auf 


räumliche und zeitliche Verschiedenheiten der Beobachtungsreihen der Statistik 
und ihrer nichtnur in der Wirtschaft, sondern überwirtschaftlich im ganzen sozialen 
und öffentlichen Leben wirkenden Ursachen richtet sich gleicherweise seine Be- 
arbeitung der württembergischen Gewerbestatistiken von 1861 und 18521). Ähnliches 


läßt sich von seinen Schriften der 60er Jahre zur Zollvereinspolitik, über Klein- 
‚ gewerbe und Agrarstatistik sagen, ganz besonders aber von den großen Forschungs- 


werken der Straßburger and der Berliner Zeit ( 18721882, 1882—1917): der 
„Straßburger Tchet und Weberzunft, ein Beitrag zur Geschichte der 
deutschen Weberei und des deutschen Gewerberechts vom 13. bis 17. Jahr- 
hundert“ und den Untersuchungen zur brandenburg-preußischen Ver- 
fassungs-, Verwaltungs-, Wirtschafts- und Finanzgeschichte vom 
17. bis 19. Jahrhundert. 

Als Korrelat des historischen Zeitgedankens durchdringen räumliche, lokale, geo- 
graphische und geopolitische Anschauungen und Bezogenheiten die Darstellung der 
Anfänge der deutschen Weberei und ihrer stadtrechtlichen Ordnung vor 1300, der 
Weberei des frühen Mittelalters, des Flachsbaues, der Leineweberei und Tuch- 
machereil, der Gewandschneiderei und des Tuchhandels Frieslands, Flanderns, 
Frankreichs, Italiens, Straßburgs und Deutschlands, desgleichen die Entstehung des 
Zunftwesens aus örtlichen Gilden und Markteinrichtungen, im Zusammenhang mit 
Fronhöfen und Klöstern, mit Stadtverfassung und Gewerbepolizei. Aus Hunderten 
von Straßburger Urkunden von 1217 bis 1699, Hunderten von Quellen der verschie- 
densten Orte und Gegenden, aus denen Schmoller Gewebeindustrie und Zünfte 
Straßburgs und Deutschlands in ihren Abwanalungen während der unterschiedenen 
Zeitspannen bis 1300, 1300-1432, 1433-1560 und 1ı560—ı681 vor uns aufleben 
läßt, sprechen in der Entwickelung der Standorte und der räumlichen Ab- 


grenzung der Gewebeindustrie und ihrer Zünfte, wie in ihren Beziehungen zu Rat 


und Stadtgewalt, Territorium und Reich, zu anderen Zünften und Gewerben, 
Märkten, Messen und Fernhandel räumliche Gegebenheiten und Gesichtspunkte, 
geopolitisches Erkennen und Werten. Das gleiche ist der Fall in der Unter- 
suchung, wie das alte Reich verfällt, Territorialstaaten mit Landeshoheit und 
der brandenburg-preußische Staat im besondern entstehen, wie sich 
Land und Leute des altpreußischen Staates auf seiner geographischen Grund- 
lage mit Wald und Sumpf, überwiegendem Sandboden und ohne natürliche 
Grenzen außer der verkehrsfördernden Berührung mit dem Meere im Norden in 
harter Arbeit bis 1640 entwickeln, wie es bis dahin mit der Hof- und Zentralstaats- 
verwaltung, der lokalen Territorialverwaltung, Gerichtswesen, Heerwesen, materiel- 
ler und geistiger Kulturpolitik, mit der Verfassung und Bedeutung der Landstände 
und der ständischen Schulden- und Steuerverwaltung bestellt war. Wirtschafts-, 

1) Vgl. Brinkmann: „Gust. Schmoller u. die Volkswirtschaftslehre“, S. 3ı ff. Stuttgart 1997. 
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verwaltungs- und wehrgeographische, letzten Endes also geopolitische Umstände u 


Ziele bestimmen weiter, von 1640—1740 wie von 1740— 1806, während der Stein- 


Hardenbergschen Zeit und später noch, den ständigen Kampf der die verstreuten 


Landesteile, ihre Verwaltung und Bewohner erst ganz allmählich zusammenschwei- 


ßenden Staatsgewalt, ihrer kurfürstlichen und königlichen Träger und Beamten!) 
gegen das feudale, ohne Sinn für Gesamtwohl und Gesamtstaat nur auf Wahrung 
überkommener Vorrechte örtlicher Natur bedachte Ständetum. Sie begegnen uns 
auf Schritt und Tritt, wenn Schmoller Kur- und Neumark, das frühere preußische 
Ordensland, Kleve-Mark, Pommern, Minden-Halberstadt-Magdeburg mit ihrem 
Ständetum, ihren örtlichen Zuständen und Einrichtungen bis 1740, wenn er die 
Neuordnung der Verwaltung, Geheimen Rat, Statthalter und Provinzialregierungen, 
die Kammerverwaltung, das Generalkriegskommissariat mit seinen Abteilungen für 
Steuern und Akzise, Militärwesen und Verwaltungsjurisdiktion als Zelle der späte- 
ren Zentralregierung an uns vorüberziehen läßt, uns Akzise und Grundsteuern, 
Soldheere und stehende Armee, die Regenten von ı640 bis 1740 vorführt. Ebenso 
bei der Vorführung der Zeit von 1740 bis 1806 mit dem Geheimen Staatsrat und 
Generaldirektorium, den provinziellen Kriegs- und Domänenkammern, der staat- 
lichen Lokalverwaltung und der Justizreform des ı8. Jahrhunderts sowie der Stein- 
Hardenbergschen Ära mit der Neuordnung des Staates, Staatskanzleramt und Fach- 
ministerien, Staatsrat, Oberpräsidenten, Regierungen und Städteordnung, mit 
Reform des Heerwesens und Finanzreform. 

Wie beim Historiker tritt beim Soziologen Schmoller geopolitisches Denken 
überall und noch umfassender und vertiefter hervor. Verlangte er als Begründer der 
jüngeren historischen Schule zunächst wirtschaftsgeschichtliche Monographien, die 
Verknüpfung jeder Spezialuntersuchung mit ihren geschichtlich und räumlich 
gegebenen Grundlagen und eine Erklärung des Werdeganges der einzelnen Wirt- 
schaftsinstitutionen vor der ganzen Volkswirtschaft und der universellen Weltwirt- 
schaft, so faßt doch er selbst, freilich erst nach jahrzehntelanger eigener, in ihrer 
Methode und Leistung vorbildlich und bahnweisend gewordener historischer Einzel- 
forschung, deren Ergebnisse und den ganzen Reichtum eigener lebensnaher Be- 
obachtung und Erfahrung zu systematischer, theoretischer Auswertung auf breite- 
ster soziologischer Basis zusammen: in seinem berühmten, an Tiefe und Weite des 
Inhalts und Meisterschaft der Form unvergleichlichen „Grundriß“. An seiner 
Untermauerung haben neben Philosophie und Geschichte, Psychologie und Ethik, 
Rechts- und Wirtschaftslehre, Naturwissenschaft und Technik und in enger Ver- 
wobenheit mit ihnen allen Geographie und Völkerkunde, Geologie und Bio- 
geographie, Anthropogeographie und Geopolitik wesentlichen Anteil. Einen der 
Grundpfeiler bildet das erste Buch: „Land, Leute, Technik“ und in ihm wiederum, 
ein wahres Kabinettstück an fesselnder Stoffbewältigung auf noch nicht einem 
Bogen, der erste Abschnitt: „Die Volkswirtschaft in ihrer Abhängigkeit von den 
äußeren Naturverhältnissen“. „Der Mensch, die menschliche Gesellschaft und 
die Volkswirtschaft“, leitet er ihn ein, „sind ein Teil des organischen Lebens, das 
sich auf der Erdoberfläche abspielt. Die äußere Natur tritt ihm als Erde 
und Klima, als Boden und Gebirge, als Luft und Wasser, als Pflanze 


1) Vgl. d. Aufs. d. Verf.: „‚Schmoller, Verwaltungsrecht und Beamtentum“ i.d. „Deutschen 
Verwaltung“ (im Erscheinen). 
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und Tier gegenüber. Sie ist ihm eine fremde Macht, die ihn freilich hier 
fördert, aber dort hindert und vernichtet, mit der er ringt, die ihn beherrscht, 
die er beherrschen möchte. Und ‚was wir über dieses Band, über diesen unzer- 
' reißbaren Zusammenhang, über die Wechselwirkung zwischen Erde und Mensch, 
Natur und Volkswirtschaft wissen“, was an solchen Zusammenhängen schon die 
' Alten erkannt, Montesquieu und Herder in Erinnerung gebracht und weiter ver- 
' folgt, Ritter, Peschel und Ratzel, die fortschreitende Forschung der Geographie, 
) Meteorologie, Klimatologie, Pflanzen- und Tiergeographie an den Tag gebracht 
' haben, gibt er dann wieder, mit eigener Stellungnahme zu Kontroversen, in Ab- 
' schnitten über die Erdoberfläche, die Meere, Kontinente und Länder, ihre Größe 

und Lage, Bodengestaltung und Küstengliederung, über die Natur, die Arten und 

Einflüsse des Klimas, über die geologischen und Bodenverhältnisse, die Wasser- 

verteilung, die Pflanzen- und Tierwelt, ihre ursprüngliche und künstliche, dem 

Menschen folgende Verbreitung und Umbildung. Die Geschichte und Wissenschaft 
' lasse uns erkennen, spricht er in den Schlußabsätzen aus, daß es sich um eine für 
' uns im Maß der Einflüsse und der Tragweite der Einzelursachen noch nicht genau 
' bestimmbare „gegenseitige, komplizierte Beeinflussung und Abhängigkeit der Volks- 
wirtschaft von der Natur und der Naturverhältnisse von der menschlichen Kultur 
und Technik“ handle. Fest stünden aber gewisse grobe Umrisse der Tatsachen, wie 
die nie durch den Menschen ganz zu überwindende Ungunst der Natur am Pole und 
in der Sahara, in allen wasserarmen Gegenden und in den Hochgebirgen, wie die 
Förderung von Wohlstand und höherer Kultur, aber auch ihr folgender Erschlaf- 
fung der Kräfte und des Strebens durch die reichen Böden des Südens, und wie 
andererseits die Möglichkeit eines gewissen Ausgleiches von Unterschieden der natür- 
lichen Ausstattung durch moralisch-politischen und technischen Fortschritt. Alles 
höhere Menschenleben sei ein Sieg des Geistes über die Natur, stets bleibe aber 
der Mensch ‚ein Parasit der Erde“. Er könne sich ‚nur an sie anschmiegen, ihre 
günstigsten Stellen suchend emporsteigen“, löse sich aber mit höherer Kultur und 
Technik nicht von der Natur los, sondern ‚verbinde sich inniger mit ihr, beherrsche 
sie, indem er sie verstehe, aber auch ihren Gesetzen, ıhren Schranken sich vunter- 
ordne“. 

Konkret bestätigt, im einzelnen belegt oder doch mit zur Diskussion gestellt 
finden wir die Grundgedanken solcher Raum- und Bodenverbundenheit und Wech- 
selwirkung zwischen Mensch und Erde in den verschiedensten anderen Teilen des 
Gesamtwerkes. So in den Abschnitten, die die Entstehung der Rassen und Völker- 
typen, ihre ethnographische Einzelbeschreibung, die Gliederung und Bewegung 
der Bevölkerung, Ausbreitung nach außen, Eroberungen, Kolonisation, Wande- 


rungen oder die räumliche Entwicklung der Technik in alter und neuer Zeit zum 
Gegenstand haben. So bei der Darstellung der gesellschaftlichen Verfassung der 
Volkswirtschaft, der Siedelung und Wohnweise, der Entstehung und des Wesens 
der Gebietskörperschaften von Staat und Gemeinde, bei der Betrachtung der Grund- 
herrschaft, der Dorf- und Stadt-, der Territorial- und Volkswirtschaft, der Grund- 
eigentums- und Produktionsverfassung, der Unternehmungs- und Betriebsformen, 
Bezugs- und Absatzkreise, Märkte und Verkehrseinrichtungen, bei der Untersuchung 
der rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen und politischen Raumgebilde und Insti- 
tutionen der Vergangenheit und Gegenwart. Aufgezeigt wird dabei etwa, wie die 
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persönliche Arbeitsteilung im Anschluß an die Natur- und Verkehrsrerhaftniz 
räumlichen Arbeitsteilung wird, und wie sich diese in der geographischen 
teilung der Produktionszweige, in den gesamten Wohnungs- und Siedlungsverhä 
nissen der Menschen ausdrückt. Oder, wie etwa für Deutschland seit dem 15. Jahr- 
hundert die interlokale Teilung zwischen verschiedenen Städten und Gegenden eintritt, 
die früher allerwärts blühende Tuchindustrie sich auf bestimmte Orte konzentriert, an i 
den anderen zurückgeht, wie zur selben Zeit die Ulmer und Augsburger Barchent- 
weberei, die Nürnberger Metallindustrie, die Solinger Klingenindustrie, die Baseler 
Papierindustrie anfangen, mehr für andere Städte als für den lokalen Markt zu 
arbeiten, was schon früher die flandrische und niederrheinische Tuchindustrie getan 
hatten. Geopolitisches Denken waltet in den letzten großen Abschnitten über Schwan-. | 
kungen und Krisen der Volks- und Weltwirtschaft, über Klassenverhältnisse und 
Klassenkämpfe, über wirtschaftliche Beziehungen und Kämpfe der Staaten unter- 
einander, Handels- und Zollpolitik, Industrie- und Agrarstaat sowie über die allgemeine) 
Entwickelung der Menschheit, Auf- und Abstieg der einzelnen Völker, wobei im Rah- 
men der verschiedenen historischen Entwickelungstheorien die geographische, 
die Schicksale der Völker ganz oder wesentlich mit aus Klima, Lage, Boden- 
beschaffenheit ableitende, wieder besondere Betrachtung findet. | 
Läßt der streng wissenschaftliche Charakter der Monographien und des Grundrisses | 
aus geopolitischen Gedanken und Betrachtungen geopolitische Forderungen für die 
deutsche 'Tagespolitik und Staatsführung der Zukunft mehr zwischen den Zeilen 
hervorleuchten, nicht in bestimmten, scharfen Formulierungen nach der kämpferischen 
Natur und Zielsetzung Lists hervortreten, so ist doch auch der Politiker Schmol- 
ler in dieser Beziehung nicht zu übersehen. Allgemein bekannt ist der nationale 
Sozialpolitiker, der viel verkannte und befehdete ‚„‚Kathedersozialist“, weniger der 
Wirtschafts-, Kolonial- und Wehrpolitiker Schmoller. Erinnert sei darum beispiels- 
weise an sein öffentliches Eintreten für die Flottenvorlage 1899. In einer großen 
wirtschaftshistorisch-geopolitischen Rück- und Umschau entwickelt er Deutschlands 
Lage und Zukunft, die Notwendigkeit kolonialer Ausdehnung und einer starken Flotte. 
Unsere dichtbevölkerten Nachbarländer würden ‚auch wenn uns je noch das eine oder 
andere zufiele, uns nicht Raum für Kolonisation, für neue Städte und Dörfer bieten, 
wie Rußland ihn im Osten, die Vereinigten Staaten im Westen, Frankreich im Süden, in 
Nordafrika, hat“. Die Kernfrage: Wiachstum, Ernährung und Versorgung der Bevölke- 
rung, heische draußen Ackerbaukolonien und Kultivationsgebiete; nur ein geschütz- 
ter Seehandel und Kolonialbesitz sei aber ein gesicherter, und „hätten wir die 6 bis‘ 
8 Milliarden Mark“, die uns die dem Deutschtum verlorengegangene Auswanderung 
im 19. Jahrhundert gekostet habe, ‚schon im 19. Jahrhundert für Kolonien und 
Flotte ausgegeben, so säßen die 6 Millionen deutscher Auswanderer heute schon in 
einer deutschen großen Kolonie, und unsere Lage wäre eine unendlich viel bessere“. 
Nicht nur Frankreich und Rußland sieht er als Feind, nicht das Landheer allein als 
genügend an, und nicht vergessen dürfe man, „daß gerade in den freiesten Staaten, 
in England und Nordamerika, aus den Volks- und Masseninstinkten heraus die 
Eroberungstendenzen, die imperialistischen Pläne, der Haß gegen neu emporkom- 
mende wirtschaftliche Konkurrenten erwuchsen“, dort als „Führer die großen Spe- 
kulanten erscheinen, die mit den Manieren halb eines Seeräubers, halb eines Börsen- 
mannes Milliarden besitzen und zugleich als politische Parteiführer und Minister 
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auftreten“. Nicht chauvinistische Weltmachtspolitik wollten wir treiben, weder ein 
‚Industriestaat, noch ein Kolonialstaat, noch eine Seemacht wie England werden, 
‚sondern ein Kontinental- und Militärstaat bleiben, ohne Preisgabe der Landwirt- 
‚schaft wie in England, aber mit der zur Unterhaltung der Bevölkerung nötigen Er- 
weiterung der Industrie, des Außenhandels und Kolonialbesitzes. Hierzu bedürfe 
es einer großen Flotte, wie Preußen 1650-1870 eine zahlreiche Landmacht gebraucht 
hätte, um nicht erdrückt zu werden. Dem überspannten Raubmerkantilismus aller- 
 wärts, einer die anderen ausschließenden Teilung der Erde durch die drei Weltmächte 
enigegenzutreien gelte es; nur gegen die Mißhandlungen auf dem Weltmeere, im 
Welt- und Kolonialhandel wollten wir uns soweit stärken, „daß uns die großen 
Mächte respektieren und unsere Unterstützung suchen, und daß die anderen mittleren 
und kleinen Staaten den Hort des Friedens und einen Schutz gegen Gewalt in uns 
sehen“. Äußerstenfalls würden wir allerdings, „wenn unsere Lebensinteressen und 
unsere Ehre bedroht ist, auch auf der See dieselben ruhmvollen Schlachten schla- 
gen, wie unsere Väter es bei Roßbach, bei Belle-Alliance, bei Sedan, bei Metz und 
Orleans getan“. Und 11/; Jahrzehnt darauf nimmt er am 23.3. 1913 zu „Krieg oder 
Frieden?“, am ı2. 4. ıg14 zu der Frage „Droht ein russischer Krieg gegen Österreich- 
Ungarn und Deutschland?“ Stellung, wobei er wieder die geschichtlichen und geopoli- 
tischen Umstände, die Notwendigkeiten und Folgen der Umbildung in der Staaten- und 
Wirtschaftswelt erörtert. ‚‚Alle kleinen, später auch die großen Kulturstaaten, haben 


zu kommen, Handelsniederlassungen und Kolonien draußen in der Welt zu er- 
werben. Und da stoßen sie stets auf fremde Völker, mit denen sie sich ab und zu 
vertragen, häufiger aber kämpfen müssen. Wirtschaftliche Entwicklung und staat- 
liche Expansion, Handelsfortschritt und Machtsteigerung sind meist unlöslich ver- 
"bunden, auch da, wo der oberflächliche Blick nur Machtfragen sieht.“ Durch zwei 
Umstände sieht er die internationale Spannung gesteigert: „ı. durch die steigende 
Demokratisierung der Verfassungen und die Verstärkung der öffentlichen Meinung, 
' selbst in autokratisch regierten Staaten“ und 2. durch die Tatsache, daß neben den 
leitenden Regierungen die großen Geld- und Spekulationsmächte einen wachsenden 
Einfluß auf Krieg und Frieden bekommen haben.“ Mit falschen und mit un- 
gefälschten Würfeln werde gespielt, mit Bluff gearbeitet wie mit ernsten 
Drohungen, wo aber die großen Lebensfragen einer Nation wirklich bedroht 
seien, müsse die Regierung wagen, auch für sie zu kämpfen. Fast nehme es 
den Anschein, daß seit der letzten Teilung der Erde, von England (Disraeli) und 


Rußland ausgehend, die europäische Staatenwelt und englische Welthandelsherr- 


schaft festgelegt seien: Rußlands Ausdehnung sei inzwischen aber jener Größe nahe- 
gerückt, „die meist nur kriegerischen Barbarenstaaten etwas länger zu erhalten ge- 
lang, im übrigen stets leicht wieder zur Auflösung in seine Teile führte“. Es sollte 
sich klarbleiben, daß ihm bei seiner Ausdehnung nach Westen — von Frankreich 
abgesehen — „das Rechtsgefühl von ganz Europa und die mehrhundertjährige Tra- 
dition der europäischen Staaten“ entgegenstünden. Deutschland und Österreich 
müßten freilich „selbst das Nötige militärisch tun, um sich zu schützen“, gegen 
Rußlands mögliche Angriffe ‚voll gerüstet sein“. 


eine natürliche Tendenz, ihre Grenzen hinauszurücken, an Meere und große Ströme. 
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HANSJULIUS SCHEPERS 
Pripet-Polesien, Land und Leute 


DS den si>greichen Vormarsch im Osten ist auch ein Gebiet unter deutsche ' 
Hoheit gekommen, das durch seine geopolitisch bevorzugte Lage auf der Land-; 
brücke und an der Wasserscheide zwischen Ostsee und Schwarzem Meer und durch 
seine weltabgeschiedene Urtümlichkeit besondere Beachtung verdient: ein Raum, | 
der dem Politiker und dem Verkehrstechniker, dem Wirtschaftler und dem Völker- | 


kundler eine Anzahl interessanter un‘! bedeutsamer Probleme zur Lösung aufgibt: 


„Polesien“. 
Geographisch ist zur Großlandschaft Polesien etwa ein Gebiet mit einem Um- 


fang von 130—140000 qkm!) zu rechnen, das im Norden von den ruthenischen, 
im Süden von den wolhynischen Hochflächen begrenzt ist, im Westen vom Bug, | 
den es im Cholmer Land westwärts überschreitet und im Osten vom Dnjepr, über ' 
den es an mehreren Stellen ebenfalls ostwärts hinausreicht. Politisch war es in der ' 
Nord-Süd-Richtung durch die polnisch-sowjetische Staatsgrenze nach dem Frieden | 
von Riga (vom 18.3. 1921) in zwei Teile mit fast senkrecht aufeinanderstehenden | 
Achsen, Pripet und Dnjepr, zerschnitten worden. Der an Polen fallende Teil (Pri- N 
pet-Polesien =rund 56000 qkm) wurde überwiegend von der Woiwodschaft Po- 
lesien (36500 qkm, Verwaltungssitz Brest am Bug) eingenommen; der Südteil wurde 
der Woiwodschaft Wolhynien, das Cholmer Land der Woiwodschaft Lublin zu- 
gewiesen. Hier soll nur das zum ehemaligen polnischen Staat gehörende Polesien 


betrachtet werden. | 

Über das ehemals russische (Dnjepr-) Polesien gibt es so gut wie überhaupt keine zugäng- 
lichen Literatur- oder Kartenwerke neueren Datums und zuverlässiger Art. Auch über Pripet-- 
Polesien ist die wissenschaftliche Literatur recht dürftig und, soweit polnische Autoren in} 
Frage kommen, meist sehr subjektiv und zweckpolitisch gesehen. Die neueste deutsche zu-} 
sammenfassende Veröffentlichung stammt von M. Bürgener (in Petermanns Geographische Mit-- 
teilungsn, Ergänzungsheft 237, 1939). Das zugängliche Kartenmaterial ist für eine genaue Be- } 
trachtung fast durchweg unzuverlässig. Auch das amtliche Kartenwerk des ehemaligen polni- - 
schen Militärgeographischen Institutes (1: 100000 und 1: 300 000), das durchaus auf der ımı 
Weltkrieg entstandenen deutschen Karte des westlichen Rußland (1: 100000) fußt, weist! 


gewisse Mängel auf. 
Pripet-Polesien gleicht äußerlich etwa einem unregelmäßigen Viereck, dessen ı 


Raumachse der Pripet bildet. Aus dem Gewirr von Sümpfen, Mooren, Altwassern ) 
und zahllos verästelten Wasserläufen heben sich die nördlichen Zuflüsse Jasiolda, , 
Bobryk und Lan und die südlichen Zuflüsse Turja, Stochod, Styr, Horyn heraus; ; 
in vielen Windungen mit oft kaum wahrnehmbarer Fließgeschwindigkeit sammeln ı 
sie sich fächerförmig im Pripet. Durch ihn entwässert das Gebiet über den Dnjepr‘ 
zum Schwarzen Meer: das Gesicht dieser Landschaft scheint daher dem Osten zu- 
gewandt. Trotzdem Polesien als höchstgelegener Teil der polnischen Niederungs-- 
mulde eine erkennbare Abdachung nach Westen aufweist, liegt die Wasserscheide 
(in etwa ı/45 m Höhe) in unmittelbarer Nähe des über den Narew in die Weichsel! 
strömenden Bug im Dubowe-Sumpf. Die Entwässerungsentfernung über den 
Muchawiec bis zur Bug-Narewmündung in die Weichsel beträgt rund 4ookm; das 


1) Also etwa soviel wie Baden, Württemberg, Bayern, Tirol, Salzburg zusammen oder wie 
die Gaue Ostpreußen, Danzig-Westpreußen, Pommern. (D. Scehriftltg.) 
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Niveau dort etwa 68 m. Ein ähnliches Niveau findet sich im Osten am Dnjepr bei 
" Krementschug in Höhe von 75,5 m erst in einer Entwässerungsentfernung von etwa 
1090 km (Pripet-Dnjepr). 

Dieses Bild entstand erst nach der Eiszeit; gegen Ende des Tertiär entwässerte Pripet-Pole- 
sien noch überwiegend nach Westen. Die Wasserscheide zwischen Weichsel und Dnjepr lag 
' wahrscheinlich auf dem Skytischen Wall (in der Nähe der Ostgrenze des ehemals polnischen wi: 

Staates). In der neueren erdgeschichtlichen Zeit ist nun wieder ein langsames ostwärtiges Vor- 
dringen des Einzugsbereiches der Weichsel zum „Skytischen Wall“ hin festzustellen. Die künst- 

lich vorgenommenen „Entwässerungsumkehrungen“ nach Westen zur Ostsee (Oginski-, Dnjepr- 

Bug-Kanal) greifen also der natürlichen Entwicklung nur voraus und stellen damit die Über- 

einstimmung zwischen Natur und Wirtschaft in dieser Hinsicht wieder her. Verkehrs- ‚und 

wirtschaftspolitisch hat Pripet-Polesien zweifellos stärkere Bindungen und Beziehungen nach 
_ Westen zum Weichselraum. 


Völkisch, geographisch und politisch gehört Pripet-Polesien zu den interessante- 
‚sten Gebieten Europas. Wie eine Insel liegt dieses Sumpf-Waldland abgeschlossen 
und heute noch weitgehend unerschlossen und unentwickelt als urtümliche Natur- 
landschaft zwischen teilweise hochentwickelten Kulturlandschaften. 

Eine vergleichende Orts- und Flußnamenforschung hat zu beweisen versucht, 
daß hier die Urheimat der Slawen zu suchen sei.’ Polesien kann jedoch heute weder 
eindeutig dem ukrainischen noch dem weißruthenischen Volkstum, das von Süden 
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und Norden hereindrängte, noch dem polnischen oder russischen Volkstum zu 
gewiesen werden. Die Bewohner Polesiens zeigen in vielen Wesensmerkmalen « Ei, 
durchaus charakteristische, ursprüngliche und naturhafte Eigenart, ohne daß da is 
allerdings bei ihnen selbst das Bewußtsein einer nationalen Eigenart vorhanden wäre. 
Ebensowenig differenziert wie die Landschaft Pripet-Polesiens ist auch der aus ihr 
gewachsene und von ihr geformte Mensch. Der absolute Mangel einer schöpferischen 
" Lebens- und Lebensraumgestaltung haben den Menschen und den Raum auf einem, 
für unsere Begriffe unendlich zurückgebliebenen Stand verharren lassen. Die Ver- 
kehrsfeindlichkeit Pripet-Polesiens hat eine wirkliche Kolonisation verhindert; 
nur einzelne Siedlervorstöße drangen im Mittelalter in die Randgebiete vor. Nach- } 
weislich germanische Einflüsse durch deutsche Missionare und Kaufleute im frühen 
Mittelalter haben äußerlich stärker erkennbare Spuren wohl kaum hinterlassen, 
Jedoch erhielten die bedeutendsten Siedlungen: Brest, Pinsk, Kobryn, Horodno | 
schon früh deutsches Stadtrecht. Tatsächlich blieb die Natur in diesem Raum bis 
in unsere Tage absolut Herrin der Menschen. Der christliche Polesier lebt heute 
innerlich noch fest in der Vorstellungswelt der lebendigen und allmächtigen Natur- 
gewalten wie seine Vorväter vor vielen hundert Jahren. 
Wenn auch kein ernsthafter Statistiker die Methoden der polnischen Volks- und Nationa- i 
litätenzähiungen von ı921 und 1931 verteidigen kann, da sie ausgesprochen politisch zweck-- 
gebunden waren, so verbleibt doch — bei allen Abstrichen, die man auf das Konto des Be- 


wei) 
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strebens, zwischen Polen und Russen statistisch einen Gürtel aufgespaltener „nichtrussiecher” | 
Nationalitäten zu legen — ein zwar wissenschaftlich grotesk anmutender, aber doch interessan- | 
ter Rest. Die Polen wollten die Poleschuken weder den Weißrussen noch den Ukramern | 
zurechnen und machten statistisch deshalb einfach „Hiesige“ aus ihnen. Die Statistik wies, 
1921 in der Woiwodschaft Polesien 38500, ıg3ı dagegen 707000 „Hiesige“ neben 164000 
Polen, 54000 Ukrainern, 75000 Weißruthenen, 113000 Juden und andere kleine Gruppen | 


| 
1 


auf bei insgesamt ı 132 000 Einwohnern auf 36 500 qkm. | 
Bei etwa 70% der Bevölkerung der Woiwodschaft Polesien wurde ı93ı eine Erhebung der ' 
Analphabeten durchgeführt: rund 400000 des Schreibens und Lesens und rund 8700 nur des 
Lesens Kundigen standen rund 385 000 Analphabeten gegenüber. Der Pole Ormicki errechnete | 
‚in einer 1921 erschienenen Veröffentlichung sogar 71% Analphabeten für die Bevölkerung ' 
über 10 Jahre! Bürgener machte den Versuch, eine „bereinigte“ Nationalitätenstatistik auf- 
zustellen; er mußte hierbei die unzuverlässigen polnischen Zahlen als Grundlage nehmen und 
unterschied weiterhin zwischen „Weißrussen-Poleschuken“ und „Ukrainer-Poleschuken“, was 
unklar und insofern anfechtbar ist, als der „Poleschuk‘ gar kein nationales Bewußtsein besitzt 
und rassisch für eine klare Zuordnung nicht genau genug untersucht ist. Immerhin ergibt auch 
Bürgeners „bereinigte Statistik“ keine „ukrainische“ Mehrheit; er errechnet für 1931 125 000 
Polen, ı14000 Juden, 174000 Ukrainer, 694000 Weißruthenen, 15000 Russen und einige 
kleinere Gruppen. Andererseits errechnet eine Muttersprachenstatistik der Publikationsstelle des. 
Reichsinnenministeriums von 1939 für die Woiwodschaft Polesien 164000 Polen, 777 00@ 
Ukrainer, 75000 Weißruthenen (Weißrussen), 1T3000 Juden und kleinere Gruppen. Die 
verschiedenen Zahlen beweisen nur, wie ungeklärt völkisch in Wirklichkeit die Situation. 
Polesiens ist. 


Der völligen Bildungslosigkeit, den um Jahrhunderte zurückgebliebenen Lebens- 
und Wirtschaftsformen und dem stupiden nationalen Unbewußtsein steht ein starkes 
Bevölkerungswachstum gegenüber. Wenn auch die unbeschreiblichen hygienischen 
Verhältnisse ein Regulativ der sehr hohen Geburtenzahlen (1931— 1934: 35 auf 
1000 Einwohner) darstellen, so ist doch das Land mit seiner Dichte von knapp über 
30 auf den Quadratkilometer in seinem heutigen Wirtschaftszustand als übervölkert 
anzusehen, denn höchstens ein Drittel des Landes wird von einer stumpf vegetieren- 
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den, durch Hunger, Krankheit, Seuchen und von der typischen Lebensangst des Un- 
freien niedergedrückten Bevölkerung auf das kümmerlichste bewirtschaftet. 

Den Bewohnern Polesiens wird mit Recht eine völlige Hilflosigkeit in ackerwirt- 
schaftlichen Dingen, eine „angeborene“ Unfähigkeit zu echter Feldbaukultur und 
völliges Fehlen bäuerlichen, auf Leistungssteigerung gerichteten Instinkts zu- 
geschrieben. Die dünnste Besiedlung, von 10 je Quadratkilometer, finden wir für 
westeuropäische Begriffe unfaßlicherweise dort, wo durch eine planmäßige Boden- 
‚kultur die verhältnismäßig noch ertragreichsten Acker- und Weideböden gewonnen 
werden könnten. Der Grund hierfür ist — außer natürlich im Rassischen — darin 
zu sehen, daß die primitiven Pflüge und Eggen und das minderwertige Vieh, 
dessen Aussehen der Armut der Besitzer entspricht, für die Bearbeitung schwerer 
Böden gänzlich ungeeignet sind. So finden wir die poleschukische Dreifelder- 
wirtschaft fast immer auf den leichten, ertragsarmen sandigen Böden. Eine Aus- 
nahme machen Großgrundbesitze und die Gegenden (Polesisch-Wolhyniens), in 
denen die Arbeit deutscher Kolonisatoren bewies, was wirklich aus dem Boden 
erarbeitet werden kann. Neben der primitiven Bearbeitung, die mit einer raschen Er- 
schöpfung des Bodens Hand in Hand geht, ist es vor allem die Erbteilung, welche 
die Landwirtschaft aus ihrem Dauerzustand der Verelendung nicht herauskommen 
‚läßt. Wirtschaften unter ı0 ha Gesamtgröße zerfallen noch wieder in kleine und 
kleinste Parzellen — bis über 100 kommen vor —; sie sind oft so schmal, daß eine 
geordnete Bewirtschaftung gar nicht mehr möglich ist. Auch von einer einigermaßen 
geordneten Viehwirtschaft kann natürlich bei diesen Verhältnissen keine Rede sein. 

So wenig wie Saatgutwechsel bekannt oder üblich ist, so wenig gibt es eine Blut- 
 auffrischung beim Vieh, trotzdem dieses praktisch die einzige Geldquelle der Land- 
bewohner darstellt. 

Die Landbevölkerung Polesiens verharrt also äußerlich auf der Stufe pri- 
mitiver Feldbauwirtschaft, in Wirklichkeit noch mehr auf der Stufe seßhafter Jäger 
und Fischer. Ihr stand in den Märkten, Land- und Handelsstädten ein zahlenmäßig 
‚sehr starkes Judentum als festgeschlossene beherrschende Minderheit gegenüber; sie 
; hatte das Handels- und Wirtschaftsleben mit den ewig gleichbleibenden Methoden 
' gegenüber einer schwachen Bevölkerung sich untertan gemacht. Wer noch eines Be- 
' weises für das Parasitentum dieses Volkes, dem jede landeskulturschöpferische 
| Leistung fremd ist, bedürfen sollte, der kann in diesen Ostgebieten, in den bis zu 
einem unvorstellbaren Grad verkommenen jüdischen Wohnbezirken polesischer 
„Städte“ einen ebenso ekelerregenden wie unauslöschlichen Anschauungsunterricht 
bekommen. Es gibt wohl kaum jemand, der solche Quartiere mit Gesichts- und 
_Geruchsinn erlebte, der nicht trotz aller vorherigen Schilderungen und Warnungen 
fassungslos vor der Wirklichkeit gestanden hätte. 

Pinsk z. B., die wirtschaftliche Metropole Polesiens mit (1931) 32000 Ein- 
wohnern war zur Zeit des polnischen Staates zu 75% von Juden bewohnt, denen. 
nur 8% Polen (Beamte und Polizei) und im übrigen Poleschuken und Weißrussen 
gegenüberstanden. Es verdient den Titel „Hauptstadt“ Polesiens ebensowenig wie 
die anderen großen Orte die Bezeichnung „Stadt“. Kobryn (10000 Einwohner), 
Luniniec (8800 Einwohner), Davidgrodek (12000 Einwohner) oder Stolin (6500 
Einwohner) zeigen mit geringen Abwandlungen immer dasselbe: verjudet und 
schmutzig, ohne Kanalisation, kaum mit gepflasterten Straßen versehen, mit ver- 
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einigen Klöstern und Kirchen abgesehen, machen diese Handelszentren ein 
derdrückenden Eindruck. Auch die am Westrand Polesiens gelegene Verwaltun 
hauptstadt Brest-Litowsk am Bug, mit (1931) etwa 50000 Einwohnern, hebt 
nicht sehr aus diesem Gesamibilde heraus. Bezeichnend für den Stand der Land- 
bevölkerung ist, daß diese ihre Städte als wundervolle „Kulturmittelpunkte“ e 
staunt. Allerdings sind diese Städte teilweise sehr alt: Brest, Pinsk, Davidgrodek 
blicken auf ein g00- bis rooojähriges Bestehen zurück! Sie spielten einst eine be- 
deutende Handelsrolle. a 
Polesien hat wohl auch Führerpersönlichkeiten hervorgebracht, die in der pol 
nischen Geschichte bedeutsame Rollen spielten; Kosciuszko stammte aus dieser 
Landschaft. Wenn man jedoch daraus schließ>n will, daß Ansätze zur Aufwärts- | 
entwicklung vorhanden waren, so müssen die heutigen Verhältnisse als Beweis, 
angesehen werden, daß ein Volk und Land, das sich den Juden unterwirft, zu- 
grunde geht. i 
Im Grunde ist Polesien von der Natur nicht gar so sehr stiefmütterlich bedacht, 
wie es nach dem heutigen Gesamteindruck erscheinen mag. Weder in der russischen 
Zeit vor rgr/), noch in der polnischen Zeit, 1921 bis 1939, hat es an gewissen staat- 
lichen Ansätzen zu einer besseren wirtschaftlichen Nutzbarmachung gefehlt. Freilich 
waren es eben russische und polnische Ansätze: große Worte, papierne Pläne, die 
in keinem tatsächlichen Verhältnis zum praktischen Erfolg standen. In erster Linie | 
gilt das für Polen, denn das Zarenreich erzielte immerhin noch gewisse Erfolge. 
Polen hingegen zehrte im wesentlichen von den Verkehrsverbesserungen, die im 
Weltkrieg durch deutsche Soldaten geschaffen wurden. Ei 
Die Versumpfung Polesiens hat ihren Grund nicht etwa in außergewöhnlichen 
Regenfällen; der durchschnittliche Jahresniederschlag beträgt nur 58omm. Die 
Versumpfung liegt in erster Linie an der mangelhaften, in der Ebenheit des Raumes 
begründeten Wasserabführung der Flüsse. Ihre Gefälle schwanken zwischen 0,05. 
und 0,5 vom Tausend! Die Flußbetten sind nicht reguliert und stark verwachsen; 
das mindert die Fließgeschwindigkeit weiter herab, begünstigt Flußverlegungen | 
bei Hochwasser und leistet im übrigen der weiteren Vermoorung bzw. Versumpfung 
erheblichen Vorschub. 40% des Gesamtgebietes müssen daher heute als Sumpf- 
land angesprochen werden. | 
Nach kleineren Ansätzen im ı6., 17. und 18. Jahrhundert übernahm 1876 
das Zarenreich zum erstenmal einen großangelegten Versuch einer Entwässerung. 
Die Arbeiten der unter der Leitung des Generals Zylinski stehenden Kommission 
waren nicht ohne Erfolg. 4360 km Entwässerungskanäle, zum Teil natürlich mit 
sehr kleinen Querschnitten, wurden ausgehoben und 135 km Flußläufe ausgebag- 
gert. Die Wertsteigerung der Ernten in den entwässerten Teilgebieten war in den 
folgenden Jahren und Jahrzehnten teilweise verblüffend. Eine Statistik der Agri- 
kulturstation Minsk gab zu Beginn des ı. Weltkrieges an einzelnen Beispielen Ernte- 
wertsteigerungen auf das doppelte, vier-, zehn- ja in einem Falle auf das »5fache: 
in wenigen Jahren nach der Entwässerung an. Mögen solche Zahlen auch keinen 
Verallgemeinerungswert besitzen, so zeigen sie doch zweifellos gewisse Möglich- 
keiten auf. Gemessen an der Größe des Gesamtgebietes waren aber diese Erfolge 
räumlich sehr beschränkt. 
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Auch im polnischen Staat hat es nicht an Stimmen gefehlt, die auf die politische 
und wirtschaftliche Bedeutung Pelesiens hinwiesen. Mit Recht sah man in einer 
völkischen und landschaftlichen Kolonisierung Polesiens den Schlüssel für die end- 
gültige Sicherung der im Frieden von Riga gewonnenen volksfremden Gebiete ostwärts 
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des Bug: der sogenannten „Ostwoiwodschaften“ Wilna, Nowogrodek, Polesien u: 


Wolhynien. ER 4 
Die polnische „Gesellschaft für die Entwicklung der Ostgebiete“ zählte 1936 in einer Denk- 
schrift die ‘wichtigsten Tatsachen als Grundlage eines Kolonisationsplanes auf: „Polesien ‚be- ö 
sitzt das dünnste Verkehrsnetz in Polen; im mittleren und östlichen Teil fehlen befestigte 
Straßen sogar völlig. Es fehlen ihm alle Werkstätten und Einrichtungen für die : VOBR| 
arbeitung der Landtserzeugnisse. Es besitzt den größten Prozentsatz nichtmeliorierter Böden 
in Polen; dabei eignen sie sich hervorragend zur rentablen Investierung und Kolonisierung 
über die Vollagrarisierung der östlichen Bevölkerung hinaus. Es herrscht dort ein völliger ! 
Mangel sowohl an privatem wie an öffentlichem Kapital der Selbstverwaltungsorgane, das für 
eine wirtschaftliche Hebung des Landes Verwendung finden könnte. Hier gibt es den größten 
Prozentsatz an notorisch hungernder Dorfbevölkerung; sie besitzt keine Mittel für eine ratio- 
nelle Bewirtschaftung ihrer Betriebe. Es weist den größten Prozentsatz an Kindern auf, die 
vom Grundschulwesen überhaupt nicht erfaßt werden (23%), und solchen, die nur unzu- | 
reichend erfaßt werden (50%).‘‘ Wer wollte dieser interessanten F eststellung polnischer Fach- 
leute (!) nach ı5jährigem Bestand des polnischen Staates noch etwas hinzufügen? 


Die von polnischen Autoritäten also selbst als unzureichend bezeichnete Verkehrs- 
erschließung Polesiens stammt zudem in keinem wesentlichen Teil von Polen. Die 
beiden Volleisenbahnen, die nördlich und südlich das Sumpfland umgehen, sind 
von Osten her zu verstehen. Sie wurden in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
vom Zarenreich aus strategischen Gründen erbaut und streben von Minsk und Kiew 
auf die Festung Brest zu. Polnisch-Polesien selbst wird in der West-Ost-Richtung | 
nur von zwei, über relativ trockene Landbrücken geführte eingleisige Bahnen auf- 
geschlossen: Brest-Pinsk-Luninec die eine, Cholm-Kowel-Sarny die andere. In 
der Nähe der ehemals polnischen Staatsgrenze waren diese West-Ost-Bahnen durch | 
eine Nord-Süd-Grenzgürtelbahn Wilna-Baranowice- Luninec-Sarny-Rowne—Lem- 
berg verbunden und zusammengefaßt. Einzelne Stichbahnen und 80-cm-Feldbahnen, 
die auch dem Personen- und Güterverkehr dienen, sind im wesentlichen von der 
deutschen Armee im ı. Weltkrieg erbaut. Heute ist der Bahnunterbau als un- 
genügend zu bezeichnen, der Allgemeinzustand ist verwahrlost, die technischen || 
Einrichtungen sind mangelhaft, die Zuwegung zu den Bahnstationen besteht aus | 
schlecht trassierten, meist unbefestigten Wegen, die mittlere Bahnferne beträgt | 
etwa 4o km. Ein Lokalgüterverkehr vollzieht sich kaum, für weitere Entfernungen | 
sind wieder die Frachten zu hoch, der Poleschuk selbst hat kein Geld und kein Be- 
dürfnis Eisenbahn zu fahren; der Personenverkehr beförderte daher in der pol- 
nischen Zeit fast nur Juden, Beamte und Militär. Die tatsächliche Verkehrsleistung 
der Eisenbahnen ist deshalb in Polesien bei einer Dichte von weniger als 3 km 
Strecke auf 100 qkm Fläche nicht groß; allerdings wäre ohne diese Bahnlinien 
der Zustand des „Niemandslandes“ noch wesentlich vollständiger. 

Im Verhältnis zum Straßen- und Wegenetz müssen die Eisenbahnlinien sogar 
noch als gut bezeichnet werden. Die Straßen Deutschlands vor dem Dreißigjähri- 
gen Kriege waren zweifellos erheblich besser als die in der Provinz Polesien des 
polnischen Staates von 1939! „Polnische Straßen“ galten ja schon immer als ein 
eindeutiger Ausdruck für völlige Verwahrlosung; die „Straßen“ Polesiens doku- 
mentierten diesen Begriff in Reinkultur. Die völlige Verständnislosigkeit gegenüber 
planender Ordnung drückt sich im Straßenbild am sinnfälligsten aus. Dabei 
durchquerten in früheren Jahrhunderten bedeutende Handelsstraßen das polesische 
Sumpfland: aus dem Weichselraum führte z. B. die eine über Brest-Pinsk-David- 
grodek nach Mosyr, wo sie auf den berühmten normannischen Handelsweg von 
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}Nowgorod und Riga nach Kiew traf; sie ist sicher schon 2000 Jahre alt, doch ihr 
‚# Zustand dürfte sich in dieser Zeit kaum gebessert haben. 
Nur zwei Straßen Polesiens sind für den Automobilverkehr brauchbar; sie laufen parallel 
den Bahnen Baranowice—Brest und Rowne—Brest. Die übrigen Wege sind in der Mehrzahl 
4 abeiestigte Trakte, die zum Teil nach jedem Hochwasser ihre Lage wechseln. Es sind heute 
" noch ın größerer Anzahl Knüppeldämme vorhanden, die im Weltkrieg von der deutschen, 
' ussischen und österreichischen Armee angelegt wurden. Gesamtpolesien — Woiwodschaft 
‚Polesien und Nordwolhynien im wesentlichen — verfügte vor dem gegenwärtigen Krieg viel- 
leicht über 700—800 km wirklich befestigte Straßen, eine Dichte also von etwa r20—ı5o m (!) 
auf 10 qkm. Demgegenüber hatten zur polnischen Zeit die heute wieder eingegliederten Ost- 
„Eprovinzen eine Straßendichte von etwa 3,4 km auf 10 qkm! Die Kraftfahrstatistik gibt für 
j 1937 in Polesien 193 und für Wolhynien 285 Kraftwagen an. Auch ohne Abzug der reinen 
"#Behördenfahrzeugs zeigen schon diese Zahlen, daß Polesien zur Zeit des Polnischen Staates 
San der kulturellen, wirtschaftlichen und verkehrsmäßigen Weiterentwicklung Europas keinen 
Anteil hatte. Die Abgeschlossenheit Polesiens war nicht geringer geworden, sondern relativ 
sogar erheblich gestiegen. 
Auch mit dem ihm zugefallenen Erbe an Wasserstraßen wußte der polnische 
"#Staat nichts anzufangen. Daß von etwa 5900 km schiffbaren oder schiffbar zu 
“Smachenden Wasserläufen des ehemaligen polnischen Staates 1600 km auf Polesien 
‘entfallen, drängt zunächst nur die Frage auf, was auf diesen Wasserstraßen trans- 
\portiert werden soll? Die Wasserstraßen Polesiens würden jedenfalls eine Lokal- 
‚verkehrsbedeutung haben wie in anderen Räumen die Landstraße. Ein polesisches 
I) Wasserstraßennetz als Voraussetzung einer land- und forstwirtschaftlichen Akti- 
‘J vierung wäre nicht zu vergleichen mit der Schiffbarmachung westeuropäischer 
"Flüsse oder der Schaffung künstlicher Kanäle für Massengütertransport von Mil- 


punkt Sarny, Styr bis südlich der ehemaligen wolhynischen Provinzhauptstadt 
 Luzk, ferner Stochod, Pina, Muchawiec, Jasiolda und Lan. Von diesen ‚Wasser- 
| straßen“ besäßen Pripet und Bug eine europäische Bedeutung, weil in ihrem Zuge 
| die große Wasserstraße vom Schwarzen Meer zur Ostsee verlaufen könnte. 

Der bisherige Personen- und Güterverkehr auf den Wasserwegen Polesiens ist der wirt- 
schaftlichen Selbstgenügsamkeit des Landes entsprechend gering. Die höchste Personenbeför- 
) derungszahl lag etwa bei 85000 im Jahre 1935, die niedrigste bei etwa 18 000 im Jahre 1932. 
| Der Barken- und Dampferverkehr erreichte ebenfalls 1935 einen gewissen Höhepunkt mit über 
50000 t gegenüber eiwa 18000 t 1932 (für diese beiden Kategorien führten die Polen erst 
seit 1927 eine Statistik). Einige Bedeutung hatte nur die Holzflößerei, für die in der 
Statistik 1928 und 1935 zwei Höhepunkte mit etwa 200000 t angegeben werden, während 
für 1930 und 1932 nur etwa: 30000 t verzeichnet sind. Diese außergewöhnlichen Schwan- 
' kungen, bedingt wohl durch die wechselnde Bedarfskonjunktur auf polnischen und deutschen 
| Märkten, geben ein Bild von den Schwierigkeiten einer einigermaßen stabilen Wirtschaft; sie 
konnte sich gegenwärtig auf kaum etwas anderes als auf Holz stützen. 

Von irgendeiner Industrie kann in Polesien überhaupt nicht gesprochen werden. 

Vor ıo Jahren waren in der handwerklich-industriellen Produktion der Woiwodschaft 
Polesien knapp 3700 Beschäftigte tätig; auf die Holzindustrie entfielen davon allein über 
2600! Eine Auswahl aus den übrigen Beirieben sagt genug über die Allgemeinstruktur: 
ı48 Wind- und Wassermühlen mit 485 Arbeitern; 6 Baugeschäfte mit 281 Arbeitern; 
13 Ziegeleien mit 72 Arbeitern; 7 Ölpressereien mit 35 Arbeitern; 4 Gerbereien mit 17 Ar- 
' beitern; 3 Brauereien mit 7 Arbeitern; 2 Konservenfabriken mit 10 Arbeitern u.a. Es ist 
- unwahrscheinlich, daß diese Zahlen sich vom Zeitpunkt ihrer Feststellung, wohl 1931, bis zum 
Beginn des gegenwärtigen Krieges irgendwie änderten. 
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Die landwirtschaftliche Besitzstruktur dieses von den Polen theoretisch angel 
so beachteten Kolonisationsgebietes ist geradezu erschreckend. In der Woiwodse 
Polesien nennen 650% der bäuerlichen Wirtschaften weniger als 7 ha ihr eigen, 
wovon auch nur etwa 4 ha wirkliches Ackerland sein dürften, der Rest Sauergras- 
Moorflächen, Talmoor-Wiesen, Unland oder Wald. Die, im allgemeinen und ul 
einzelnen unzuverlässige polnische Statistik, wies für die Woiwodschaft Polesien. 
207000 Klein- und Kleinstbetriebe von ı bis 5o ha aus, ferner 960 mittlere Wir 4: 
schaften von 50 bis 200ha und 530 private und staatliche Großbetriebe und Lati- 
fundien. 207000 Kleinstbetriebe umfaßten rund 1475000 ha, 530 land- und fort- | 
wirtschaftliche Großbetriebe rund 1675000 hal 207000 Kleinbetriebe und 960 
Mittelbetriebe besitzen zusammen noch 6% weniger Land als allein 530 Groß 
betriebe (47:53%0). Der landwirtschaftliche Nutzwert der Kleinbetriebe ist gleich | 
Null, weil die außerordentliche Besitzzersplitterung durch Erbteilung keine richtige 
Bewirtschaftung ermöglicht; die bearbeitete Ackerfläche kann den sehr kopfstarken 
Familien nur eine Hungerexistenz gewährleisten. Die Groß- und Latifundienbesitze 
umfassen dagegen zu 4o bis 50% ihrer Fläche Wälder und ebenfalls zu ho bis 
500% Moore und Unland. Bei den Betrieben über 5000 ha schwankt der Ackerland- 
anteil zwischen rund ı und 4,5% der Gesamtfläche. Ohne Melioration ist also | 
auch bei den Großgütern der landwirtschaftliche Nutzwert verschwindend ‚gering. 

Die Polen haben im wesentlichen auf drei Wegen die Gewinnung und Koloni- 
sierung Polesiens versucht: durch Flurbereinigung, durch ein vom Brester Melio- | 
rationsbüro ausgearbeitetes Projekt einer Meliorierung Polesiens und durch eine | 
aktive Kolonisation durch Militär- und Zivilansiedler. 4 

Die Flurbereinigung konnte zu einem durchschlagenden Erfolg nicht führen, | 
trotzdem sie in der polnischen Zeit angeblich 360000 ha erfaßt haben soll; sie faßte | 
ohne eine konsequente Meliorierung das Übel nicht an der Wurzel. Der Brester | 
Meliorationsplan sah nur eine Regulierung der Wasserläufe vor, die eine natürliche | 
und selbsttätige Entwässerung größerer Sumpfgebiete begünstigten und sich gleich- | 
zeitig für Schiffahrt und Flößerei eignen. Aber nicht einmal für diese halbe und | 
vorbereitende Maßnahme vermochte der polnische Staat die Kraft zur Durchfüh- 
rung aufzubringen. Die aktive polnische Kolonisation hat erst recht zu keinem Er- | 
folg geführt. Bei eines Gesamtbevölkerung von 1,13 Millionen hat der polnische | 
Staat in der Woiwodschaft Polesien etwa 1100 Militärsiedler untergebracht. Viele | 
Siedler verließen schon nach wenigen Jahren wieder ihre verwahrlosten und ver- 
schuldeten Siedlerstellen, verpachteten oder verkauften sie an Nichtpolen. Kaum 
anders ist das Bild bei den Zivilansiedlern. Der polnische Staat und das polnische 


Volk sind an der Aufgabe einer Ostkolonisation gescheitert. 

Die verstreuten Schlösser des polnischen Hochadels — hier besaßen die Radziwill z.B. 
einen Grundbesitz von etwa 160000 hal — wirkten auch vor der kriegerischen Zerstörung 
in ihrer fremdvölkischen Umgebung von vormittelalterlicher Primitivität als dem Unter- 
gang geweihte Zeugen der mit glänzendem Flitter umgebenen polnischen Hohlheit und Un- 
fähigkeit. Über die theoretischen und praktischen Möglichkeiten einer wirtschaftlichen Nutz- 
barmachung Polesiens hat auf Veranlassung Polens auch ein Experten-Komitee des Völker- 
bundes (1927) Untersuchungen angestellt. Ein wesentlicher Vorschlag dieser im allgemeinen 
bemerkenswert oberflächlichen Denkschrift ist die Entwässerung Polesiens nach Westen, zum 
Weichselsystem. Im ganzen wurde die Entwässerung, für die man einen Kostenanschlag von 
rund 450 Mill. Zloty errechnete, auch in der Völkerbunddenkschrift als durchaus lohnend 
angesehen. 
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Was sich durch eine großzügig-planvolle Melioration tatsächlich gewinnen ließe, 
ist in konkreten Zahlen schwer auszudrücken. Immerhin eignet sich die Pripetniede- 
rung mit ihren Moor- und Schlammböden in entwässertem Zustand zweifellos für 
eine hochwertige Viehzuchtwirtschaft. Die Humus-Torfböden Sumpfwaldpolesiens DE 
"müßten bei richtiger Anwendung künstlicher Düngung ein gutes Anbaugebiet für 
Feldfrüchte abgeben; daneben ließe sich eine ertragreiche Waldwirtschaft aus- 
bilden. Die Gebiete ostwärts Horyn und Slucz mit ihren Flach-, Übergangs- und 
Hochmooren würden ausgezeichnete Torf- und Holzwirtschaftsmöglichkeiten bieten. TE 
Ehemalige Wiesmoore würden gute Vorbedingungen für Hanfanbau abgeben 
und auf den anmoorigen Flächen könnten schnellwüchsige Hölzer feldmäßig- an- 
gebaut werden, wie z.B. die Pappel, die nach neueren Versuchen den höchsten Er- 
“trag an Zellulose für die Kunstfaserindustrie liefert. 

Schon heute liefern die rund 1,2 Mill. ha Wald Polesiens — zu 600% Kiefern, der 
Rest Birken, Erlen und Eichen u. a. — eine jährliche Holznutzung von etwa 3 Mill. 
Festmeter. Die Kiefern-Altholzbestände stellen in ihrer großen Ausdehnung wert- 
volle Harzproduktionsflächen dar; auch die Stockholzextraktion ist lohnend und 

“ könnte bedeutende Mengen Terpentin und Kollophonium erzeugen. Holzkohle und 
Holzteer' sind weitere wertvolle Produkte. Vor allem aber stehen ı,2 Mill. ha Torf- 
moore zur Verfügung, von denen schon jetzt 87000 ha Hochmoore als gut ausbau- 
fähig erscheinen. In einem ı00jährigen Ausnutzungsplan ließen sich hier > Mill. t 
Torf jährlich gewinnen. Wie könnte diese Wirtschaft aussehen, wenn eingehende 
Untersuchungen zu dem Schluß kommen, daß ‚der wirkliche Enderfolg einer um- 
_ fassend durchgeführten Melioration Polesiens in einem Zuwachs der gesamtagrari- : 
- schen Nutzfläche um mindestens 2 Millionen ha seinen Ausdruck findet“! (Bürge-- 
I ner, a. a. O.) 

Die in diesem Augenblick vielleicht naheliegende Frage, wer denn dieses Land besiedeln 
soll, ist noch nicht beantwortungsreif. Es mag der Hinweis genügen, daß es für dieses Problem 


theoretisch nicht nur eine, sondern mehrere einer ernsthaften Prüfung werte Lösungen gibt, 
die, wenn man sie vom Westen her sieht, säkulare politische Bedeutung gewinnen könnten. 


!I } Polesien als Raum hat in der Geschichte des Ostens eine bedeutsame Rolle ge- 
- spielt, Jahrhunderte war es ein Streitgegenstand zwischen Polen, Litauen, Kiew 
‘| und Moskau. Bis in den polnisch-sowjetischen Feldzug 1920 hat Polesien seine 
| strategische Schlüsselstellung behalten und bewiesen. Wenn auch diese strategische 
'\ Bedeutung durch die Schaffung des deutschen Reichskommissariats Ukraine aus- 
‘| geschaltet wurde, so blieb doch die geopolitische Bedeutung ungemindert bestehen. 
'  Polesien beschließt in sich ein gut Teil der Problematik einer Verbindung des 
|  Ostsee- mit dem Schwarzmeer-Raum. Es sind die besten Voraussetzungen für eine 
Großwasserstraßenverbindung von Meer zu Meer auf verschiedenen Wegen gegeben: 
Dnjepr—Pripet—Memel; Dnjepr—-Pripet-Bug-Narew-Masurenkanal; Pripet-Lub- 
liner Mittellandkanal-Weichsel-Pilica-Warthe bzw. Weichsel-Oder. Eine noch be- 
stehende, ausgeprägte Landverkehrsfeindlichkeit will die tatsächliche Bedeutung der 
polesischen Landbrücke als Verbindung zwischen dem agrarisch wenig begünstigten 
Ostseeraum und dem rohstofflich reichen Gebiet der südrussischen Schwarzmeer- 
länder nicht zum Ausdruck kommen lassen. Doch im Zeitalter weltweiter Ausblicke 
ergeben sich räumlich noch weitertragende Möglichkeiten! Für diese bedeutsame 
geopolitische Problemstellung der Zukunft mag diese politisch-wirtschaftliche 
Skizze als Einführung dienen. 
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©. E. H. BECKER 2: 


Zarenrussische Vorstöße im Nordpazifik 


“ 


A: in den achtziger Jahren des 18. Jahrhunderts Russen über den Pazifik nach 


Alaska drangen, schien es, als triebe sie das Ziel, einen Nordring rings um die 


Erdkugel zu legen: ob veranlaßt durch die viel besprochene ‚Jagd nach der Grenze“ 


oder durch die „Jagd nach einem freien Meer“ oder einfach durch das ihrer 


Kriegerkaste eingeborene Bestreben nach Kriegs- und Eroberungsruhm, mag hier 
unentschieden bleiben. Die Machtlage in den überwältigend weiten Räumen des 
asiatischen Festlandes, in Zentralasien, Mittelasien, im Norden und im nördlichen 
Fernostgebiet bot jedenfalls Reizpunkte genug; die schwachen, verfallenen, von 
inneren Kämpfen allenthalben ewig beunruhigten und ihre Umwelt beunruhigenden 
Reiche waren für den Entschluß allzu wohlfeile Lockmittel! Wie immer spielten 
auch hier politische Sätze nicht die alleinige Rolle: die Ungeformtheit des russi- 
schen Wesens, sein inneres Schwanken und Schweben, das Wolkenhafte seines 


Geistes, das Unfertige, Chaotische, von ungeprägten und halb unbewußten Träu- 


men, Sehnsüchten, Gefühlen durchsetzte und getriebene Schweifen des Gedanken- 
und Seelenlebens — dies alles verursachte (neben wirtschaftlichen Anziehungen, 
Pelzgeschäften u. a.) den merkwürdigen Vorgang der asiatischen Ausdehnung: dem 
Überfließen eines Meeres vergleichbar, das-auf sandiger Ebene nirgend Halt und 
nirgend Hindernis findet. Hatte doch bereits Peter der Große Anfang des Jahr- 
hunderts sein Augenmerk auf Indien gerichtet! 

Pelze waren das große Geschäft. Es wurde im Raubbau betrieben. Die Wälder 
Sibiriens waren abgegrast; die Seeotter auf Kamtschatka, die Pelzrobbe dünn gesät, 
selbst die Al&uten waren erschöpft: man trieb die Eingeborenen mit Drohungen und 
schlechter Bezahlung zur rücksichtslosen Jagd an. Denn China war ein unbegrenztes, 
hoch zahlendes Absatzgebiet, Ziel auch des Ginseng- und Sandelholzhandels der 
"Amerikaner und Engländer (ebenfalls Raubbau schlimmster Art, von dem sich die 
Südsee-Inselwelt bis zum heutigen Tage nicht erholte). 1784 wendeten die Russen 
sich der Insel Kadiak zu, 1786 Cooks Inlet, im gleichen Jahre entdeckten sie die 
Pribylew-Inseln, den Brutplatz der Pelzrobben; nun strömten die sibirischen Aben- 


teurer und verschickten Verbrecher in solchen Mengen nach Alaska hinüber, daß die 


völlige Ausrottung der Pelztierwelt drohte. Schelikow, von der Zustimmung der 
Regierung unterstützt, schloß daher 1799 die Handelsgesellschaften Ostsibiriens, 
Kamtschatkas und Alaskas zur ‚„Russisch-amerikanischen Kompanie“ zusammen. 
Sie erhielt das Monopol für das pazifische Gebiet nördlich des 52. Breitengrades; 
Hauptsitz der Verwaltung war Sitka (auf den der kanadischen Küste vorgelagerten 
Thlinkiten-Inseln gelegen). 

Die Russen blieben noch ungestört, auch wenn die von Mexiko heraufdrängenden 
Spanier schlagartig reagierten und sofort die ganze kalifornische Küste — soweit 
sie von ihren Entdeckern untersucht worden war, also bis zum unter dem 60. Brei- 
tengrad liegenden Prinz-William-Sund — nach dem Entdeckerrecht für sich be- 
anspruchten, ohne sich deshalb aber jemals mit den Russen ins Einvernehmen zu 
setzen. Ihre Interassen blieben südlich gebunden. Auch am Pelzhandel waren sie 
nicht interessiert; sie begnügten sich mit bloßen Protesten, als Resanow am Russian- 


\ 
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River das Fort Ross begründete und eine große Nahrungsmittelplantage anlegen 
ließ. Nicht so die Engländer. Der Chinahandel bekam Bedeutung für sie. Die 
Hudsonbay-Companie war zum Pazifik durchgestoßen, das geographische Problem 
einer vermuteten Wasserverbindung zwischen Atlant und Pazifik quer durch den 
Kontinent war noch ungelöst und erzwang die vorausschauende Sicherung von 
"#9. Küstenbesitz: im Escurialer Vertrag von 1790 mußten die Spanier auf Nootka 
‘(Vancouver-Insel) verzichten, was freilich nicht ausschloß, daß sie sechs Jahre 


später ihre Rechte auf die Insel an die Vereinigten Staaten abtraten. 

. Um eine Vorstellung von der wirtschaftlichen Bedeutung des Pelzhandels zu ermöglichen, 
‘seien die Zahlen der Montrealer Nordwest-Gesellschaft des Jahres 1798 angeführt: 106 000 Biber, 
‘2100 Bären, 5500 Füchse, 4600 Ottern, 17000 Bisamratten, 32000 Marder, ı800 Nerze, 
6000 Luchse, 600 Vielfraße, 1650 Zobel, 100 Waschbären, 3900 Wölfe, 700 Elen, 1950 Stück 
Edelwild, 500 Büffel. Man erkennt leicht, daß die Erschöpfung der Wildbestände nur eine 
Frage der Zeit sein konnte. 


Inzwischen begannen auch die Amerikaner sich zu rühren. Seit der endlich er- 
worbenen Unabhängigkeit erschienen ihre Schiffe immer zahlreicher in den Ge- 
wässern des Stillen Ozeanes. Astor bemühte sich um die Brechung des britischen 
Pelzmonopoles und setzte sich als erster Bürger Nordamerikas an der pazifischen 
Küste fest, wo er, am südlichen Ufer der Columbiamündung, Stützpunkt und Fort 
Astoria anlegte, und Lewis und Clarke brachen auf dem Landwege durch. Drei 
Mächte beobachteten jetzt eifersüchtig die Nordwestküste: Rußland, England und 


‚U Amerika. Der Nordpazifik begann zu erwachen. 


Die Engländer hatten den feindlichen Brüdern noch nicht verziehen und betrach- 
teten sie im Pazifik als unerwünschte Eindringlinge: noch nach ı840 blieben sie 


‘4 bemüht, die Amerikaner aus dem Stillen Ozean zu verdrängen! Die Russen waren 


für direkte Taten. Sie unternahmen einen Schritt, dessen Auswirkungen noch lange 
nachzitterten, ja eigentlich bis zu ihrer Zurückziekung aus Amerika wirkten und 
sogar die berühmte Monroe-Erklärung mit auslösten: als nämlich Alexander I. im 
Jahre ı821 den Nordpazifik zum „Mare clausum“ bestimmte. 

Betrachten wir die Vorgänge: Am ı1. ıı. 1818 berichtete der nordamerikanische 
Bevollmächtigte Prevost dem Staatssekretär John Quincey Adams über beunruhi- 
gende russische Unternehmungen auf Hawaii: „Sicher muß das Wachstum einer 
Rasse, die sich kaum vom Stadium der Wilden emporgehoben hat, an diesen Küsten 
beklagt werden; es muß die Besorgnisse der USA. erregen und sie zwingen, einen 
Posten zu halten, der als ein Schutz gegen das nördliche Vordringen dienen 
_ könnte.“ Die Anlässe zu dieser Warnung sind deutlich — nicht minder deutlich wie 
diejenigen für Alexanders berühmte Verkündigung. Der Ausdehnungsdrang der 
Russen nämlich fand kein Genüge bei dem Erreichten. Sie hatten die Ufer des 
Yukon besetzt, wo ihnen jedoch die Engländer entgegentraten. Aber die Südsee war 
frei! Die Inseln des Pazifik! Die Sandwich-Gruppe, die ihre in so unwirtlichen 
Gegenden liegenden Siedlungen mit allen Schätzen des Südens seit Jahrzehnten ver- 
sorgten. Die Lebensmittelzufuhr nämlich war eine der Hauptsorgen der Kolonien 
Rußlands. Man hatte versucht, auf dem Seewege aus den Ostseegebieten Nahrungs- 
mittel zu beziehen, was sich für die Dauer von selbst verbot; man hatte (1812) 
eine große Plantage bei Fort Ross angelegt, wodurch man die Spanier reizte; man 
bezog Waren von amerikanischen Händlern, wodurch ungewollt der gefährliche 

Alkohol- und Waffenschmuggel gefördert wurde; endlich begann man die Be- 
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ziehungen zum Süden Eu die sich Sänstig re Schae 
ankerten russische Schiffe in den Häfen der Sandwich-Inseln. Kamehame 
der energische, unternehmungsfreudige König und Einiger der Inseln, ließ Ba 
now (dem ungekrönten König von Alaska) 1806 bestellen, er werde gerne “a es 
Jahr ein Schiff mit Schweinen, Salz, Bataten und anderen Lebensmitteln senden, 
wenn ihm im Austausch Seeotterfelle zu günstigen Preisen überlassen würden. 
Aber die Handelsverbindung genügte den Russen für die Dauer nicht. Sie wollten. 
mehr; sie streckten ihre Hände nach Süden aus. 1807 entsandte die Regierung | 
Kapitän Hagemeister, die Lage zu erkunden und, wenn möglich, Niederlassungen zu 
begründen; dann 1815, da die Umstände ungünstig gewesen waren, den Wundarzt | 
Dr. Georg Anton Scheffer (Deutscher wie jener), nun direkt zum Angriff über- 
zugehen. Er verband sich mit Kaumualii, dem Vizekönig der Insel Kanai und 
Gegner Kamehameha’s, versuchte auf Oahu ein Fort zu errichten und baute es! 
schließlich, da von dort vertrieben, unter Flaggenhissung auf Kauai (1817). Kame- 
hameha erhob Protest und schritt ein. Scheffer floh über Kanton nach St. Peters- 
burg, wo er Alexander eine Denkschrift unterbreitete und eine aggressivere Politik 
forderte; auch der konsularische Vertreter der Russen, Peter Dobell, drängte 1826 
und forderte unverzügliche Besetzung der Inseln. Kamehameha II. aber, diese Vor- 
gänge mit Mißtrauen betrachtend, bat König Georg IV. von England um Schutz — 
womit denn eine ganze Reihe von Ereignissen ausgelöst wurde, die für Hawai und 
das Verhältnis zwischen seinen eigennützigen Liebhabern Amerika und England | 
Bedeutung hatten. Die Gefährlichkeit des russischen Anrainers war offenbar gewor- il 
den, um so mehr als seine pazifischen Interessen noch durch die Weltumseglungs- 
expeditionen v. Kotzebues und v. Krusensterns eine Betonung erhielten. 
Alexander nun, da die Verwirklichung der mittel- und südpazifischen Träume | 
(fürs erste jedenfalls) mißlungen war, zog sich geräuschvoll in den Nordpazifik | 
zurück. Er erklärte am 4. September ı821 alle Gewässer nördlich des 51. Breiten- 
grades zu russischem Gebiet. Kein fremdes Schiff dürfe sich den russischen Küsten 
und Inseln nähern; 100 italienische Meilen wären die äußerste Annäherungsgrenze; | 
Ausnahmen seien nur im Falle von Stürmen und Bedarfs- und Lebensmittelliefe- | 
rungen zulässig. So war der Nordpazifik in der Höhe vom Königin-Charlotte- Sund | 
bis Mittelsachalin ein russisches ‚Mare clausum“ geworden. Der Zar begründete den 
seltsamen Erlaß mit der Zunahme des Schmuggels mit Waffen und Branntwein und | 
allerlei unerwünschten Übergriffen amerikanischer Händler. 
Die kühne Maßnahme erregte einen Sturm. Proteste Englands und Amerikas 
hagelten. Präsident Monroe aber, schon gereizt durch die Absichten Großbritanniens 
(durch Ganning) auf Kuba, erließ seine berühmte Erklärung (1823). „Wir müssen 
mit aller Bestimmtheit: den Grundsatz erklären“, hieß es in dem Schreiben an 
Baron Tuyl, „daß die amerikanischen Festländer nicht Gegenstand irgendwelcher 
europäischen Siedlungen sein können.“ Die Amerikaner bezeichnen diese Verkündi- 
gung als den Ausgangspunkt der neuen Epoche ihrer Außenpolitik. In den Ver- 
trägen vom 17. 4. 1824 und 28. 2. 1825 (dieser mit England) wurden die Süd- 
und Ostgrenzen des russischen Gebietes festgelegt und die entehrenden Bestim- 
mungen des ‚Mare clausum“-Erlasses beseitigt, was die Russen allerdings nicht 
hinderte, sie nach zehn Jahren gegen Amerika neu aufleben zu lassen. Mit den 
Interessen Englands verbunden versuchten sie ernstlich, die Amerikaner zu ver- 
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‘Ödrängen! Da sie jedoch zu schwach waren, einen Krieg wagen zu können, und die 
'Örussisch-amerikanische Kompanie sich bereits im Verfall befand (sie verpachtete 
18/0 ihre ganze Festlandsküste vom Lynnkanal bis zur Südgrenze an die Hudson- 
baygesellschaft), hatte dieser Schlag kein Gewicht mehr. Alaska wurde zu einer Last. 
‚Die Amerikaner aber, die inzwischen die ungeheuren Walgründe der Beringsee 
entdeckt und sich in Kalifornien und auf Hawai festgesetzt hatten, waren auf‘ dem 
besten Wege, die führende pazifische Macht zu werden. Die Verhältnisse drängten 
zu einer Neuordnung. 

Damals gewann die Kugelgestalt der Erde politisches Gewicht. Die Russen näm- 
lich, vom Baltischen Meer über den Pazifik hinaus bis zum Yukon lagernd, hatten 
nicht geruht, ihre südeuropäischen und südasiatischen Pläne zu verfolgen. Wo sie 
ihren Schritt hinsetzten, begegneten sie England und Amerika. So kam es zum 
Krimkrieg. Er hatte bedeutsame pazifische Folgen. Nicht nur, daß die Russen ihren 
‚# kamtschadalischen Regierungssitz (St.-Peters- und Paulshafen) wegen der ständigen 
Angriffe englisch-französischer Flotten aufgeben mußten und sich in Nikolajewsk 
an der Amurmündung und später in Wladiwostok (1860 erworben) niederließen, 
nicht nur auch, daß die in Europa erlittene Niederlage die Intensivierung der Fern- 
ostpolitik zur Folge hatte: vielmehr entschlossen sie sich nun endgültig, sich aus 
Amerika zurückzuziehen. Im Jahre 1854 bot Baron Stoeckl, der russische Gesandte 
in Washington, Alaska den Amerikanern zum Kaufe an: verteidigt werden könne 
das Land nicht; auch errege der Besitz immer neue politische Schwierigkeiten; 
U schließlich sei es „amerikanischer Volksglaube, daß es der USA. manifest destiny 
‚wäre, sich an den pazifischen Küsten auszudehnen: auch Rußland habe sein 
manifest destiny, aber an der anderen Seite des Pazifik, am Amur.“ Der Verkauf 
| kam allerdings erst ı867 zustande. 

Die Unlust gegen Alaska offenbarte sich nun also. Sie war sehr alt. Schon Katharina II. 


' hatte 1769 fremden Abenteurern, welche dort für Rußland kolonisieren wollten, durch ihren 
‘ Minister Panin antworten lassen: „Kaufleute mögen Handel treiben, wo sie wünschen. Ich 


| auf alle Länder und Besitzungen in Ost-Indien und in Amerika.“ Als dann 1781 die Eng- 
länder, um Beistand gegen die revoltierenden Amerikaner zu gewinnen, den Russen Landbesitz 
in Amerika versprachen, lehnte sie ab: ‚ein so entfernter Besitz müsse sie ruinieren“. Als die 
' Russisch-Amerikanische Kompanie ihren Besitz der Regierung übertragen wollte, soll Zar 
Alexander sich heftig geweigert haben: ‚Nein! Nein! Es kostet mich jetzt 300000 Rubel, 
Kamtschatka zu verwalten. Wenn ich versuchen würde, Amerika zu übernehmen, würde es 
ı Million fordern!“ : 
Der Verkauf des Landes, dessen ungeheure Werte damals noch unbekannt waren 
— hätte man von ihnen gewußt, so wäre der Preis ein anderer gewesen —, war 
eine Befreiung für das zaristische Rußland. Der Sprung über den Pazifik war ein 
Abenteuer gewesen. Um so entfernte Kolonien halten und nützen zu können, hätte 
es anderer Energien bedurft, im Aufbau beharrlicherer Kräfte: die Russen aber 
waren nur immer marschiert, sie hatten Länder und Länder unterworfen, ohne an 
gründliche und zielbewußte Entwickelung zu denken. Das Schicksal des Jahrhun- 
derte stiefmütterlich behandelten Sibirien (das erst eigentlich die Sowjets, der Not 
' gehorchend, systematisch zu erschließen begonnen haben), ist deutlich genug; das 
Amurtal füllte sich erst mit russischen Menschen, als man begann, Wladiwostok als 
„pazitisches Fenster“, als Sprungbrett für pazifischen Handel und ostasiatische Ab- 
- rundungen, zu betrachten. ! 
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Nicht nur der Amur war Rußlands „manifest destiny“: die Mandschurei w 
es, Korea, die Bucht von Tschili mit ihren eisfreien, geschützten und geräum 
Häfen. Der Rückzug aus Amerika weckte ungeahnte Kräfte: wie ja jede Beschrän- 
kung auf die nun einmal gegebenen Grenzen eine Steigerung des Willens und der 
Schlagfähigkeit zur Folge hat. Das natürliche Jagdgebiet der Russen war Asien. 
Sie erkannten ihre Gebundenheiten und ihre Möglichkeiten. Der Fehler, den sie 
begingen und der schließlich die Erreichung ihrer glühendsten Ziele verhindert hat, 
wurde durch ihre Sorglosigkeit, ihren Mangel an Organisationsgabe und Ordnung, 
auch ihre Sprunghaftigkeit hervorgerufen: sie drängten zwar ungestüm vor und 
verhandelten mit viel Geschick, aber sie versäumten den Bau von Verbindungs- 
brücken nach hinten. Als sie die Gefahr sahen, war es zu spät. 

Die Küstenprovinz mit Wladiwostok (im Pekinger Vertrag 1860 erworben) um- 
klanmert die Mandschurei von Osten, die im Vertrag von Aigun (1858) festgelegte ' 
Amur- und Argungrenze im Norden und Westen. Der Versuch lag nahe, das ganze 
Gebiet von China abzuschnüren. Es ist unmöglich, über die Einzelheiten der nun | 
folgenden Geschehnisse und Unternehmungen, die zur wirtschaftlichen und mili- | 
tärischen Durchdringung der Mandschurei, zur Gründung der Häfen Port Arthur 
und Talienwan, zur Vorbereitung der Beeinflussung Koreas und endlich zum Rus- 
sisch-Japanischen Kriege von 1905 führten, hier zu berichten: sie beanspruchen eine 
ausführliche Sonderbearbeitung. Denn in Ostasien bildete sich durch den Kon- 
kurrenzneid der interessierten Mächte und das nun die weltpolitische Bühne be- 
tretende Japan ein so verworrenes Netz von Verträgen und Gegenverträgen, Fuß- | 
angeln und Selbstschüssen, daß diese Zustände in wenigen Worten gar nicht dar- || 
stellbar sind. Genug: auf dem Höhepunkt seiner fernöstlichen Macht rührten sich | 
noch einmal die Südseeträume Rußlands — nicht offiziell, immerhin aber als 
„Volksstimmung“, als „öffentliche Meinung“: im Kampf um die Philippinen näm- | 
lich, als das künftige Schicksal der reichen Gruppe zur Diskussion stand, erklärten 
die Zeitungen „Swet“ und ‚„Nowoje Wremja“, Rußland dürfe bei einer etwaigen 
Teilung nicht leer ausgehen. Der Wunsch war ohne politische Bedeutung, aber er | 
bezeugt den Grad des Ausdehnungs- und Machtdranges; er ist als Symptom zu | 
werten. 

Welche Wege beschritten worden wären, wenn nicht der Weltkrieg und die 
Bolschewisierung die Begrenzung der zarenrussischen Eroberungspolitik erzwungen 
hätten, ist schwer zu sagen, auch ohne Belang. Wohl sind die Äußere Mongolei und 
die chinesische Provinz Sinkiang erworben worden, an der pazifischen Küste 
änderten sich die Grenzen jedoch nicht. Doch die Ruhepause hat ihr Gutes gehabt; 
sie ist, möchte man von einem geschichts-philosophischen Standpunkt aus sagen, 
gleichsam durch höheres Gesetz bestimmt worden — durch dasselbe Gesetz, das die 
beschleunigte Erschließung der Mandschurei durch Japan und der westlichen Pro- 
vinzen Chinas durch Chiang Kaishek erreichte. Die Russen haben sich dem Aufbau 
Sibiriens und ihres Fernostbesitzes widmen müssen: erst jetzt eigentlich hat Ruß- 
land festen Fuß am Pazifik und am Eismeer gefaßt. 


‘Im vergangenen Oktober stand die Sowjet- 
union sowohl politisch als auch militärisch 
‚dicht vor dem Zusammenbruch. Ihre Lage 
ähnelte der Frankreichs kurz vor dem Fall 
von Paris. 

Gleich nach Beginn des deutschen Ein- 
marsches ergaben sich Sowjetstreitkräfte in 
großen Massen. Bei der Zivilbevölkerung 
herrschte eine auffallende Apathie; sie nahm 
nur geringen Anteil an der „Politik der ver- 
' brannten Erde“. Diese „Politik“ wurde den 
Truppen überlassen: in keinem Lande ist die 
Bevölkerung bereit, Haus und Hof, die Ernte, 
ihre Scheunen und Vorräte zu vernichten. Es 


des deutschen Vormarsches zerstört wurden; 
bei ihrer Einnahme jedoch zeigte es sich, daß 
sie nur geringen Schaden erlitten. Weite Land- 
"F striche sahen aus, als wäre der Krieg über- 
haupt nicht über sie hinweggegangen. Indu- 
‚ strieanlagen, Maschinen, Kraftwerke, Brücken 
hingegen waren in weitem Umfang zerstört. 
Wie im Juni 1940 in Frankreich, herrschte 
‚ı im Herbst ıg4r der Defaitismus. Infolge der 
ungeheuren Entfernungen aber, die die deut- 
I schen Truppen zurückzulegen hatten, wurde 
das Überraschungsmoment ausgeschaltet und 
damit eine der Hauptgefahren, die zum Zu- 
sammenbruch hätten führen können. Der 
russische Soldat bewies erneut seine Zähig- 
keit. Der noch ungeklärte deutsche Rück- 
schlag bei Rostow bewirkte einen psychologi- 
schen Umschwung, genau wie er auch durch 
das geringste deutsche Mißgeschick in Frank- 
; reich bewirkt worden wäre. Der Feind stand 
nur wenige Meilen vor Moskau, und doch 
; schien er nicht mehr unbesiegbar. Mit einem 
Terrorapparat, wie ihn die Welt nie gekannt 
hat, ging Stalin vor. Seine Grausamkeit hat 
jedoch ‚Rußland‘, und nicht nur das allein 
gerettet. Seine Offensive an der Heimatfront 
verhinderte den deutschen Sieg an der Schlacht- 
front. Die Gefahr des russischen Zusammen- 
bruchs wurde in einem Raum von wenigen 
Quadratmeilen innerhalb weniger Tage abge- 
wendet. Die Deutschen waren sich ihres End- 
erfolges so sicher gewesen, daß sie in der 
ersten Oktoberhälfte Tanks, Artillerie und 
Munition aus Rußland wieder herauszogen, in 
' der. Annahme, Rostow würde gehalten und 
Moskau fallen. Der Zusammenbruch der 
Sowjetunion hätte Deutschland zum Herrn 
über ganz Europa, von der Biskaya bis zur 


hieß zwar, daß zahlreiche Städte angesichts 
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„Die Sowjets am Rhein“ 


Das Aprilheft der Londoner Zeitschrift „The Ninsteenth Century“ enthielt einen 

Leitaufsatz, der für die heute England beherrschende Auffassung gegenüber 

Europa bezeichnend ist; die Bereitschaft, den Kontinent bis zum Rhein den 

Sowjets zu überlassen, vermischt sich mit Besorgnissen über den drohenden 
Verlust der eigenen Machtstellung. 


Wolga, gemacht; es hätte nach Kaukasien 
vormarschieren und den Mittleren Orient be- 
drohen können. 

In der Presse und in öffentlichen Versamm- 
lungen wird die Errichtung einer „zweiten 
Front“ allgemein ‚gefordert. Dies ist nicht 
nur eine politische Geste. Die Zeit mag bald 
kommen, in der man die Errichtung einer 
neuen Front auf dem europäischen Kontinent 
vorbereiten muß. Sollte das Schlimmste ein- 
treten und die Sowjetunion aus dem Kriege 
ausgeschaltet, das östliche Mittelmeer unhalt- 
bar und Ägypten und der Irak unmittelbar 
von Deutschland bedroht werden, dann wird 
früher oder ‚später die „zweite Front“ der 
einzige Weg zum Endsieg. 

Deutschland und Rußland scheinen beide im 
gleichen Maße zuversichtlich. In seiner Rede 
vom 23. Februar deutete Stalin seine Absich- 
ten einem geschlagenen Deutschland gegen- 
über an. Er erklärte, das ‚„Jeutsche Volk“ 
nicht mehr mit der „Hitlerelique“ zu identi- 
fizieren. Das Wort „Clique“ bedeutete bis- 
her allgemein die politische Ordnung der Län- 
der, mit denen die Sowjetunion im Krieg 
stand. (Die Bezeichnung ‚„Mannerheim-Clique“ 
bedeutete ebenfalls sehr viel mehr als nur 
General Mannerheim und seine Umgebung.) 
Die Zerstörung der gegenwärtigen politischen 
Ordnung in Deutschland ist ein russisches 
Kriegsziel; es deckt sich mit dem britischen 
Kriegsziel, auch wenn dieses sich mit dem 
Verschwinden von Hitlers Herrschaft allein 
nicht zufrieden gibt. Würde die deutsche 
Staatsordnung durch einen russischen Sieg 
umgestürzt, so darf man sich jedoch nicht 
einbilden, die Sowjets würden irgendein an- 
deres System hochkommen lassen. Eine Be- 
setzung Deutschlands durch die Russen würde 
nicht nur auf den Umsturz der „Hitler- 
Despotie“ sowie die Verhaftung oder Hin- 
richtung der führenden Nationalsozialisten 
hinauslaufen, sondern führte darüber hinaus 
zu einer vollständigen Umwälzung der ge- 
sellschaftlichen Ordnung. Zahlreiche frühere 
Gewerkschaftsführer, Schriftsteller, Rechts- 
anwälte, Professoren usw. würden beseitigt 
werden. Selbst Anhänger der augenblicklichen 
Opposition würden ausgemerzt werden, wie 
zweifellos z. B. der Klerus beider Konfessio- 
nen und zahlreiche Kommunisten, die künf- 
tigen „Quislinge“ ausgenommen. 

Stalin wird das ganze deutsche Volk unter 


russische Vormundschaft stellen. „Es wird“, 
wie er in seiner Rede sagte, „bleiben‘, aber 
unter einem erweiterten Sowjetsystem. Es 
würde der Sowjetunion vielleicht nicht ein- 
gegliedert werden, dafür wäre es selbst nach 
einer Niederlage zu umfangreich und zu be- 
deutend; es würde aber ein russischer Va- 
sallenstaat werden (dependaney); Daß die 
Sowjetunion durchgreifende Vorkehrungen zur 
Verhütung einer deutschen Wiederaufrüstung 


treffen würde, ist selbstverständlich. Ihre Maß- 


nahmen wären nicht zu vergleichen mit denen, 
die um eines ‚großzügigen Friedens‘ willen 
oder aus dem Glauben an ein anderes und 
besseres Deutschland manche Leute in Eng- 
land treffen möchten; sie würden radikal sein 
und die Besetzung strategisch wichtiger Punkte, 
Grenzveränderungen und Bevölkerungsumsied- 
lungen in sich schließen. Bei einem voll- 
ständigen Siege, in dem die Sowjetunion Ost- 
und Mitteleuropa ungehindert ihren Willen 
auferlegen könnte, würde Polen nach Westen 
hin erweitert werden; die Sowjetunion würde 
seine östlichen Teile annektieren und dafür 
deutsche Grenzgebiete, etwa ganz Ostpreußen 
und Oberschlesien an. Polen geben. Dieses 
würde selbst ein Sowjet-Vasallenstaat werden, 
vielleicht auch ein Bundesstaat der Sowjet- 
union, wenn es auch als Werkzeug der Sowjet- 
herrschaft über Deutschland eine gewisse 
Sonderstellung behalten mag. 

Diese Aussichten sind vom britischen Stand- 
punkt aus nicht gerade ideal; sie sind jedoch 
einem deutschen Siege entschieden weit vor- 
zuziehen. Es ist vom englischen Standpunkt 
aus unendlich viel besser, die Sowjets am 
Rhein als die Deutschen an der Wolga zu 


‚haben, sogar besser die Sowjets am Rhein 


statt der Deutschen. Es mag allzu gewagt er- 
scheinen, so weit voraus zu denken; aber 
solche Möglichkeiten liegen in der Natur der 
Dinge, der geographischen Gestalt des Konti- 
nents, der Geschichte, der Wesensart und den 
Zielen der beteiligten Völker. Würden die 
Russen nach Berlin gelangen und dort ihre 


politische Ordnung durchsetzen — etwa in 
der Art einer Volksbefragung, wie in den 
baltischen Staaten — dann würde das Rhein- 


land fast sicher abfallen und eine Verteidi- 
gungsfront längs des Rheines errichten. Dies 
wäre eine historische Gelegenheit für Frank- 
reich, den römischen Limes wiederherzustellen, 
sich einen neuen Rheinstaat anzugliedern, 
vielleicht sogar das tragische Problem seines 
Bevölkerungsrückganges zu lösen und als 
Großmacht und Wahrer des griechisch-römi- 
schen und christlichen Kulturerbes auf dem 
Kontinent wieder aufzuerstehen. 

In seiner Rede vom 23. Februar erklärte Sta- 
lin, der Feind würde aus Litauen, Lettland, 
Estland und Karelien vertrieben werden. Da 
den Sowjets klar ist, daß sie, wenn überhaupt, 
nur mit knapper Not siegen können, brauchen 


sie zur Verw 

die 1939/40 von ihnen erobert 
die Unterstützung Großbritanniens; 
würde von Stalin zwar nicht erw Be 
frühere russisch-polnische Grenze wurde durch 
das Abkommen der beiden Staaten von 1947 
juristisch wiederhergestellt, das das deutse N 
russische Abkommen von 1939 außer Krait 
setzte. Die Frage einer den Sowjetwünschen 
entsprechenden Verlegung der Grenzen weit 
nach Westen muß einstweilen offen bleiben; 
immerhin besteht eine gewisse leichte Aus- 
sicht darauf, daß diese zwischen Rußland und 
Polen stehende Frage friedlich gelöst werden 
kann. 2 ' 
Die Eingliederung der baltischen Staaten Li- 
tauen, Lettland und Estland in die Sowjet- 
union wurde mit Waffengewalt vollzogen; 
sie wurde weder von London noch von 
Washington de jure anerkannt. Soweit be- 
kannt, erfreuen sich die Gesandten dieser 
Staaten in beiden Hauptstädten noch heute 
ihrer diplomatischen Vorrechte. Die Atlantik- 
Charta enthält zwar Unklarheiten und Wider- 
sprüche, und es ist mancherlei gegen sie ein- 1 
zuwenden. In einem der wesentlichen Punkte 

jedoch ist sie klar, nämlich in ihrem Fest- | 
halten an dem Grundsatz des Selbstbestim- 
mungsrechts der Völker, an dem sowohl Groß- # 
britannien als auch die Vereinigten Staaten 
in diesem wie im letzten Kriege festhielten. 
Dieses Prinzip zu durchbrechen, ginge jetzt, | 
kurz nach Verkündigung der Charta, eigent- 
lich nicht an, und zwar nicht nur aus Rück- | 
sicht auf diese selbst. % 


England besitzt in Europa einen ungeheuren 
moralischen Einfluß. Alle neuerdings unter- | 
worfenen Völker, und zwar nicht nur seine | 
früheren Verbündeten, glauben daran, daß es | 
für ihre nationale Unabhängigkeit eintritt. 
Hierdurch hat es eine führende Stellung obne- | 
gleichen erhalten. Soldaten, Matrosen, Flieger, 
Saboteure, politische Verschwörer stehen des- 
halb in vielen Ländern auf seiner Seite. 
Wenn der Zeitpunkt des Friedensschlusses 
kommt, wird man, wie nach dem letzten 
Kriege, den Grundsätz des Selbstbestimmungs- 
rechts der Völker nicht mit vollkommener 
Strenge verwirklichen können. Ideale Grenzen , 
lassen sich auch mit dem besten Willen der 
Welt nicht ziehen. Wenn aber die Alliierten 
siegen, wird dieses Prinzip die Grundlage des 
Friedens sein. Schon jetzt ist es der 'gemein- 
same Nenner der alliierten Kriegsziele. Ein 
Ausgleich für ihre verschiedenen Wünsche 
wird sich £inden lassen. 


| 


Es stimmt nicht, daß es nur zwei Möglich- 
keiten auf dem Kontinent gibt: National- 
sozialismus oder Kommunismus, deutsche oder 
russische Führung. Es gibt noch eine dritte: 
die Führung Englands und d>r Vereinigten 
Staaten. Sie ist überall die Hoftnung der 


- u . 


Sınterworfenen Völker. Für England jedoch 
‚muß sie mehr sein als eine bloße Möglich- 
‚Sseit und Hoffnung: nämlich ein Kriegs- wie 
"#Friedensziel. 
‚#Die Macht, die den Raum am stärksten be- 
aerrscht, wird über das Schicksal der kleine- 
ven Völker entscheiden. England wird viel- 
leicht nicht alle Entscheidungen über Ost- und 
Südosteuropa verhindern oder beeinflussen 
können. Dies mag sogar nicht wünschenswert 
sein, denn es gibt ein Recht, das noch vor 
dem der Selbstbestimmung steht: das Recht 
‚#auf Sicherheit. Zu jeder Zeit wird man die 
“Eganze Frage der Staatsgrenzen :ınter dem Ge- 
sichtspunkt der Sicherheit betrachten müssen. 
‚Ist die Annektion der drei baltischen Staaten 
“Bund der finnischen Provinz Karelien für die 
8 Sicherheit der Sowjetunion wesenilich? Die 
Russen behaupten es; in der Tat war das der 
einzige Grund für die Annektion. Der An- 
spruch läßt sich nicht ohne weiteres abwei- 
‚2sen. Ein Recht auf Sicherheit aber steht allen 
“S alliierten und befreundeten Mächten zu. So 
‚wie die Dinge jetzt liegen, muß die britische 
‚Regierung dieser Frage mit offenem Sinn 
gegenüberstehen und sich hüten, sich schon 
‚jetzt gegen Entschlüsse festzulegen, die gegen 
| Ende des Krieges oder später etwa gefaßt 
.} werden müssen. 
‚I Es wäre jetzt ebenso unpolitisch, den russi- 
') schen Anspruch auf die drei baltischen Staa- 
ten und auf Karelien zu bekämpfen, wie ihn 
F zu unterstützen. Ihn bekämpfen hieße Eng- 
lands zur Zeit stärksten Verbündeten vor den 
Kopf stoßen; ihn unterstützen, Englands 
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andere, zwar weniger starke, aber zur Gewin- BR 
nung des Krieges und des Friedens ebenso 


nötigen Verbündeten kopfscheu machen. Eine 
Unterstützung der Sowjetansprüche durch Eng- 
land würde bei den Vereinigten Staaten im 
Augenblick vielleicht nicht geradezu wie ein 


Schlag auf den Kopf wirken; sie würden das . 


jedoch keinesfalls gern sehen, um so weniger, 
als Präsident Roosevelt der Haupturheber der 


Atlantik-Charta ist. Die Wirkung in Nordost-. 


und Südosteuropa könnte jedoch recht un- 
erfreulich sein. Schweden und die Türkei 
sind im großen ganzen probritisch eingestellt, 
Sie haben beide von der Sowjetunion wie von 
Deutschland Wesentliches zu fürchten. Sie 
hoffen beide auf einen britischen Endsieg, 
der das Recht der Selbstbestimmung durch- 
setzen soll. Ihr Vertrauen darauf käme ins 
Wanken, wollten wir jetzt irgendeinem Land 
dieses Recht bestreiten: Von der Aufrecht- 
erhaltung dieses Vertrauens hängt vom Eis- 
meer bis zum Ägäischen Meer, von der Nord- 
see bis zum Schwarzen Meer vieles ab.“ 
Diese Ausführungen offenbaren deutlich die 
Zwickmühle, in die England durch sein Bünd- 
nis mit der Sowjetunion geriet. Es muß sei- 
nen Sieg ebenso fürchten wie wünschen. Die 
Unklarheit, die die Reise Molotows nach 
London und den Abschluß eines -zwanzig- 
jährigen Bündnisvertrages umgibt, ist nicht 
gewollt, sondern zwangsläufig.: Wie gewöhn- 
lich, zeigte die Publizistik schon Monate vor- 
her die Probleme an, die die Politik dann 
zu bewältigen versucht — auch dieses Mal 
wieder vergeblich. 


„Geopolitik‘ und „geographie humaine“ 


Das in Brüssel erscheinende, um die innergermanische Verständigung bemühte 

„Bulletin de I’Ouest“ brachte (30. Mai 1943) aus der Feder seines Herausgebers 

Franz Briel eine Betrachtung über die Entwicklung der Geographie zur Geo- 
politik, die die französische Anschauung des Vorganges herausklärt. 


„Die Geographie verdankt es der Buchdrucker- 
kunst, daß sie mit einem Male in das Leben 
ı mit einbezogen wurde; Landkarte und Buch 
trugen im gleichen Maße zur Entwicklung 
des Menschen und zur Erweiterung seines 
' Wissens bei. Doch zu Beginn des Zeitalters 
der Entdeckungen legte man den Nachdruck 
auf das Ungewöhnliche und in Europa Un- 
bekannte. Noch im 16. Jahrhundert war die 
"Geographie der Phantasie der Reisenden aus- 
geliefert; Jean de Mandeville scheute sich 
nicht, das irdische Paradies zu beschreiben. 
Erst im 18. Jahrhundert zogen wirkliche Wis- 
senschaftler wie Tasman auf Reisen aus. In 
Frankreich ahnte im 16. Jahrhundert Bodin 
die Verbindung zwischen Mensch und Boden. 
 Montesquieu sprach als erster von den Be- 
_ ziehungen zwischen dem Menschen und den 


Geopolitik 


äußeren Erscheinungen, so dem Einfluß von 
Gebirge und Ebene auf die Regierungsform. 

Gegen Ende des ı8. Jahrhunderts war die Er- 
forschung der Erde in der Hauptsache be- 
endet; der Pazifik barg keine Geheimnisse 
mehr. Aus den überlieferten Naturwissen- 
schaften entwickelten sich Anthropologie und 
Biologie. Die Arbeiten der Enzyklopädisten, 
Buffons oder Alexander von Humboldts und 
anderer großer Gelehrter kamen der Geogra- 
phie sehr zustatten. Eine reichhaltige Reihe 
wissenschaftlicher Arbeiten bahnte in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts der Geo- 
graphie die Zusammenarbeit mit anderen Wis- 
senschaften. Ritter bemühte sich in seiner 
‚Politischen Geographie‘ um den Nachweis 
der engen Beziehungen zwischen Geographie 
und Politik. Ratzels ‚Anthropogeographie‘ 
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schuf die Grundlagen sowohl für die ‚Geo- 
politik‘ Kjellens als auch für die ‚geogra- 
phie humaine‘ Vidal de la Blaches.. Man 
mag in Fr kreich sagen, was man will, um 
ihn und seine Theorien denen der deutschen 
‚politischen Geographie‘ gegenüberzustellen: 
er hängt deshalb nicht weniger von den in 
Deutschland aufgekommenen Gedankengängen 
ab, deren große Vertreter Herder, Ratzel, 
Ritter und Richthofen sind. 


Vidal de la Blaches Schüler versuchten der 
dynamischen Geographie der deutschen Ge- 
lehrten ihr eigenes System entgegenzustel- 
len. Unter der Bezeichnung ‚geographie hu- 
maine‘ stellten sie statische Gesetze auf oder 
leugneten einfach schlechtweg die Ergebnisse 
der im Werden begriffenen ,‚Geopolitik‘. 
Nur auf dem Gebiete der Soziologie ließ sich 
Durkheim dazu bei, die deutschen Arbeiten zu 
berücksichtigen. Das führte schließlich dazu, 
daß im Laufe der letzten Jahrzehnte die 
französischen Gelehrten sich aut dem Ge- 
biete der Geographie weiterhin an eine sta- 
tisch gebundene, kartesianische Betrachtungs- 
weise der Probleme hielten, also die der 
eigentlichen Geographie nähersteht als den aus 
ihr entstandenen ‚dynamischen Elementen‘. 
Diese schienen ihnen fernab zu liegen in 
einem Gebiet, das keine Grenzen zu kennen 
und, unter dem nunmehr geradezu unzu- 
reichenden Namen ‚Geopolitik‘, alle Wissen- 
schaften vom ‚Menschen‘ und der ‚Gesell 
schaft‘ im geographischen Raum zu umfassen 
schien. 


Die auf der Revolution von 1789 fußende 
französische Politik hat eine rein ideologische 
Auffassung vom Leben der menschlichen Ge- 
sellschaften geschaffen, die mit den natür- 
lichen Kräften der Volkskörper in keiner Ver- 
bindung mehr steht. In seinem Buche ‚Du 
principe des nationalites‘ konnte Joly schrei- 
ben: ‚Nicht weil sie dieser oder jener Rasse 


_ Betrachtungen ei 


angehören, lassen sich die Menschen zwing 
den Gesetzen, die sie sich freiwillig gegeb 
haben, zu gehorchen, sondern ganz 
weil sie Menschen und folglich frei sind... 
Ebenso sagte Quatrefages du Breau (1820 bis 
1892): ‚Jede mit der Ethnologie begründete 
politische Machtverteilung ist absurd...“ So. 
schufen die Franzosen eine rein formalisti- | 
sche, zukunftslose Wissenschaft, die sowohl 
in der Theorie als auch in der politischen 
Praxis den Status quo garantieren sollte. 
Doch wenn Jacques Ancel einen heftigen An- 
griff gegen die Geopolitik führte und die 
Grenzen, die durch die Natur und die biolo- 
gischen Kräfte der Völker nach dem Willen 
der Geschichte gezogen werden, ihm nicht 
einleuchteten, so kam man selbst in Frank-' 
reich hiermit auf die Dauer nicht weiter. 
Man mußte gezwungenermaßen neue Gesichts 
punkte suchen, um die Rheingrenze und die 
Eroberung Belgiens zu rechtfertigen. Die von 
Jacques Ancel angeführte ‚geistige Grund- 
lage, das 1790 über der Brücke von Kehl 
angebrachte Transparent: ‚Hier beginnt das 
Land der Freiheit‘ reichte dazu nicht aus. 
Die Geopolitik nahm hauptsächlich nach dem 
Weltkrieg einen großen Aufschwung. Sozio- 
logie, Anthropologie und Biologie hatten ihre || 
Kenntnisse stark erweitert und vertieft; der 
Krieg nötigte die militärischen und politischen | 
Führer, ihre Aufmerksamkeit geographischen | 
Problemen zu widmen. Insbesondere trugen | 
in Deutschlard die Niederlage und alsbald | 
auch die zugunsten des Deutschtums erhobe- | 
nen Ansprüche dazu bei, die Aufmerksamkeit || 
auf eine Gruppe von Gelehrten zu lenken, die li 
mit Landkarten noch weit besser als mit | 
Worten den blutigen Irrtum von Versailles 
zu erläutern wußten. Es war Prof. Haus- | 
hofer, der in Wort und Schrift den un- 
geheuren Aufschwung der Verbindung der | 
geographischen Wissenschaften mit der Poli- | 
tik einleitete.“ | 
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ZEITUNDRAUM 
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Vom 22.1IV. bis 21.V. 1942 


Europa in der Frühjahrswende 


Das Winterschicksal Europas ıg/ı/h2 schloß am 26. 4. mit einer Sitzung des 
Deutschen Reichstages ab. Sein Präsident, Reichsmarschall Göring, sprach in seinem 

: Schlußwort von der „furchtbaren Gefahr“, zu der sich die Naturgewalten gesteigert 
hatten. Der Führer schilderte den geomilitärischen Verlauf der überstandenen Prü- 


iM « 
 „Alsich zum letzten Male zu Ihnen sprach, senktesich 
‚Süber den Osten ein Winter, wie er in Europa auch in 
‚#diesen Gebieten seit über 140 Jahren nicht erlebt wor- 
‚fden war. In wenigen Tagen stürzte das Thermometer 
von 0 Grad und darüber bis minus 47 Grad und dar- 
unter. Was das bedeutet, kann wohl überhaupt nie- 
mand ermessen, der es nicht selbst erlebt hat. Vier 
Wochen früher, als es vorauszusehen war, fanden damit 
halle weiteren Operationen ein jähes Ende. Die inmitten 
N einer Vorwärtsbewegung befindliche Front durfte weder 
zurückfluten, noch konnte sie in den Positionen be- 
lassen werden, in denen sie sich in diesem Augenblick 
| befand, Es erfolgte deshalb die Zurücknahme in eine 
"Fallgemeine Linie, die von Taganrog zum Ladogasee 
INreicht. Ich darf heute aussprechen, daß dieser Vorgang 
khier wohl leicht darzustellen, in der Wirklichkeit un- 
(hendlich schwer durchzuführen war. Der blitzartige Ein- 
\bruch einer selbst in diesen Gebieten nur alle hundert 
Jahre wiederkehrenden Kältewelle solchen Grades 
| lähmte nicht nur den Menschen, sondern vor allem die 
" Maschinen. Es gab Augenblicke, in denen beide zu er- 
starren drohten. Wer die Weiten dieses Ostens sieht, 
hat dabei mit einer psychologischen Belastung zu rech- 
nen, die 1812 die französischen Heere vernichtete und 
I gerade deshalb heute noch als Erinnerung die Tatkraft 
"schwächlicher Naturen zu lähmen imstande ist. Die 
| Hauptlast des Kampfes lag nun beim Heer und den mit 
| ihm verbündeten Verbänden. Ich habe es daher als 
\ meine Ehrenpflicht angesehen, in diesem Augenblick 
“meinen Namen mit dem Schicksal der Armee zu ver- 
"binden. Ich fühle mich als Soldat so sehr ver.ntwort- 
lich für die Führung dieses Kampfes, daß ich es für 
unerträglich gehalten hätte, in’dieser schwersten Stunde 
nicht mit meiner Person vor all das zu treten, was die 
Vorsehung mit uns vorzuhaben schien. Daß es nun ge- 


An der Ostfront löste die Schlammperiode 
den Winter ab. Daher war lediglich im äußer- 
sten Süden die Witterung bereits für Opera- 

tionen großen Stiles ‘geeignet. Am 8.5. traten 
‘die deutschen und rumänischen Truppen auf 
‘der Halbinsel Kertsch zum Angriff auf die 
im Winter äußerst stark ausgebauten Sowjet- 
stellungen an. Der Abschlußbericht des ORW. 
gab am 20. 5. bekannt, daß die Landenge von 
Kertsch in vollem Umfange erreicht wurde. 
Die Sowjets verloren u. a. 149256 Gefangene, 
258 Panzerkampfwagen, 1133 Geschütze. 
Am 12.5. setzten die Armeen der Sowjets 
unter Timoschenko südlich von Charkow zu 
einer großen Offensive auf die deutschen 


g mit wahrhaft dichterischer Prägnanz: 


lungen ist, die drohende Katastrophe restlos zu mei- 
stern, verdanke ich in erster und ausschließlicher Linie 
der Tapferkeit, der Treue und der unmenschlichen Lei- 
densbereitschaft unserer braven Soldaten. Sie allein 
haben es mir ermöglicht, eine Front zu halten, gegen 
die nun der Gegner Hekatomben von Menschen einzu- 
setzen begann. Monatelang rannten immer neue, kaum 
ausgebildete Massen aus den Weiten Innerasiens oder 
des Kaukasus gegen unsere Linien an, die besonders 
nachts nur stützpunktartig gehalten werden konnten. 
Denn es ist unmöglich, bei 80, 40 oder noch mehr Grad 
Kälte im freien Felde ohne Deckung zu liegen. Wenn 
der Russe nun seinerseits trotzdem zwischen diesen 
kaum befestigten Orten in immer neuen Angriffswellen. 
durchstieß oder -sickerte, dann geschah es unter Opfe- 
rung von Hunderttausenden und aber Hunderttausen- 
den von Menschen. Das Problem, das in dieser Zeit 


uns aber am meisten bedrückte, war das -des Nach-- 


schubs. Denn weder der deutsche Mensch noch der 
deutsche Panzer, aber auch leider nicht unsere deut- 
schen Lokomotiven waren für Kältegrade vorbereitet, 
wie sie uns überfallmäßig nun getroffen haben. Und 
doch hing von der Aufrechterhaltung unseres Nach- 
schubs Sein oder Nichtsein der Armeen ab. Sie werden 
es daher verstehen und sicher billigen, daß ich in dem 
einen oder anderen Fall rücksichtslos und hart zuge- 
griffen habe, um unter Einsatz der grimmigsten Ent- 
schlossenheit einem Schicksal Herr zu werden, dem 
wir sonst vielleicht hätten unterliegen müssen. Denn, 


.meine Herren Abgeordneten, als im Jahre 1812 die 


napoleonischen Armeen von Moskau zurückfluteten. 
und endlich aufgerieben wurden, lag die tiefste Kälte 
etwa um 25 Grad unter Null. In diesem Jahre aber 
war der tiefste Kältegrad, den wir an einer Stelle an 
der Ostfront gemessen’hatten, genau 52 unter Null.‘* 
Lin!en an mit dem Ziel, Charkow einzukrei- 
sen und einen Durchbruch nach dem Westen 
zu erreichen. Die Schlacht war am Ende der 
Berichtszeit in vollem Gange. Es zeichnete 
sich bereits eine Umzingelung der sowjeti- 
schen Durchbrucharmeen ab. 

Leningrad wurde nach Sowjetberichten 
durch das Auftauen des Ladogasees, über des- 
sen Eis eine Eisenbahn als Nachschublinie 
gelegt worden war, wieder zu einer einge- 
schlossenen Festung. An der Swir-Front schei- 
terte eine Sowjetoffensive gegen die Finnen. 


Im Monat April wurden über 585 000 BRT. 
feindlichen Handelsschiffsraums durch deut- 
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sche Streitkräfte versenkt. Die britische Luft- 
waffe setzte ihre Terrorangriffe gegen un- 


geschützte deutsche Städte fort. Insbesondere 
wurden Rostock und Köln mehrmals ange- 


griffen und zahlreiche alte Kulturdenkmäler 


Frankreich vollzog (25. 4.) die de jure-Anerkennung 
der slowakischen Republik. 

Mitte Mai stellte der „Paris Soir“ die bisherigen Ver- 
luste Frankreichs an Kolonien durch Abfall oder Er- 
oberung dar. Kamerun, Französisch-Indien, Neu-Kale- 
donien, Tahiti, Äquatorialafrika, Syrien und die Inseln 


“St. Pierre und Miquelon gingen in der Zeit vom 22. 7. 


1940 bis 26. 12.1941 verloren. Damit büßte Frank- 
reich etwa 2,9 Mill. qkm mit 9,8 Mill. Ew. ein: 26v.H. 
des französischen Imperiums an Fläche, 16 v. H. an 
Bevölkerungszahl. Mit dem Verlust von Madagaskar 
erhöhten sich diese Zahlen auf 3,5 Mill. qkm und 
10,3 Mill. Ew. Angesichts dieser Verluste schrieb der 
„Gringoire‘‘ vom 15.5.: „Entweder wird England 
fortfahren, uns ungestraft zu berauben, und wir haben 
nichts anderes zu tun, als unsere nutzlose Empörung 
und unseren ohnmächtigen Zorn hinunterzuwürgen. 
‚Oder wir fassen im Gedanken an unsere Kriegsgefange- 
nen, an den kommenden Frieden und an die Karten, 
welche die Regierung des Marschalls dann in der Hand 
haben muß, die notwendigen Entschlüsse, die logischer- 
weise unseren Protesten entsprechen. Von Mers-el- 
‘Khebir bis Madagaskar haben wir eine Langmut be- 
wiesen, die, wenn sie fortdauern sollte, einen anderen 
Namen verdient. Und man darf wohl der Meinung 


Um die Schlüsselstellungen am Indischen Ozean 


Die Lage am Indischen Ozean zeigte wesentliche geopolitische Veränderungen. 
In dem Ringen der Weltmächte um die raumstrategischen Schlüsselstellungen 
brachte Japan das britische System des India-Meer-Reiches zum Einsturz. Die Be- 
setzung Hongkongs und Singapurs hob das aus diesen beiden Positionen und Port 
Darwin gebildete strategische Dreieck aus den Angeln; die fortschreitende Besetzung. 
Insulindes, die durch die Inbesitznahme kleinerer und abseitsgelegener Inseln weiter. 
vervollständigt wurde, durchschnitt die Verbindungslinien zwischen Indien und 
Australien und ermöglichte Japan den Einbruch in den Raum des Indischen Ozeans | 


in voller Frontbreite. 


Der im Laufe des Monats Mai zum Ab- 
schluß gebrachte Feldzug in Birma zerriß die 
Verbindung zwischen Indien und China und 
sicherte Japan ebenso eine Ausgangsstellung 
für einen Flankenangriff auf Tschunking wie 
die rechte Flanke des raumbreiten japanischen 
Vorstoßes. Auf der Gegenseite bezog Groß- 
britannien mit der Besetzung Madagaskars 
‚eine Ausgleichsstellung für den Verlust Bir- 
mas, die der Festigung des Weges nach In- 
‚dien dienen soll. 

Auf angelsächsischer Seite bemühte man 
sich, die westlichen ‚Hinterlandräume‘ des 
Indischen Ozeans verkehrsmäßig zu organi- 
sieren. Die ägyptische Wüstenbahn wurde 
bis an die libysche Grenze verlängert. In 
Mittelafrika wurde der Luftverkehr zwischen 
der Ost- und der Westküste des Kontinents 


Benito Mussolini statt. B 


sein, daß wir es den Engländern wirklich allzu lange 
gestatten, zuerst zu sehießen.‘“ ‚Die Stunde ist viel- 
leicht gekommen, uns zu fragen, ob sich unsere Ent- 
rüstung weiter nur in unfruchtbaren Worten erschöpfen 
wird, Denn schließlich stellt, was uns Stück um Stück 
entrissen wird, das dar, was wir später auf den Tisch‘ 
der Friedenskonferenz mitbringen sollten. Die Sieger 
werden sich bei der Neuverteilung der Welt gut be- 
dienen; aber es ist anzunehmen, daß die Besiegten nac 
Maßgabe dessen behandelt w.rden, was sie selber bon 
bringen. Frankreich hätte dazu ohne die angelsäch- | 
sischen Angriffe trotz seiner Niederlage und seinen 
Leiden sein Imperium mitzubringen gehabt. Wenn es 
aber fortfährt, den Straßenräubern zu gestatten, sich | 
auf seine Kosten für ihre anderweitigen militärischen 
Rückschläge bezahlt zu machen, wird es mit leeren | 
Händen erscheinen.‘ : 
“ S 
Im Mittelmeerraum kam es an der algerischen Frog 
am 19.5. zu einem der charakteristischen Zusammen- 
stöße zwischen französischen und britischen Streit- 
kräften. Ein britisches Flugzeug griff französische } 
Flugzeuge an, wobei trotz des Eingreifens eines briti- | 
schen Torpedobootes zwei britische Flugzeuge ab 
geschossen wurden. = 


ausgebaut. Die Kap-Kairo-Linie wurde durch | 
die Fertigstellung einer Autostraße zwischen 
Nairobi (Kenya) und Addis Abeba im April 

angeblich geschlossen. N 


Die Besetzung Madagaskars durch britische Streit- | 
kräfte wurde am 5. 5. mit einem britischen Ultimatum | 
an. die französischen Truppen auf Madagaskar ein- 
geleitet. Nach Ablehnung der Forderung nach be- ' 
dingungsloser Übergabe erfolgte der Angriff der bri- 
tischen Streitkräfte im wesentlichen im Raum von 
Diego Suarez. Nach mehrtägigen Kämpfen sahen sich 
Teile der ungleich schwächeren französischen Schutz- 
truppe zur Kapitulation genötigt. 

Der britischen Aktion wurde zunächst der Anschein 
einer gegen die Regierung Laval gerichteten Pression. 
gegeben. Als Vorwand wurde die Behauptung auf- 
gestellt, es bestünde auf Madagaskar die Möglichkeit 
eines japanischen Eindringens wie in Indo-China. Die 
klare Absicht Großbritanniens, sich die Flotten- und 
Lufbasis Diego Suarez anzueignen, ging jedoch daraus 
hervor, daß eine United-Press-Meldung vom 25.4, 
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'#die Verhältnisse von Madagaskar als „völlig stabil“ 

bezeichnete und erklärte, daß dort keinerlei militä- 
Ürische Vorbereitungen getroffen würden; Churchill 
erklärte bereits am 7.5. vor dem Unterhaus: ‚Ich 
nehme an, daß das Unterhaus über die letzten Ereig- 
“2 nisse in Madagaskar unverzüglich Bericht zu erhalten 
‘@ wünscht. Um unnützes Blutvergießen zu vermeiden, 
wurden starke Formationen aller Waffen eingesetzt. 
Die Vorbereitungen dafür gehen auf über 


Yades 


"Vom 22. W. bis 1.V.1%2. oo.‘ 


dreiMonate zurück.“ Der de Gaulle-Gruppe wurde 
nur die Mitverantwortung auf der besetzten Insel ein- 
geräumt; das ließ darauf schließen, daß man briti- 
scherseits nicht daran dachte, die angeblich treuhände- 
risch übernommene Insel nichtbritischen Einflüssen 


zu überlassen. Bereits vor Beginn der Aktion kenn- 
zeichnete die südafrikanische Regierung die Lage durch 
den Abbruch der diplomatischen Beziehungen mit 
Vichy. 


; Das britische Unternehmen auf Madagaskar — im Zeitpunkt des endgültigen Rückzuges der, 
# britischen Streitkräfte aus Birma — hat neben seiner strategischen Bedeutung die Absicht 
eines psychologischen Ausgleichs innerhalb des Raumes des Indischen Ozeans nicht erfüllen 


‘© können. Die innere Entwicklung in Indien ging in der durch die Ablehnung des Cripps- 


# Planes vorgezeichneten Richtung weiter. 


Der den britischen Vorschlägen entgegengesetzte 
Widerstand ergab sich nicht aus einer von den Briten 
behaupteten Uneinigkeit zwischen den politischen 
Führern Indiens, sondern war mehr das Ergebnis 
einer geschickten indischen Taktik des Ausweichens. 
Selbst Sir Stafford Cripps äußerte in seinem Rechen- 
schaftsbericht vor dem Unterhaus, daß ‚die defä- 
tistische Stimmung in einigen Teilen der indischen 
öffentlichen Meinung infolge der Ereignisse in Ost- 
asien‘ zum Scheitern der Verhandlungen beigetragen 
# habe. Der Rechenschaftsbericht gab aber auch zu 
4 erkennen, daß die Briten an ernsthafte Zugeständnisse 
9 gar nicht dachten, sondern daß ein von Whitehall 
li abhängiger Vizekönig in der Rolle eines indischen 

Premierministers vorgesehen worden war, dem 
3 führende indische Persönlichkeiten als Fachminister 
zur S>ite treten sollten. Der Vizekönig wäre Whitehall 
verantwortlich gewesen, und Whitehall dem Parla- 
“ ment in Westminster gegenüber. Erst am unteren 
Ende dieser Stufenleiter hätten Männer wie Nehru, 
! Azad, Jinnah oder Sapru ihren Platz gefunden. 

Politisch und strategisch ergab sich für 
Indien eine neue Lage durch den Ablauf des 
Birma-Feldzuges, den die japanischen Trup- 
‚pen noch vor Beginn des Monsun zu erfolg- 
reichem Ende brachten. 


Die japanischen Truppen stießen aus südöstlicher 
Richtung auf Lashio vor. Mit seiner Einnahme am 
29,4. war die Birma-Straße, der einzige noch verblie- 

“ bene Nachschubweg Tschunkings, unterbrochen und 


die Trennung der in Westbirma stehenden britischen 
Streitkräfte von den im Osten operierenden Tschun- 
king-chinesischen Truppen durchgeführt. Der rechte 
britische Flügel war dadurch zu einem raschen Rück- 
zug gezwungen. Am1.5. wurde die alte birmanische 
Hauptstadt Mandalay von den japanischen Truppen 
besetzt. Der britische Rückzug über die Grenzgebiete 
nach Indien nahm im letzten Stadium die Form einer 
wilden Flucht an. ‚Exchange‘ meldete am 14.5.: 
„Völlig erschöpft, abgemagert und mit zerrissenen 
Uniformen sind die Vorhuten der Armee Alexanders 
hier eingetroffen. Viele Soldaten waren bereits in 
japanischer Gefangenschaft und konnten sich dann 
wieder durch den Dschungel zu ihren versprengten 
Truppenabteilungen durchschlagen. Übereinstim- 
mend berichten sie, daß die japanische Angriffstaktik 
im Dschungel überlegen gewesen sei. Plötzliche Feuer- 
überfälle auf Batterien, Einbrüche in die hinteren Stel- 
lungen hätten alle Pläne der Briten vereitelt, und in 
dem unübersehbaren Gelände sei es schließlich un- 
möglich geworden, noch irgendeine zusammenhängende 
Verteidigung aufrechtzuerhalten. Alle Soldaten zeigen 
Spuren der schweren Kämpfe, und die meisten von 
ihnen sind verletzt oder an Fieber erkrankt.“ Die 
Form dieser Flucht dürfte dem britischen Prestige in 
Ostasien mehr Abbruch getan haben als der Verlust 
des Feldzuges an sich. 

Unterstützt wurde das japanische Vorgehen in 
Birma durch die „Thakin“ (d.h. ‚Meisterpartei‘), 
der führenden Gruppe der birmanischen Nationa- 
listen. 


Der innere Ausbau der japanischen Stellungen 
Während Japan mit dem Feldzug in Birma seine Aufmarschbasis am Indischen Ozean ab- 


rundete und die japanischen Vorhuten bereits die Grenze der chinesischen Provinz Yünnan 
überschritten, verstärkte Japan systematisch seine rückwärtigen Positionen. 


Am 6.5. erzwangen die japanischen Streitkräfte 
- die Kapitulation der Inselfestung Corregidor und der 
anderen befestigten Inseln in der Bucht von Manila, 
‘ Am 11.5. kapitulierten die amerikanischen Streit- 
kräfte auf der Philippineninsel Mindanao bedingungs- 
' jos. Damit waren im wesentlichen die Kämpfe auf 
den Philippinen abgeschlossen. > 
Anfang Mai kam es in der Korallensee südlich von 
Neu-Guinea zu einer Gefechtsberührung zwischen ja- 
panischen und amerikanisch-britisch-australischen 
Flottenstreitkräften, aus der sich im Laufe des 6., 7. 
und 8.5: die ‚Schlacht in der Korallensee‘“ ent- 
 wiekelte. Die Japaner versenkten 2 amerikanische 
Flugzeugträger, 1 amerikanisches Schlachtschiff und 
einen Zerstörer. Ferner wurden ein britisches Schlacht- 
schiff und ein britischer Kreuzer sowie ein weiterer 


Be 


unbekannter Kreuzer beschädigt. Die Japaner ver- 
loren einen Hilfsflugzeugträger. s 

Nach der Abschnürung Chinas von seinen Zufuhr- 
linien aus Indien begannen die Japaner große Säu- 
berungsaktionen in verschiedenen Teilen Chinas. Eine 
groß angelegte Oifensive begann in der Provinz 
Tschekiang Ende Mai mit dem Ziel, küstennahe chine- 
sische Luftstützpunkte, die als Basen für Luftangriffe 
auf die japanischen Inseln dienen konnten, zu be- 
seitigen. 

Die Normalisierung in den von Japan befreiten Ge- 
bieten macht rasche Fortschritte. Bezeichnend ist; 
hierfür eine Proklamation des Generals Imamura an 
die Indonesier: „Die Familien von Indonesiern, die 
auf japanischer Seite im Kampf fielen, werden Unter- 
stützung erhalten. Gedenkgottesdienste werden für 
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indonesische Mitkämpfer veranstaltet, die während 


der Feindseligkeiten getötet wurden. Unschuldige 
Indonesier, die wegen antiholländischer Aktionen ver- 
haftet wurden, werden befreit. Eingeborene, die in der 
Zusammenarbeit mit den Japanern an der Errichtung 
einer neuen Ordnung mitzuwirken bereit sind, werden 


Die Wahlen in Japan anfangs Mai brachten der „Bewegung zur Unterstützung der kaiser- 


Zeit und Raum 


Gelegenheit erhalten, ihre Kräfte zu entfalten. D 
verfügbaren Spitäler Indonesiens werden künft 
auch der eingeborenen Bevölkerung offenstehen. Die 
Zahl der indonesischen Volksschulen wird vermehrt. 


Die Ortsnamen, die an die frühere Ir 


Herrschaft erinnern, werden geändert.“ 


lichen Politik“ 38ı von 466 Sitzen im Abgeordnetenhaus. Im Zuge der damit verbundenen 


innenpolitischen Konzentrationen wurde am 20.5. in Tokio der „Verband für den nationalen 


Dienst“ (Jokasan Geijikai) gegründet. 


Am 4. 5. brach Japan die diplomatischen Beziehun- 
gen mit Iran ab, nachdem Iran mit der gleichen Maß- 
‚nahme vorausgegangen war. 


4 
3 


Mitte Mai gab die Tailändische Regierung die Ver- 
legung der Hauptstadt von Bangkog nach Saraburi 
bekannt, sie soll 1945 beendet sein. 


USA.: Inflation und Intervention 


Während die USA. im Innern mit großen Schwierigkeiten bei der Umstellung 
auf die Kriegswirtschaft zu kämpfen haben, wird der interventionistische Charakter 
der amerikanischen Außenpolitik und Kriegsführung immer offenkundiger. 


Mit Wirkung vom 11.5. wurde in den USA, eine 
Höchstpreisbeschränkung (Preisstop) eingeführt. Diese 
Regelung gilt fast für sämtliche Lebensmittel, Beklei- 
dung und Haushaltsartikel und Brennstoffe. Der 
Preiskommissar begründete die Maßnahme wie folgt: 
„Die Inflation ist nicht mehr eine bloße Gefahr, 
sondern in einem schmerzlichen Ausmaß Wirklichkeit 


geworden. Seit dem September 1939 sind die Preise 
der wichtigsten Rohstoffe im Großhandel um nahezu 
66 Prozent gestiegen, und Nahrungsmittel, Bekleidung 
und Möbel sind um weitere 25 Prozent teurer gewor- 
den. Mit der Registrierung der Bevölkerung zwecks 
Ausgabe von Rationierungskarten wurde am 4.5. be- 
gonnen. F 


Die Außenpolitik bewegte sich in drei Richtungen: Verstärkung des US.-amerikanischen 
Einflusses in Iberoamerika, Unterstellung der alliierten Streitkräfte unter amerikanisches Kom- 
mando und billiger Landerwerb auf Kosten der schwächeren Länder, insbesondere Frankreichs. 


Die Seezone im pazifischen Raum um Neuseeland 
und die gesamten Streitkräfte der Alliierten auf Island 
wurden amerikanischen Oberbefehlshabern unter- 
stellt; die britischen Besatzungstruppen auf Island 
wuruen durch amerikanische abgelöst. 

Der Luftverkehr nach den mittelamerikanischen 


Staaten erfuhr eine weitere Ausdehnung. Panama 
gestattete den USA. die Besetzung einer Reihe strate- 
gisch wichtiger Gebiete. Mit Nikaragua wurden 
mehrere Abkommen über eine Finzazhilfe für mili- 
tärische und wirtschaftliche Zwecke abgeschlos- 
sen. 


Der wichtigste Fischzug des interventionistischen Imperialismus der USA. richtete sich 
gegen Frankreich. Am 25. 4. besetzten amerikanische Truppen Neukaledonien. Die Inselgruppe | 
war bereits in die Hände des „Freien französischen National-Komites“ übergegangen, mit 
dessen Zustimmung die Besetzung erfolgte. Der Besetzung Madagaskars durch britische Trup- 
pen wurde die offizielle Zustimmung der USA. erteilt. 

Am 9.5. richtete der US.-amerikanische Admiral Hoover an den französischen Oberkom- 
missär der Antillen, Admiral Robert, eine Note mit Forderungen über ‚Abtretung von Rechten 
und Gütern in den französischen Besitzungen der westlichen Hemisphäre“ an die USA.) 


Die Verhandlungen verliefen allmählich 
in diplomatischer Stille. Bekannt wurde noch 
in der Öffentlichkeit, daß die USA. auf eine 
Auslieferung der Handelsschiffe verzichten 
wollten. 

Wie sehr die USA. ihre bisher angewand- 
ten Nadelstichmethoden gegen die Dreierpakt- 
mächte nunmehr gegen Frankreich einsetzen, 
zeigt die Rückberufung des USA.-Botschaf- 
ters in Vichy zur Berichterstattung nach 
Washington; das war die „Strafe“ für die 
Berufung Lavals. 


1) Der Notenwechsel wird ausführlich wie- 
dergegeben in: „Auswärtige Politik“, Heft 7, 
Völkerrechtliche Umschau. 


Es ıst nicht minder bezeichnend für die 
Abhängigkeit der kanadischen 'Politik von den 
USA., daß sich Kanada diesem Schritt an- 
schloß und seinen Geschäftsträger zur Bericht- 
erstattung nach Ottawa ebenfalls zurückrief 
(Ende April). Washington erklärte, weiterhin 
die Bewegung de Gaulles unterstützen und in 
den von de Gaulle besetzten französischen 
Gebieten anerkennen zu wollen. 

In Kanada fand eine Volksabstimmung über die 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht und über die 
Entsendung von Truppen nach Gebieten außerhalb 
Kanadas statt; sie ergab über 2,2 Mill. Ja- und über 
1,3 Mill. Neinstimmen. Der KRegierungsvorschlag 
wurde damit angenommen — gegen die Franko-kana- 


dische Provinz Quebeck, in der er mit 910000 Nein- 
gegen nur 367000 Jastimmen abgelehnt wurde. 


ıg4ı die gediegenste aller Wissenschaften, 
‚die Kunde von der Erde, ihre Stimme zu 
den Lebensfragen von Raum und Zeit, die 
lange vor dem zweiten Ausbruch des Welt- 
wirbels Gemeingut aller Volksgenossen hätten 
sein müssen, wozu es wenigstens die Geo- 
politik zu bringen versuchte; sie tut es in der 
vornehmsten und würdigsten Form: 


„Lebensraumfragen europäischer Völ- 
ker‘‘. Forschungsergebnisse deutscher Geo- 
graphen. Band I Europa. Herausgegeben 
von Prof. Dr. K. Dietzel, Prof. Dr. 
©. Schmieder, Prof. Dr. H. Schmitt- 
henner, Verlag Quelle & Meyer, Leipzig; 
ı9/41; XII; 735 S., zahlreiche Kt. u. Abbldg.; 
RM. 15.—. 

Band II: Europas koloniale Ergänzungs- 
räume. Herausgegeben und Verlag wie vor. 
ıgÄhı; VII; 571 S., zahlreiche Abbldg., far- 
bige und Schwarzweiß-Karten; RM. 16.—. 

Mit beiden in untrennbarem geistigem Zu- 
sammenhang steht, und ist deshalb, trotz sei- 
nem früheren Erscheinen, erneut zu erwäh- 
nen, als Präludium eines der bedeutendsten 
Anreger und Sammler der vorstehenden Bände: 


Heinrich Schmitthenner: ‚Lebensräume 
im Kampf der Kulturen“. Verlag Quelle 
& Meyer, Leipzig 1938; 179 S., zahlreiche 
Karten. 

Bewußt auf eine Anführung des gewal- 
tigen wissenschaftlichen Apparates, über dem 
es sich erhebt, um der volksbreiten Wirkung 
willen verzichtend, ist es eines der gedanken- 
reichsten, ideenerfülltesten Bücher, die ge- 
rade in ihrer überschauenden Doppelstellung 
zwischen Natur- und Geisteswissenschaft die 
Erdkunde in ihrer kulturpolitischen Wächter- 
pflicht hervorgebracht hat. 

Schmitthenner schlägt mit seiner 
Schilderung der Lebensräume im Kampf der 
Kuituren das Leitmotiv an, von dem die 
große Symphonie der Lebensraumfragen der 
ersten zwei Bände lebt, und sammelt, wie in 
einem Brennspiegel, das vorher darüber aus- 
gestreute Ideengut, auch der Geopeolitik. Er 
gibt wohl auch den Vorklang der andern ver- 
heißenen Bände über die Gegenwartsprobleme 
der Neuen Welt, des Orients und die geo- 
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Spät — wie nach ıgr4 — erhebt auch graphischen Grundlagen der Neuordnung des 


Fernen Ostens — die hoffentlich erscheinen, 
ehe alle diese Fragen wieder neue Gestalt an- 
genommen haben, damit nicht wieder die Geo- 
graphie in den von F.Ratzel und R.Kjel- 
l&n ausgesprochenen Verdacht gerate, nach 
der Stellung des Registrators statt der Be- 
ratung des Generaldirektors zu streben. 


Band ı der „Lebensraumfragen“ 
gibt nach einer Einleitung von Paul Rit- 
tersbusch, die den vollen, entscheidenden 
Ernst des Daseinskampfes um Lebensraum als 
Sinn des Ringens unserer Zeit betont, Al- 
brecht Penck die verdiente Ehre des Be- 
ginns. War er es doch, der nach dem Nie- 
derbruch die erste Wiedersammlung der wis- 
senschaftlichen Kraft Mitteleuropas zusammen 
mit W. Volz unternahm, die Anregungen 
der damaligen Mittelstelle beschwingte und 
schon 192/; das ‚‚Hauptproblem der physischen 
Anthropogeographie“ enthüllte, um dessen ge- 
rechte Lösung heute der Kampf zwischen 
‚„Haves“ und „Havenots“ geht. 


Unmittelbar an Penck schließt Schmitt- 
henner mit dem Aufsatz ‚Lebensräume im 
Kampf der Völker und Kulturen“ an, den 
verjüngten Inhalt seines Buches von 179 Sei- 
ten auf 25 Seiten zusammenpressend; ihm 
folgt Norbert Krebs: „Wanderbewegungen 
als Ursachen von Bevölkerungsverlagerungen 
in Europa“ — dessen furchtbaren Wander- 
verlust, seine Landflucht, Verstädterung und 
die Schattenseiten der Industrialisierung zei- 
gend und in mahnenden Karten enthüllend. 


„Die Bedeutung der atlantischen Fisch- 
gründe für die Ernährung der europäischen 
Völker‘ behandelt Fritz Bartz: ein Mene- 
tekel für die Freiheit, aber auch die pfleg- 
liche Behandlung der Meere, auf denen jetzt 
das Raubgelüst, die Piraterie der Anglo-Ame- 
rikaner eingedämmt werden muß. Dann be- 
handeln W. Credner ‚Die fennoskandische 
Bergwirtschaft und Ewtropa“, Carl Schott 
„Agrarkolonisation und Holzwirtschaft der 
nordischen Länder“, Hermann Wenzel 
„Dänemarks agrargeographische Stellung“: 
auf diese Weise einen Skandinavismus der 
leistenden Tat an Stelle tönender Worte be- 
gründend. Hans Dörries zeigt die proble- 
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matische „Bevölkerungsgeographische Struk- 
tur der britischen Inseln“ — die freilich 
ihrer Gentry bange machen könnte; Johann 
Sölch ‚Die landwirtschaftliche Tragfähig- 
keit der britischen Inseln“, die in wesent- 
lichem Bedarf einer verwöhnten Menge kaum 


zwei Fünftel, selten die Hälfte der Lebens- 


haltung deckt; Rudolf Lütgens „Die In- 
dustriewirtschaft Englands in ihrer Entwick- 
lung und ihrer Bedeutung“, wobei trotz allem 
Reichtum das düstere Mammon-Bild von Watts 
aus der Tate-Galery vor unserm inneren Auge 
emporsteigt. Zum Abschluß zeigt Karl H. 
Dietzel das eigenartige Verhältnis: „Die 
britische Insel und das Britische Reich“; 
Georg Hasenkamp den vielleicht wunde- 
sten Punkt darin: „Das Irische Problem“. 


Demgegenüber richtet sich Kontinental- 
Europa auf: Walter Tuckermann bringt 
„Die wirtschaftsgeographische Verknüpfung 
der Niederlande mit dem deutschen Hinter- 
land“, deren politische Lösung Mitteleuropas 
Unglück war; Erwin Scheu zeigt, durch 
treffsichere Karten unterstützt, das Mißver- 
‚hältnis von „Agrarraum und Bevölkerung in 
Frankreich“; Theodor Kraus die ‚Ver- 
kehrsgeographie der “ deutsch-französischen 
Grenzlande“; Hermann Lautensach ‚„Le- 
bensraumfragen der Iberischen Völker“; Os- 
kar Schmieder, weiterhin das Mittelmeer 
umrandend, „Italien und Nordafrika“; Joa- 
chim H. Schulze ‚„Griechischer Lebens- 
raum in Antike und Gegenwart“, endlichHugo 
Hassinger in gewohntem großem Wurf: 
„Lebensraumfragen der Völker des europäi- 
schen Südostens“. Es gehört zu den großen 
Künsten Hassingers, an den geographi- 
schen Grundlagen der Geschichte erprobt „ın 
sich widersprechende Namengebungen in Ord- 
nung zu bringen“ (S.588). Er beginnt sie mit 


einer klassisch schönen Schilderung des Donau- ” 


tals und nimmt wesentliche Aufgaben eines 
endgültigen Friedenszustandes gegenüber dem 
„Volkstums- und Kulturmosaik“ des Süd- 
ostens voraus. S. 607 zeigt blitzartig, was allein 
an höherem Maisertrag noch zu leisten wäre! 


(8. 607.) 


Endlich behandeln Rudolf Käubler: 
„Gebiete aufgesogenen Deutschtums im Süd- 
osten Mitteleuropas“ — ein Schuldkonto!l —; 
Karl Ad. Sedlmeyer: ‚Die Slowaken, 
ihr Lebensraum und seine Tragfähigkeit‘; 
Walter Schneefuß: ‚Die Verkehrslage 
Ungarns“; Willi Cza jka: ‚Rumäniens 
Beitrag zur völkischen Neuordnung“ (eine 
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u und heikle geopolitische Verantw R| 
tung!) und Herbert Wilhelmy: „ 


ritza““...!). Im II. Band folgt als Nachtrag N 
Otto Maull: „Jugoslawiens Volks- al 
Staatsraum“ — der gerade im Umbruch des |) 
Drucks in wirklichen Umbruch und vielseiti- 
gen Druck gekommen war; ein handgreif- | 
licher Beweis für die Sehniersgeeit I 
staltung solcher Werke, selbst für den wen- | 
digen, dem kritischen Raum beobachtungs- 
technisch so nahen Verfasser der „Politischen 
Geographie“ mit der nützlichen Definition 
von „Volksnation“ und ‚„Staatsnation‘“ und des 


„Wesens der Geopolitik“ (Bd.2, S. 568 ff.) | 


War der II. Band heikler oder leichter zu 
gestalten? Antwort fände sich wohl nur im 
engsten Herausgeberkreise; aber jedenfalls 
waren viele an der Hand, die „Europas kolo- 
niale Ergänzungsräume“ nicht nur aus flüch- 
tigen Reisen kannten, sondern sich darin 
jahrelang mit Arbeiter- und Pflanzungsver- 
hältnissen herumgeschlagen hatten, wie — um 
nur ein paar Namen in der Buchstabenfolge 
za nennen — Behrmann, Credner, 
Dietzel, Jessen, Obst, Thorbecke 
und Frau, Wißmann —. dessen gründ- 
licher Kenntnis von Arabien dankenswerter- 
weise ı15 Seiten eingeräumt wurden. So 
wirkt das bloße Namensverzeichnis der Auto- 
ren schon wie eine Forderung nach Gerechtig- | 
keit für die Erschließerleistung der „Deut- || 
schen als Kolonialvolk“, die Heinrich. 
Schmitthenner im ersten Stück des || 
II. Bandes würdigt — freilich zugleich die || 
Tragik des deutschen Werdegangs dabei schil- || 
dernd. | 


Nach einem ersten allgemeinen Teil tritt 
Eurafrika beherrschend hervor; die Neue 
Welt, Südostasien, Pazifik und Südsee wirken a) 
wie ein Abgesang und Abschied. 


Aber das lag im Sinne der Anlage des 
II. Bandes, die notwendig großräumiger sein 
mußte als die des ersten, mehr europa- 
zentrischen. Es konnte — nach drei Betrach- 
tungen über Deutsche Kolonialtätigkeit von 
Schmitthenner, Thorbecke und. 
Reinhard — von Rodenwaldt das Pro- 
blem der „Akklimatisation und Kolonisation“ 
aufgerollt werden und vor allem in Ernst 
Weigts großzügiger Untersuchung über 
„Bodennutzung und Bodenzerstörung“ der 
furchtbare Raubbau nachgewiesen werden, den 
namentlich die englisch sprechenden Vöiker 
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hatten. 
Dann macht sich ein deutliches Verlagern 
des Schwerpunkts auf die für Mitteleuropa 


* noch erreichbaren und vielleicht weiterhin 


pfleglich zu betreuenden Räume in Afrika 
und dem Nahen Osten gegenüber den mehr 
zusammenfassenden Betrachtungen über In- 
dien, die pazifischen Tropen, die Südsee und 
vielen Abschreibungen in der Neuen Welt 
geltend. 

Großraumbildung bedingt Konzentration; 
die streuweise Kraftverschwendung weltüber 
von ehemals kann sich kein Volk mehr lei- 
sten; auch an dem britischen Streubesitz voll- 
zieht sich das Gericht des Gesetzes der wach- 
senden Räume, gegen das die Westmächte 
Europas 1919 so schwer gesündigt haben. 

Wie aus einem aufs höchste versammelten 


Lebensraum folgerichtig eine Großraumbil- 


| dung entstehen muß, dafür gibt uns eine 


Kernbeschreibung: 


Das Weltbild 


Wer sein Weltbild schon nicht im Kopfe 
hat und damit der Pflicht, die uns Burck- 
hardt mahnend vorhielt, genügt, ‚es dauernd 


in Ordnung zu halten“, der kann sich nach 


dem Erscheinen des Heftes 39 der Tornister- 


schriften nicht mehr entschuldigen, falls er es 
nicht im Tornister mit sich trägt. Denn die- 
ser „Soldatenatlas, bearbeitet von der Kartv- 
_ graphischen Anstalt des Bibliographischen In- 
stituts in Verbindung mit Hauptmann Dr. 
“Kurt Krause und Dr. Fritz Scheibner‘, 
gestattet tatsächlich mit seinen 32 inhalt- 
schweren Seiten ein Weltbild in höchst ge- 
drängter Form mitzuführen, das sich unbe- 
grenzt durch Vortrag und Aussprache entfal- 
ien läßt und unerschöpfliche Anregung bie- 
tet. Zwangsläufig wird die großräumige Ent- 
wicklung dahin führen, daß sich mit der Er- 
weiterung des Bedarfs Ergänzungskarten durch 
Nachlieferung für Verkehr und Wirtschaft 
weiterer, in den Wirbel gezogener Räume 
einfinden. Aber es ist erstaunlich, was in den 


 weltumspannenden Blättern an Prognose, an 


divinatorischer Leistung steckt, was sie an Be- 
lebung der schöpferischen Gestaltungskraft 
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Clemens Scharschmidt im Band 12/13 
„Japan“ der Kleinen Auslandkunde, Junker 
& Dünnhaupt Verlag, Berlin 1942; ı6o $., 
2 Karten; gebd. 4,50 RM. 

Das Buch des bekannten Sprachforschers 
gliedert seinen aufs höchste zusammenge- 
drängten Stoff in sechs Teile: Raum (nur 
ıı Seiten), Volk, Staat, Kultur, Wirtschaft, 
Wehrmacht (6 Seiten) und Literatur; es ist 
vorbildlich für ein aufs straffste zusammen- 
gebautes hohes Maß von Information auf 
engem Raum. Aber es zeigt doch eine Grenze 
des politischen Buchs, daß die reich mit Kar- 
ten und kennzeichnenden Abbildungen aus- 
gestattete ausführlichere Landes- und Volks- 
kunde durch noch so gut gesichtete Reihen 


nicht überflüssig wird, sondern gerade für 


ein zutreffendes geopolitisches Bild erst recht 
notwendig ist, namentlich bei einem Volk, in 
dessen Werdegang sich Blut und Boden so 
unscheidbar in ihren Einflüssen gegenseitig 
erzogen haben wie in Japan. | 


im Tornister 


ausstrahlen, den höchsten Forderungen der 
Geopolitik, Ethnopolitik und Kratopolitik in 
einer reifen wehrgeopolitischen Anregung ge- 
nügend. In den Händen des wehrpolitischen 
Erziehers ist der Soldatenatlas ein Werkzeug 
von feinster Leistungsfähigkeit; wieviel Vor- 
träge lassen sich allein aus der letzten Seite 32 
gestalten! Sind es doch im Grunde nur etwa 
70 Reichs- und Staatspersönlichkeiten, die 
wir in dem, was sie wehrgeopolitisch leisten 
und versagen, kennen müssen, wie jeder Mann 
Charaktere in seinem Leben kennt. Einzelne 
Blätter, wie die der Zergliederung Indiens, 
‚des Kräftespiels um den Pazifik, des japa- 
nischen Werdegangs, Karte 5 des Indiameer- 
reichs und des Dreimächtepakts, muten wie 
bereitgestellte Schachbreitter für weitere Ein- 
träge an und verraten, wie — bei aller Volks- 
nähe ihrer Wehrgeopolitik — schöpferische 
Hände und vorausschauende Köpfe bei die- 
sem Atlas am Werk waren. Die Sache der 
Geopolitik wie des Volks, das sich in ihr be- 
währen soll, ist gleichmäßig wohl bewahrt, 
wo solche-Hände ihre Atlanten schaffen! 


Zur ostasiatischen Wehrgeopolitik 


Walther Heißig: „Das gelbe Vorfeld. Die 


(a8 Mobilisierung der chinesischen Außenländer“. 
Heidelberg, Berlin, Magdeburg ıg4ı. Kurt 


Vowinckel, 160 S., 8 Rartenskizzen, A Abh. 
Geb. RM. 9,—. 


Gustav Fochler-Hauke: ‚Die Mandschu- 


rei. Eine geographisch-geopolitische Landes- » 


kunde“. Heidelberg, Berlin, Magdeburg ı94:. 
Kurt Vowinckel, 448 S., 89 Abb., 25 Tabellen, 
36 Karten. Geb. RM. 25,—. 
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' Walter Heißig hat mit seiner Schilderung 
des geiben Vorfeldes einen der kühnsten geo- 
politischen Griffe unserer Zeit getan. Er hat 
sich dabei nicht mit der Vergangenheit des 
Mongolentums auseinandergesetzt, sondern for- 
mend in die lebendige werdende Gegenwart 
hineingegriffen. Wohl könnte man mit ihr — 
dem besten deutschsprachigen Kenner der 
Mongolenfragen in der jüngeren Generation — 
vielleicht rechten, warum er sein Vorfeld um 
das mächtige Stück Tibet verkleinert hat (für 
das die Quellen allerdings noch spärlicher 
fließen als das von ihm behandelte Gebiet). 
Er würde uns wohl entgegenhalten, daß Tibet 
ein geopolitisches Sperrfort, aber kein Vorfeld 
sei — obwohl auch die schöne Sven Hedin- 
Karte von Turfan (bei Perihes erschienen) 
auch für dieses Gebiet manche Sperrforteigen- 
schaften erkennen läßt! Dschingiskhan frei- 
lich hat in mächtigem Zug darüber weg- 
traben lassen. So zeigt geschichtliches Leben 
aus der Betrachtung des gelben Vorfeldes; 
und mit dem geschichtlichen Leben die Proble- 
matik der Gegenwart. Das kann für die Wehr- 
politik wichtiger sein als ein Versuch, mit 
exakten historischen Forschungen hinter den 


Rasse und Raum im Lichte von Egon von Eickstedts „Rassenkunde 
und Rassengeschichte der Menschheit“ 


Unsere Leser, von der Geopolitik her ge- 
wöhnt, zuerst an den Raum zu denken, in dem 
die Rasse groß wird, der sie in wesentlichen 
Zügen formt, zuletzt aber von ihr zur kon- 
genialen Kulturlandschaft gebildet wird, über- 
rascht es vielleicht, die Rasse, dem großen 
Werk über sie zu Ehren, dem Raum voran- 
gestellt zu sehen. Vielleicht auch haben sie 
früher schon über die langsam erscheinenden 
Lieferungen Besprechungen erwartet. Aber 
einem so großen Wurf kann die Nachbarwis- 
senschaft erst voll gerecht werden, wenn sie 
wenigstens in Umrißlinien den Gesamtplan 
der Bände vor sich sieht, um so mehr die 
Geopolitik gewiß ist, daß ihr der zweite 
Band noch viel mehr zu sagen haben wird 
als der erste. e 

Wer sich mit dem Ziel straffer geopoliti- 
scher Selbsterziehung die Zeit nehmen kann, 
das große Rassenwerk von Eickstedt auf alle 
die Winke und Erfahrungen hin durchzupf£lü- 
gen, die dabei für die Geopolitik abfallen, 
der wird reich auf seine Rechnung kommen 
und am Ende erkennen, daß er mit ganz an- 
dern Augen Menschen, Gruppen von ihnen, 


Ereignissen dreinzulaufen, wenn nichts an # | 
ihnen mehr zu gestalten und zu wenden ist. # 
Vor mir liegt ein kleiner, mit ceutscher 
Sorgfalt für die Außenmongolei hergestellter 
mongolischer Handatlas (1928), dessen Zei- 
chen außer Heißig nicht viele lesen können, 
der aber auf seinem Nebenblatt zur 5. Karte 
zeigt, welche Formkraft schon von diesem Vor- 
feld ausgegangen ist, hinter dem immerhin ö 
Sehnsüchte von 6—7 Millionen und Macht- 7 
träume von sehr großen Reichen stehen. \ 

Gustav Fochler-Haukes Mandschurei ist das 
längst erwünschte Standwerk in deutscher 
Sprache über einen wichtigen Lebensraum, 7 
von dem es vorher keines gab. Aufgebaut im 
Stil einer ausgezeichneten geographisch-geo- 7 
politischen Landeskunde, versehen mit einem 
imposanten Nachweis durchpflügten Schrift- 
tums, illustriert mit zahlreichen Karten und 
ausgezeichneten, oft genug künstlerischen reiz- : 
vollen Aufnahmen des Verfassers, schildert es 
die Mandschurei in allen wichtigen Zusammen- 
hängen von Naturraum und Siedlung, Ge- 
schäfts- und politischem Geschehen. Sein Ver- 
fasser bezeugt damit, daß er in der ersten 
Reihe deutscher Fernostkenner steht. 


Rassen und Völker im Raum hat sehen lernen 
als zuvor. Spüren wir noch einmal dem Eigen- 
gewinn nach, den wir selbst davon trugen, 
so beginnen wir schon bei den gedanken- 
reichen und verantwortungsschweren Worten 
über ‚‚das Ziel des Buches“, wie aus der 
Rassenkunde die Volkskörperkunde hervor- 
wächst und mit ihr die raumzeitliche Dynamik, 
wo die Fäden verfolgt werden, „die tausend- 
fach verknüpft und verschlungen das Sein 
des Menschen mit Ahnen und Herkunft einer- 
seits und mit Boden und Heimat andererseits 
verbinden“ — wo sich dann Rassenkunde 
und Geopolitik die Hände reichen müßten, 
selbst wenn sie es nicht wollten. „Meist zeigen 
die großen Rassengruppen noch einen Zusam- 
menhang mit ihrem ursprünglichen Nähr- und 
Wirtschaftsraum. Darin äußert sich die na- 
türliche Bindung von Rasse und Raum, Blut 
und Boden“ (S. 48). Zeile für Zeile muß 
der Geopolitiker lesen, was von $. 68—95 
über Volkskörper, Nation und Typus, zuletzt | 
über Gautypus, Lokalform und Stammes- | 
gesicht gesagt wird. Hier webt Rassenkunde 
und Geopolitik kaum scheidbar ineinander. 
| 
| 
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Besonders daukbar ist der Forscher über 
die Monsunländer für den Einschlag der „Ost- 
asiatischen Rassenforschung‘ mit dem schönen 
Kopf von Baelz, der Rembrandts Pinsel wert 
gewesen. wäre, und des „Entwicklungsgangs 
in Indien“ (S. 18r—ı86), dann den Vorgriff 
auf die „Lehren der Länderanthropologien‘“, 
die aus dem indopazifischen Raum noch viele 
Vermehrung erfahren, 

Mit einem gewaltigen Leitmotiv setzt (S. 265) 
die Frage: „Erblichkeit oder Umwelt?“ ein; 
neben dem Bild von Kant. Eine Lebensfrage 
recht verstandener Geopolitik, aber von Eick- 
stedt versöhnend unter das Zeichen des 
„anthropologischen Ganzheitsgedankens (Rasse, 
Raum und Denken)“ sinnhaft gestellt (S. 274). 
S. 230 und 308 wird die geographische Rich- 
tung berührt, aber mit Recht wird beklagt, 
daß es nicht zum vollen Zusammenbau zwi- 
schen den Wissenschaften von Raum und von 
der Rasse kam (die Würdigung Fallmerayers 
unter dem Bild von Carl Ritter berührt dabei 
wohltuend). Hätte nicht dort auch der Ver- 
dienste Roons, besonders Moltkes als Beobach- 
ter gedacht werden können? frägt der ehe- 
malige Soldat. Auf S. 5ır fesselt den 
Kartographen eine plastische „Darstellung der 
Stufen von Kopfindex, Pigmentation und 
Körperhöhe in Wales“. Der Zug des Ganzen 
ist wohltuend bewegt und erzieht nicht nur 'zu 
„Sicherungen der Schau“ (S.553), sondern 
überhaupt zum Schauen und Folgern daraus. 
Dann finden sich viele solche Feinheiten, wie 
„Völkerkundliche Verbindungen“ (S. 619) und 
Richtungsweisendes über die „Arbeitsweise 
der Raumforschung“ eingestreut, wie „Lebens- 
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ganzheit und Wissenschaftsgliederung“ (S. 626) 
oder den ‚Anteil von Erbe und Umwelt“ 
(S. 671) unter den Zwillingen. Heikelste Ge- 
biete werden (z.B. 8.779) bei der Beein- 
flussung des Blutdrucks durch Stimmung, 
Alter und Lebensweise, bei Siniden, Malaien, 
Japanern, Negriden berührt, bei der Physio- 
logie des „Rassengeruchs“ (S. 805), wo doch 
auch die Umwelt stark hereinspielt (Fischeln 
bei Fischervölkern mit vorwiegender Meer- 
ernährung!), beim „Hocken der Primitiven“ 
(das aber durch Hocken der Inder aller Klas- 
sen ergänzt sein müßte), bei dem weiten 
Arbeitsfeld der ‚„raumgebundenen und rasse- 
gebundenen Krankheiten“ (S. 832), wo man 
das „Sakrale“ der Erde stark verspürt. Wenn 
wir noch von den schönen Karten der ‚Ver- 
breitung der künstlichen Schädeldeformationen. 
auf der Erde“ (S.909) und der „Verbreitung 
des Längen-Breiten-Index“ als Muster farben- 
plastischer Schilderung sprechen, dann haben 
wir einen kleinen Teil der Dankesschuld ab- 
getragen, zu der das Durcharbeiten dieses 
fortschreitenden Lieferungswerks in zweiter 
Aufiage, von dem nun Bogen 54—69 als VIII. 
und IX.Lieferung vorliegen, den geopoliti- 
schen Forscher verpflichtet. (Stuttgart 1942, 
Ferdinand Enke Verlag, 2. Auflage.) 

Das konnten nur einzelne Winke sein; und 
viele Leser werden an anderen Stellen haften- 
bleiben, um in die Tiefe zu steigen. Überall 
aber werden sie die verbindenden Stollen und 
Gänge zur Geopolitik hinüberfinden und sich 
öffnen können, und für das Wissen vom 


Menschen, von seinen Rassen im Raum bei 


solchem Forschen Gewinn davontragen. 


Probleme nordischer Politik 


Zur rechten Stunde werden dem breiteren 
deutschen Leserkreis in einer tüchtigen Über- 
> setzung durch den Verlag „Grenze und Aus- 
\ land“ mit Gustav Smedals: ‚Nordisk sam- 
\\arbeide og Danmarks sydgrense“ von 1938 ein 
"paar Kernstücke nordischer Geopolitik und 
ihre Mißhandlung durch Phrasenhelden von 
' Grönland bis Schleswig von einem guten, 

klarblickenden Norweger vorgeführt. 

Der Norweger beleuchtet scharf das un- 
ehrliche Spiel, das immer wieder den nordi- 
schen, skandinavischen, nordgermanischen Ge- 
danken benutzte, um heiße Herzen, aber 
kurzsichtige Köpfe für eine lärmende Ver- 
schleierung des Unrechts auszunutzen, das ein 
kleines Nachbarvolk ohne eigenen Krafteinsatz 
einem großen in einer schwachen Stunde an- 


getan hatte, und zwar in seiner ganzen Vor- 
geschichte. Der klare, von echter Hochachtung 
vor einer großzügigen nordgermanischen Zu- 
sammenarbeit durchdrungene Standpunkt des 
Norwegers ist mit 691 sorgfältig gesammelten 
Belegen verstützt und fußt auf einer be- 
herrschenden Kenntnis des drei Seiten füllen- 
den Schrifttums. 

Dabei werden jämmerliche Hintergründe 
und ein Ränkespiel enthüllt, die doch die 
Kraft hatten, die Atmosphäre im Ostseeraum 
zu vergiften oder doch zu vernebeln, und die 
Wege von politischen Falschspielern gezeigt, 
die junge Idealisten, ahnungslose norwegische 
Bischöfe und ehrliche Vorkämpfer nordgerma- 
nischer Gedankengänge, wie Björnson, vor- 
spannten, und dann — wie es Björnson bitter- 


lich beklagte — sofort fallen ließen, wenn 
er sich auch der Isländer bei ihrem Selbstän- 
digkeitskampf gegen Dänemark annahm. Da 
kam denn der alte Dichter mit seiner Löwen- 
mähne dahin, zu schreiben: ‚Ich melde mich 
aus dem Verein des Hasses aus“, während 
dieser Verein „Gott den Allmächtigen (die 
Freimaurer und Emigranten allerwärts) um 
eine Stunde der Rache“ (Wortlaute!) anrief, 
für den in Schleswig, Island, Norwegen, in 
den Faröeren auf seinen Wegen betroffenen 
kleinstaatlichen Großimperialismus, dessen Vor- 
stellungen von nordischer Zusammenarbeit „in 
den rechten und behaglichen Formen nach 
dänischer Auffassung“ ein herbes Spottbild 
aus „Nazionen‘ vom 23. März 1937- zeigt. 


Ein germanischer Norden, wie ihn sich 
der tapfere Vorposten des fennoskandischen 
Lebensraums in Finnland, wie ihn sich die 
freilich in die Minderheit gedrängten Träger 
schwedischer Überlieferung vorstellten, wenn 
sie von nordischer, von skandinavischer Zu- 
sammenarbeit sprachen, der hätte sich und 
seine Neutralität wohl unter allgemeiner Ach- 
tung Europas behaupten können, wenn ihm 
irgendeiner der Nachbarn ozeanwärts oder 


_ festlandwärts zugetraut hätte, daß er bereit 


sei, seine Ideale mit wehrhafter Hand zu 
schützen. 

Niemand wäre glücklicher darüber gewesen, 
als das in seiner Rassenpolitik nichts Besseres 
wünschende Deutschland etwa zwischen 1933 
und 1937, wo reichlich Zeit gewesen wäre, 
eine solche Seelenhaltung zu bekunden. An- 
sätze dazu hat es wohl gegeben. Auch der 
schwedische Außenminister Sandler hat sie 
verstanden und aufgreifen wollen. Aber dann 
hätte man nicht von einem „utopischen Ver- 


' teidigungsbündnis“ sprechen dürfen, sondern 


von einem, das gegen Alle galt, die den nor- 
dischen Gedanken gefährdeten, auch gegen 
die schleichenden englischen Einflüsse, die 
auf dem Wege über bestimmte norwegische 
Kreise um Hambro, durch maurerische und 
höfische Familienpolitik jeden Widerstands- 
willen in der englischen Richtung, aus Furcht 
vor den nötigen Wehropfern jeden Hilfs- 
gedanken für Finnland praktischer Art gegen 
die Sowjets in den Knochen erweichten, zu- 
dem sich auch die Sowjets einflußreiche 
Pressestimmen in Schweden gekauft hatten. 
Smedal zeigt, wie diese Einflüsse namentlich 
in Dänemark jede Verständigungsmöglichkeit 
mit dem deutschen Nachbarn hintertrieben 
und die Stimmung vergifteten, bis kein ande- 
rer Weg mehr übrigblieb, als einer schlei- 
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das wirkliche geopolitische Kräfteverhältn 
schnell enthüllte und herstellte, aber j 
Schaden des germanischen Rassegedankens. _ 
Ein Schlüsselwort zur Lage fand, wahr- 
scheinlich sehr gegen seinen eigentlichen Wil- 
len, sicher, wie das Echo bewies, gegen den 
seiner Freunde und seinen eigenen von 1933, 4 
Staatsminister Stauning in einer Rede vom # 
8. März 1938 in Lund, als er sagte: „Soll | 
dieses Problem ergründet werden, so muß es 
von den Verantwortlichen in den Ländern des # 
Nordens behandelt werden!“ E 
Das war eben der Fehler der dänischen # 
und norwegischen Intellektuellen vor allem, i 
daß sie es immer hatten von Unverantwort- 
lichen „traktieren“ lassen. Selten in der prak- # 
tischen Politik dürfte sich ein Fall finden, in 9 
dem ein geopolitisch geradezu mit Lebens- 
interessen aufeinander angewiesener Länder- '# 
block, dessen Insassen ideologisch beständig 
mit dieser Einheit spielten, durch intellek- 
tuelle Zerfahrenheit machtlos gehalten wurde. 
Man vergegenwärtige sich, daß der nor- 
dische Block allein als Kern einer vernünf- 
tigen Selbsterhaltung von Nordeuropa gegen- 
über der ozeanisch-kontinentalen Zerrung über 
1,2 Millionen qkm mit über ı6 Milliohen 
Menschen und, wenn er wirklich wollte, immer- 
hin 20 zur Not frontbrauchbare Panzerschiffe, 
52 Torpedojäger und Torpedoboote, 44 U-Boote 
und 2 Flugzeugträger zur Verfügung hatte 
und sich vor dem Beginn des Kriegsgewitters 
leicht auf fast 1,5 Millionen qkm, 38 Millio- 
nen Menschen und 28 Panzerschiffe, 73 Tor- 
pedoboote und 60 U-Boote bringen konnte. i 
Das war ein Großmachtgewicht, das sich > 
seine Eigenart gegen jede andere Kräftebil- 
dung und innerhalb von jeder wahren konnte, 
wenn es von ihnen ernst genommen worden 
wäre und wenn man ihr einzelnes oder ge- 
sammeltes Auftreten über Genf oder unmittel- 
bar hätte ernst nehmen können. Das hat man 
in Mitteleuropa mit großer Geduld lange ver- 
sucht, bis die praktischen Fälle die innere Zer- 
setzung und Brüchigkeit dieses nordischen oder 
skandinavischen Gedankenbaues ohne festen 
Wehrboden und Gemeinschaftswillen bewiesen. 
Warum das so kam, so kommen mußte aus 
der „Mentalität‘‘ der führenden Partei — aber 
selten Staatsmänner — heraus, das beweist 
Gustav Smedals Buch Jedem, der unbefangen 
Machtmöglichkeiten und Willen zu ihrem 
wirklichen Gebrauch gegeneinander abzuwä- 
gen versucht. Wer dazu den ersten Band von 
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ne und Wikingerzeit“ in die Hand 
bekommt (R. Oldenbourg, Berlin, München 
' 1940), der sieht in der Entwicklung von 1848 
über 1864, 1918, 1938 bis 1942 einen un- 
‚heilvollen nordgermanischen Rassenzug zur 
Zersplitterung aus individualistischem Eigen- 
‚trotz bestätigt, der immer wieder verheißungs- 
volle Ansätze zerstört, wohl auch noch einen 


Größere Räume 


Hermann Röckel: Seeräume und Flottenstützpunkte, 
Hütig, Heidelberg 1942, 124 $., 3 Abb., RM 3,50. 
: Der bekannte Heidelberger Geopolitiker liefert hier 
eine geopolitische Bewertung dreier wichtiger Flotten- 
 stützpunkte: Dakar, Hawai, Singapur. Das Buch, das 
noch vor Eintritt Japans in den Krieg geschrieben 
. wurde, verzichtet darauf, die Folgerungen aus den japa- 
“ nischen Erfolgen zu ziehen. Der Reiz der Arbeit liegt 
daher darin, die Bewertungen Hawais und Singapurs 
den geschichtlichen Ereignissen gegenüberzustellen. 
' Wenn auch die Urteile durch den Krieg endgültig über- 
holt sind, so sind sie es doch nicht als historische Fak- 
"toren, denn sie waren es, die zum Ausbau dieser Stütz- 
Punkte zu ihrer vollen Größe geführt haben. Der Ver- 
gleich zwischen Theorie und Praxis gibt jedoch einen 
tiefen Einblick in die strategischen Umwertungen, die 
der moderne Krieg verursacht. 

Friedrich Stieve: Wendepunkt der europäischen Ge- 
 sehichte vom 30jährigen Krieg bis zur Gegenwart. 
‚ 2,Aufl. Philipp Reclam jun., Leipzig 1940, 245 S., 

16 Abb., RM 7,50. 
" Unter den Wendepunkten versteht Verf. das Wirken 
Richelieus, das Ergebnis des Spanischen Erbfolge- 
 krieges, den Deutschen Fürstenbund von 1785, die 


' =Kontinentalsperre von 1806, die Konvention von Tau- 


roggen, den Frieden von Nikolsburg, die Kündigung 
des Rückversicherungsvertrages zwischen Deutschland 
und Rußland, den Beginn der Einkreisung Deutsch- 
lands vor 1914, den Beginn des ersten Weltkrieges 1914 
und Deutschlands Austritt aus dem Völkerbund 1933. 
Die Wiedergabe zahlreicher historischer Dokumente 
- unterstützt den Text. 

Ü Jahrbuch des Osteuropa-Institut zu Breslau 1940. 
- Schlesien-Verlag, Breslau 1941, RM 6, —. 

Das bewährte Jahrbuch liefert auch mit dem vor- 
liegenden Band wertvolle und wichtige Beiträge zur 
Kenntnis desinnerdeutschen Ostens und der östlichen 
Nachbarräume. , 

Wulf Sievert: Der Atlantik. Geopolitik eines Welt- 


RM 2,—. 

Eine geschichtliche und geographische Überschau 
über den atlantischen Seeraum, Verf. geht von der 
Geographie und der geschichtlichen Entdeckung des 
Atlantik aus und stellt auf knappem Raum die vier 
großen Perioden der atlantischen Geschichte dar (die 
spanisch-portugiesische, die holländische, die britisch- 
französische und die britisch-amerikanische Epoche). 
- Die Schrift ist sehr wichtig, denn sieliefert seit Weules 

„Geschichtlicher Bedeutung des Atlantischen Ozeans“ 
wohl zum.erstenmal wieder eine umfangreichere Über- 
sicht über das Geschehen in diesem Seeraum. 
Franz Niedermayer: Ibero-Amerika. Räumliche 
Grundlagen und geschichtlicher Werdegang. Gegen- 
. wartslage und Zukunftsfragen. B. G. Teubner, Leipzig 
"1941, 96 S., 10 Karten, RM 2,—. 
Eine gründliche, auf guter Stoifkenntnis beruhende 
echte geopolitische Analyse des ibero-amerikanischen 
Raumes. Einige kurze Andeutungen des Inhalts mögen 
die gedrängte Stoffülle kennzeichnen: Tbero-ameri- 
kanische Grundlagen (geographischer Begriff und seine 
Wandlungen, die räumlichen Bestimmungen, die poli- 
tischen Auswirkungen der geophysischen Faktoren, die 
räumlichen Bedingtheiten, die Grenzstreitigkeiten, 
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meeres. 6. B. Teubner, Leipzig 1940, 98 8., 10 Karten, 


andern Zug des Neides auf echte Köniser 


gedanken, den nordische Dichter so unheim- 
lich, u.a. in der düstern Figur des „Bagler- 
bischofs“ gezeichnet haben. Man muß ihn - 
kennen, wenn man Schwächen nordischer Poli- 
tik richtig sehen will, denen nur Finnland sich 
heroisch entrafft — während andre Skandi- 
navier darin steckenbleiben. K.H. 


RUPERT VON SCHUMACHER 
Büchertäfel 


Raum- und Rassenprobleme); der geschichtliche Un- 
terbau (Alt-Amerika bis zur Entdeckung, die Rassen- 
verschiebungen, die Städtegründungen, nichtiberische 
Festsetzungsversuche, Aufstände, die Unabhängig- 
keitskriege, Staatsideen im 19. und 20. Jahrhundert); 
das ibero-amerikanische Kräftefeld (nationaler Staats- 
umbau, Wirtschaftsneuordnung, Rassenwirrwarr, Be- 
deutung des Indianertums, Gegner des ibero-ameri- 
kanischen Nationalismus); der deutsche Beitrag zum 
Aufbau Ibero-Amerikas. F 

Dr. Hans-Georg Baare-Schmidt: Die territorialen 
Rechtsverhältnisse der Antarktis. Gräfe & Unzer, 
Königsberg i. Pr. 1940, 131 8S., 1 Karte, RMA4,—. 

Verf. stellt die völkerrechtlichen Methoden des Ge- 
bietserwerbs in der Antarktis dar (Vorzugsrecht, fik- 
tive und effektive Okkupation, Notifikation, Sektor- 
Prinzip). Anschließend werden Gebietsansprüche der 
einzelnen Mächte dargelegt. Der Anhang enthält eine 
Dokumentensammlung. 


Wirtschaft 


Ernst Hickmann: Statistisches Taschenjahrbuch der ' 
Weltwirtschaft. Produktion und Außenhandel 1941/42. I 
W. Rödiger, Berlin 1942, 200 S., RM 2,50. i 

Angesichts der knapper werdenden statistischen Zah- | 
len wird man die Weiterführung dieses Behelis be- 


en. 

Heinz Lütke: Zusammenbruch und Neuaufbau der 
Weltwirtschaft. Junker & Dünnhaupt, Berlin 1941, 
141 S., RM 1,50. 

Eine populäre Darstellung desliberalen Wirtschafts- 
imperialismus, insbesondere in seiner britischen Form. 
Dieser Wirtschaftsform tritt auf Seite der völkischen 
Daseinsbehauptung das Autarkiestreben der jungen 
Völker entgegen. 

Kari Krüger: Weltatlas der Erdölindustrie. Union 
Deutsche Verlagsges., Berlin 1942, 20 8., 13 Karten, | 
RM 8,50. 

Krüger liefert mit dem vorliegenden Kartenwerk 
zum erstenmal auf Grund eines sehr zerstreuten und 
schwer erreichbaren, weil zum Teil geheimgehaltenen 
Materials eine kartographische Darstellung der Welt- 
ölwirtschaft, ihrer Produktionsstätten, Veredlungs- 
standorte, Erdölleitungen usw. Man begrüße das 
Kartenwerkchen als einen wertvollen Behelf für wirt- 
schaftspolitische Erkenntnisse und Arbeiten. 

Alfred Oesterheld: Wirtschaftsraum Europa. Stal- 
ling, Oldenburg 1942, 472 S., 12 Karten, RM 9,50. 

Der erste Teil befaßt sich mit den Entwicklungs- 
linien der Wirtschaftsräume von der Zeit der Hanse 
bis zur Gegenwart. Der 2. Teil behandelt die einzelnen 
Länder des kontinentalen Wirtschaftsraumes und die 
Wirtschaftsstatistik des Kontinents. 

Weltwirtschaftliches Archiv, Jahrgang 1942, Heft il, 
De 

Aus den vorliegenden Arbeiten des WA. sei beson- 
ders hervorgehoben eine Reihe von Aufsätzen über die 
italienische Kriegswirtschaft im 3. Heft. 


Deutsches Reich und deutsches Voikstum 


Goethe als Kämpfer. Zitate, ausgewählt von B. Wel- 
ser. Mittler & Sohn, Berlin 1941, 53 8., RM 1,20. 

Ein Zitatenschatz aus Goethes Werken, der den 
großen Deutschen als Dichter und Kämpfer und als 
bewußten Vertreter seines Volkstums zeigt. 
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- E. von Seydlitzsche Erdkunde für höhere Schulen. 
Bsg. von Walther Jantzen, 8. Teil: Das Reich des 
Führers. Ferdinand Hirt, Breslau 1940, 134 S., zahlr. 
Abb. und Karten. 

Das Werk ist überwiegend wirtschaftsgeographisch 
aufgefaßt. Den" Beschluß bilden Leseproben, dich- 
terische Darstellungen der deutschen Landschaft, eine 
Reihe von Bildtafeln mit Reproduktionen bekannter 
Gemälde u.a. 

Joachim H. Schultze: Der Wirtschaftswert unserer 
Kolonien. Die wirtschaftlichen Möglichkeiten der deut- 
schen und afrikanischen Kolonien und ihre Nutzung 
dureh die Mandatsmächte. Dietrich Reimer, Berlin 
1940, 132 8., 8 Abb., 4 Karten, RM 4,50. 

Der erste Teil ist der wirtschaftlichen Kapazität der 
deutsch-afrikanischen Kolonialräume gewidmet. Verf. 
zeigt darin, da3 der deutsche Handel mit seinen afri- 
kanischen Kolonien verhältnismäßig gering war, und 
begründet im Anschluß daran die Auffassung, daß die 
Mösglichkeit zu einer umfassenden Steigerung des Wirt- 
schaftsverkehrs zwischen dem Reich und seinen 
früheren afrikanischen Besitzungen besteht. Im 
zweiten Teil untersucht Verf. die Mängel der Nutzung 
unserer afrikanischen Kolonien durch die Mandats- 
mächte. Er sieht die Ursache dieser Mängel darin, daß 
die M‘ndatsmächte eine gewisse optimale Landgröße 
bereits überschritten haben und daher an einer Ent- 
wicklung unserer Kolonien kein Interesse mehr be- 
sitzen, so daß sie den inneren Aufbau dieser Gebiete 
grundsätzlich störten. In gesonderten Abschnitten 
wird die innerwirtschaftliche Lage unserer Kolonien 
unter der Mandatsherrschaft aufgezeigt. Verf. kommt 
zu dem Schluß, daß eine Entwicklung nur möglich ist, 
wenn die Kolonien dem Reich zurückgegeben werden. 

Auslandsdeutschtum und evangelische Kirche. Jahr- 
buch 1940, 208 S., 16 Bildseiten, 1 Karte. 

Wie es nicht anders sein kann, widmet sich der vor- 
liegende Band dieses Jahrbuches diesmal hauptsäch- 
lich geschichtlichen Fragen bzw. Problemen, die eigent- 
lich nicht mehr als ‚‚auslandsdeutsch‘“ im eigentlichen 
Sinne des Wortes anzusprechen sind. Das gilt vor 
allem für die Beiträge von Schultze, Aus der Ge- 
schichte unserer 1939 in die Heimat zurückgekehrten 
Volks- und Glaubensgenossen; Kammel, Volksdeut- 
sche Probleme im früheren Polen; Krimm, Die Kirche 
der Heimat; Michaelis, Die evangelische Kirche Elsaß- 
Lotkringens im Lichte der Wiedergewinnung des alten 
Reichslandes. Auslandsdeutsch im eigentlichen Sinn 
ist der Beitrag von Schowalter über Südafrika. 

Deutsches Archiv für Landes- und Velksforschung. 
S. Hirzel, Leipzig 1941. 

Das uns vorliegende 1. Heft des 5. Jahrgangs der be- 
kannten, von E. Meynen herausgegebenen Zeitschrift 
befaßt sich u. a. mit einer Reihe bisher weniger beach- 
teter Fragen. So behandelt Kolb die germanische Be- 
völkerung der Hawai-Inseln, Weizsäcker die Verbrei- 
tung des Meissner Reshtsbuches im Osten usw. Daß 
die Lösung eines großen Teils der auslandsdeutschen 
Fragen auch das Archiv zu neuen Aufgaben drängt, 
zeigen die Beiträge von Brauner über die Volkswerdung 
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der Slowaken, Kloss über die Volksgruppenangehörig 
in Paris, Hecke über Binnenwanderungsprobleme Be 
lins und Wiens usw. 

Krakau. Hauptstadt des deutschen Generalgo 
vernements Folen. 8. Hirzel, Leipzig 1940, 128 Su Sa 
21 Abb., 1 Stadtplan. Se 

Ein Städteführer mit einer guten historischen Ab- 
handlung und guter Bildausstattung. Be '; 

Bibliographie zur Geschichte der polnischen Frage 
bis 1919. Weltkriegsbücherei, Stuttgart 1940, 1608. 

Einer der bekannten, für Wissenschaft und Praxis 
bereits unentbehrlich gewordenen Schrifttumsführer, 
wie sie die Weltkriegsbücherei in den letzten Jahren in 
großer Zahl herausgegeben hat. _ i 

Werner Picht: Der Feldzug in Norwegen. Was die 
Gegner meldeten und was wirklich geschah. Mittler 
& Sohn, Berlin 1940, 1008., 3Karten, RM1,—. 

Eine Gegenüberstellung ausländischer Presseberichte 
über den Feldzug in Norwegen und der deutschen R 
Wehrmachtsberichte im täglichen Ablauf des Ge- 
schehens. Einen besseren Nachweis für die Verlogen- 
heit der feindlichen Propaganda als die kommentarlose 
Gegenüberstellung kann man sich kaum denken. 

w. Eggers: Bodenbedeckungs- und Geländebild- 
karte des deutschen bzw. mitteleuropäischen Lebens- 
raumes. List & von Bressensdorf, Leipzig. Maßstab 
1:2% Mill. Format 50x 70cm. RM 0,60. 

Die Karte zeigt das Relief und die Bodenarten: 
Wald, Grasland, Ackerland, Weingärten, Heide, Moor, 
Alpenmatten, Fels, Firn. Der Gedanke der Karte ist 
gut, jedoch leidet sie daran, daß der 11-Farben-Druck 
nicht in genügender Schärfe herauskommt. Zum Teil 
hat man auch den Eindruck, daß es schwierig war, 
Unterlagen für die Bodenbedeckung zu beschaffen, so 
z.B. für die Gebiete des Karst. 

Weißbuch Nr. 6. Die Geheimakten des französischen 
Generalstabes. 3938., RM4,—. 

Weißbuch Nr. 7. Dokumente zum Konflickt mit 
Jugoslawien und Griechenland. 198 S., RM 2,50. 

Beide hsg. vom Auswärtigen Amt. Franz Eher, 
Berlin 1941. 

Die beiden vorliegenden Weißbücher setzen die Do- 
kuinentensammlung des A.A. zum gegenwärtigen Krieg 
fort. Sie besitzen nachgerade einen einmaligen poli- 
tischen und geschichtlichen Charakter, denn es handelt 
sich bekanntlich um Veröffentlichungen von Doku- 
menten, die während des Krieges von deutschen Trup- 
pen erbeutet und damit den Geheimarchiven entrissen 
wurden. Sie besitzen daher nicht nur wissenschaft- 
liches Interesse für die Geschichtsforschung, sondern 
wurden zu einem politischen Ereignis für sich, da ihr 
Bekanntwerden außerordentlichen Einfluß auf die poli- 
tische Weltlage ausüben mußte. Allein schon die Tat- 
sache, daß durch die Erbeutung dieser Dokumente ein 
unerhörter Einblick in die Maßnahmen des Gegners 
gewonnen ist, konnte durch die Veröffentlichung wei- 
testen politischen Kreisen des Auslandes Klarheit über 
politische Absichten und Vorgänge gegeben werden. 
Die Weißbücher des A.A. sind charakteristische Doku- 
mente des Wesens dieses Krieges. 
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KARL HAUSHOFER N 
Japan baut sein Reich 


331 Seiten / 96 Tafeln / Leinen RM 8.50 


Der bekannte Geopolitiker entwickelt aus über- 
legenem Wissen und mit durchdringendem Scharf- 
blick die Geschichte der japanischen Reichsidee 
und stellt sie hinein in die weltpolitischen Zu- 
sammenhänge unserer Zeit. 


Buchvertrieb- Gesellschaft m. b. H. 
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| Schmieder-Wilhelmi 
Die faschistische Kolonisation 
in Nordafrika 


204 Seiten mit 39 Abbildungen u. 23 Karten. Gebunden RM 6.80 


„Das Buch der; beiden Kieler Geographen vermittelt einen ausge- 
zeichneten Überblick über die landschaftlichen und klimatischen Ver- are 
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hältnisse in Libyen sowie Leben und Wirtschaft der Eingeborenen. 
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e ; Die Verfasser haben die einzelnen Siedlungspunkte kurz vor Ausbruch FR 
“ des Krieges bereist und geben in diesem Buch einen zusammen- 
! hängenden Überblick über diese Zonen.“ Afrika-Rundschau 5 
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VERLAG VON QUELLE & MEYER/LEIPZIG. 


Soeben is$ erschienen: 


Verbrauchsregelungs-Strafverordnung 


Erläutert von Dr. J. Anderegg ESTER 
Assessor beim Denischen Gemeindetag > 5 te 
272 Seiten | RM 6.60 

Die Arbeit bringt einen Überblick über das gesamte Bewirtschaftungsstrafrecht unter besonderer Berück- 
sichtigung der le ae nern vom 6. 4. 1940 in der Fassung der VO. vom 26. 11. 1941. 
Nach einer Einführun die geschichtliche Entwicklung des Bewirtschaftungsstrafrechts dargestellt ist, 
folgt der Coretzesteit, der zusemmenhängend den Erläuterungen vorangestellt ist. In einem Anhang sind 
die wichtigsten einschlägigen Gesetze, Verordnungen, Erlasse und Bekanntmachungen wiedergegeben. Das 

‚bewußt ausführlich gehaltene, Sachregister dient der weiteren Arheitsersparnis. 
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In zweiter Auflage lieg vor: 


Deutfche Rechtsgefchichte und deutfches Rechtsdenken | BE © 


Heft 6 der Schriftenreihe „‚„Rechtspflege und Verwaltung‘ Paehn 
Von Professor Dr. Jehann von Leers ee: 
179 Seiten / Kari. RM 2.40 VEERBEN, 


Br 


„nr 


„Das von seinem Varfarser als Leitfaden gedachte Werk ist trotz der knappen Zusammenfassung des Stoffes 
zehr als nur ein Leitfaden. Mit gutem Erfolg wird der Versuch unternommen, vom Blickpunkt der national- 
sozialistischen Weltanschanung den Ablauf der Ereignisse zu sehen, zu werten und verständlich zu machen. — 
Das Werk verdient, nicht nur zum Studium des jungen Rechtswahrers erarbeitet, sondern AER 
darüber hinaus unter den Rechtswahrem der Praxis sowohl wie allen politisch interessierten Per 
Volksgenossen überhaupt, weiteVerbreitung zu finden.‘ Ra ? 
S44A; Dr. Ehrhardt in „Deutsches Strafrecht‘ 7/8.1941 


Zu beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag | +... 


Dentfcher Rechtsverlag, Berlin W 35, Hildebrandftraße a er RS 
Leipzig Ci - Wien! . 
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' sind glänzend bewährt 
für Privat- und Selbst- 
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Klar sein, — u war das Gestaltungsgesetz ‚gris ; 
chischen Menschentumsin Hellas. Um dieses Gesetz ” Un. 
der Klarheit handelt es sich in vorliegendem Wer - 
Es wird versucht, mit neuen fruchtbaren Gedanken iS 
in den Geist der Ordnung und Harmonie, wie er 
uns in den er Ruinen g er Bau- 
kunst entgegentritt, erkennend einzudringen. ae 
ses Werk will die inneren ae der. 
Raumgestaltung klarlegen, wo scheinbarnur Intui- 
tion und sicheres künstlerisches Formgefühl die 
Schaffenskräfte lenkten. Es will der Gegenwart } 
noch einmal die erhabene Einheit von Leben und x 
‘Form des Meildnsnkunge darstellen. Ich 


67.80, 146 Seiten, 10 gansseitige Tafeln 
Preis kart. RM1050 ° 
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Es sind erschienen: 


Arabisch, Bulgarisch, Chinesisch, 
. Dänisch, Deutsch, Duala, lisch, 
Ewhe, Französisch, Haussa, Italie- 
. nisch, Japanisch, Koreanisch, Le- 
teinisch, Litauisch, Marokkanisch, 
Neugriechisch, Niederländisch, Nor- 


Rumänisch, Russisch, 
Serbisch, Spanisch, Suabeli, Tsche- 
‚ ehisch, Ungarisch, 


Dasu erschienen Schlüssel und teil- 
: weise Lese- und Übungs- sowie Ge- 
P Ban sprächsbücher. 


Zu besichen durch jede Buchhandlung. Man ver- 
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lange ausführliche Araslege; auch die Aus- "Band II der Beiträge zur. Raunforscung 
‚gaben in fremden Sprachen und Raumordnung 
herausgegeben von Dr. K. Me 
JULIUS EROOS, VERLAG re Be . 
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bietet. Überallin Großdeutschland er 


Sie sparen, bei jedem Postamt! Sparen ist 
kriegswichtig! Sparen hilft mit zum Sieg! 
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